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Der Bürgermeister ist ent-
nervt vom ewigen Gezerre 
um die Regierungsbildung. 
Seiner Ansicht nach reicht 
es nicht zu fragen „Was will 
ich?“. Vielmehr gehe es da-
rum, was zu tun ist und was 
getan werden muss. Das 
nennt man Verantwortung. 
 Seite 15

 Sie lesen in dieser Ausgabe
Seite

Familienfreundliche Arbeitswelt ist Daueraufgabe  .  .  .  .  .  .  .  .2
Diskussion um Straßenausbaubeiträge   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .2
Sicherheitsmaßnahmen auf Christkindlmärkten  .  .  .  .  .  .  .  .  .2

GZ-Kolumne Stefan Rößle:
Energiewende: Wir müssen muti ger werden!   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .3

Bayerischer Heilbädertag in Weißenstadt .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .3
Freistaat hilf strukturschwachen Kommunen  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .4

Wasser  Abwasser  Abfall  Umwelt  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 5 - 8
Kommunales Verkehrswesen  ÖPNV  Straßenbeleuchtung  . 9 - 11
Kommunalfahrzeuge.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  12 - 13
Aus den bayerischen Kommunen.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  14 - 16

Bürgermeisterin Christi ne Borst, Staatsministerin Melanie Huml, Landrat Stefan Rößle, KPV-Landes-
geschäft sführer Jörg Kunstmann und Oberbürgermeisterin Gabriele Bauer (v. l.).  

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Megathema 
Gesundheit und Pfl ege  

Ein funkti onierendes Gesundheits- und Pfl egesystem ist 
die Voraussetzung für Wohlstand und gesellschaft liche 
Stabilität. Mit welchen Herausforderungen sich Staat und 
Kommunen bei diesem Megathema konfronti ert sehen, 
darüber berichtete Staatsministerin Melanie Huml, MdL, 
im Rahmen der jüngsten Sitzung des KPV-Landesvorstan-
des und Hauptausschusses in München unter der Leitung 
von Landrat Stefan Rößle.

„Als Kommunalpoliti sche Ver-
einigung der CSU kennen wir be-
sonders die Anforderungen vor 
Ort - als Träger der Kliniken, als 
diejenigen, die Standortpoliti k 
betreiben und um die besten 
Rahmenbedingungen kämpfen 
oder insgesamt als Ansprech-
partner für die Menschen“, be-
tonte Landesvorsitzender Röß-
le nach einem Rückblick auf die 
KPV-Bundesvertreterversamm-
lung in Braunschweig und Infor-
mati onen zu den Themen Stra-
ßenausbaubeiträge und Kom-
munaler Finanzausgleich 2018. 
Rößle sprach sich für eine ver-
lässliche und stabile Kranken-
hausfi nanzierung aus.

Vollumfängliche 
Refi nanzierung 

Nach Auff assung der KPV ist 
es ein Muss, dass Lohnsteige-
rungen beim Klinikpersonal so-
wie die allgemeinen Preisstei-
gerungen bei den Sachkosten 
vollumfänglich refi nanziert wer-
den. Eine Baserate (Basisfall-
wert je Case-Mix-Punkt), die 
diese Entwicklung nicht berück-
sichti gt, könne nicht länger ak-
zepti ert werden. Zukünft ig soll-
ten diese Kostensteigerungen 

vollumfänglich im jährlich sich 
ändernden Landesbasisfallwert 
abgebildet werden.

Verlässliche, stabile
Krankenhausfi nanzierung 

Ministerin Huml verwies dar-
auf, dass ihr Augenmerk immer 
schon einer verlässlichen und 
stabilen Krankenhausfi nanzie-
rung gegolten habe. Bayern ha-
be in den vergangenen Jahren 
hier einiges vorangebracht. Sie 
bezeichnete es als „schönen Er-
folg“ und „nicht selbstverständ-
lich“, dass der kommunale Fi-
nanzausgleich 2018 vorsieht, 
für die Krankenhausfi nanzie-
rung jetzt mit 643 Mio. Euro 140 
Mio. Euro mehr als in den Vor-
jahren zur Verfügung zu stellen. 
In diesem Zusammenhang dank-
te sie den kommunalen Spitzen-
verbänden und der KPV dafür, 
„dass sie bei den FAG-Verhand-
lungen bereit gewesen sind, ih-
ren Anteil zu erhöhen und 70 
Mio. Euro draufzulegen“. 

Investi ti onen in die 
Krankenhausinfrastruktur  

Damit werden zum einen die 
Fördermitt el für die Einzelförde-
rung von Investi ti onsmaßnah-
men um 90 Mio. Euro erhöht, 
um notwendige Investi ti onen 
in die Krankenhausinfrastruk-
tur anzustoßen. Zum anderen 
können die Pauschalfördermit-

tel um 50 Mio. Euro aufgestockt 
werden. Dies trägt insbesonde-
re den steigenden Anforderun-
gen an die Krankenhäuser im 
lT-Bereich (Digitalisierung, IT-Si-
cherheit) Rechnung. 

Angemessene Vergütung 
von Notf ällen

Insgesamt, so die Ministerin, 
wurden seit 1972 insgesamt 22 
Mrd. Euro für Krankenhäuser im 
Freistaat ausgegeben. Gleich-
wohl sei die Tatsache, dass laut 
Bayerischer Krankenhausgesell-
schaft  jedes zweite Haus rote 
Zahlen schreibt, durchaus be-
unruhigend. Erfreulich sei im-
merhin, dass im Rahmen der Ja-
maika-Sondierungen ein voller 
Ausgleich der Tarifsteigerungen
 (Fortsetzung auf Seite 4)

50-Jahr-Feier zum Bayerischen Verfassungstag:

Für eine wehrhaft e 
Demokrati e

Unter dem Generalthema: „Verfassungspatrioti smus – 
Vernunft  und Leidenschaft “ stand der Festakt zum dies-
jährigen Bayerischen Verfassungstag im Herkulessaal 
der Münchner Residenz. Organisiert wurde der Festakt 
von der Bayerischen Einigung e.V. sowie der Bayerischen 
Volkssti ft ung unter Vorsitz von Florian Besold (Präsident 
der Bayerischen Einigung und Vorsitzender der Bayeri-
schen Volkssti ft ung). Der Bayerische Verfassungstag erin-
nert alljährlich an die Annahme der Bayerischen Verfas-
sung durch das bayerische Volk am 1. Dezember 1946.

Vor rund 1.000 geladenen 
Gästen ging Peter Küspert, Prä-
sident des Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshofs, in seinem 
Grußwort zunächst auf die Ge-
fahren für die Menschen der 
heuti gen Zeit ein. So führten 
etwa häufi ge Wohnortwechsel 
zu innerer Obdachlosigkeit und 
Entwurzelung.

Bedeutung der 
Bayerischen Verfassung

Florian Besold ließ die vergan-
genen 50 Jahre Verfassungs-Fei-
ern Revue passieren und be-
schwor die Bedeutung der Bay-
erischen Verfassung. Seit der 
ersten Verfassungsfeier am 1. 
Dezember 1967 habe der Verein 
Bayerische Einigung rund 100 
Verfassungsfeiern in allen Re-
gierungsbezirken veranstaltet. 

„Uns war der Mut zum Feiern, 
wenn es um Staat und Staats-
ordnung ging, nach 1945 lange 
vergangen  – bis zum Jahr 1967, 
als die Bayerische Einigung erst-

mals zur Feier des Bayerischen 
Verfassungstags aufrief in der 
Erkenntnis, dass man sich ‚nie-
mals der Feiern schämen wird 
müssen, die nicht Diktatoren 
und Kriegsherrn in den Mitt el-
punkt stellen, sondern die Wür-
de des Menschen, die Grund-
rechte verantwortungsbewuss-
ter Individuen und deren So-

lidarpfl ichten, das Bekenntnis 
zum Volk als souveränen Staats-
herrn und das Bekenntnis zum 
Kulturstaat“, betonte Besold.

Diese Überlegungen seien 
auch im Jahr 1967 wesentlicher 
Antrieb für die damals Verant-
wortlichen der Bayerischen Eini-
gung gewesen, „die Feier zu ei-
nem Bayerischen Verfassungs-
tag“ ins Leben zu rufen. Getragen 
war dies Besold zufolge auch 
von der Erkenntnis, dass „Demo-
krati e und Menschenrechte kein 
Wiegengeschenk der Geschich-
te“ sind, sondern ihre Ursprün-
ge in der verfassungsgeschicht-
lichen Entwicklung des 19. Jahr-
hunderts haben, die zum Teil 
auch bluti g verlaufen ist.

Herrmann für bundesweite 
Volksentscheide

Als Festredner sprach sich In-
nenminister Joachim Herrmann 
für bundesweite Volksentschei-
de aus. „In Bayern haben wir mit 
solchen direktdemokrati schen 
Elementen hervorragende Er-
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Finanz- und Heimatminister Dr. Markus Söder bei der Verleihung der Kultur-, Sozial- und Umwelt-
preise 2017 der Bayerischen Landessti ft ung.  

Preisverleihung der Bayerischen Landessti ft ung:

Unermüdlich für das Gemeinwohl 
Für hervorragende Leistungen auf kulturellem und sozia-
lem Gebiet sowie im Bereich des Umweltschutzes wurden 
in Nürnberg die Preise der Bayerischen Landessti ft ung ver-
geben. „Engagierter Einsatz für das Gemeinwohl“ zeich-
net nach den Worten von Finanz- und Heimatminister Dr. 
Markus Söder die Preisträger aus. Er dankte allen Preis-
trägern für deren vorbildliches und unermüdliches Wirken 
zum Wohl der Allgemeinheit. 

Die Bayerische Landessti ft ung 
förderte allein im Jahr 2017 Kul-
tur- und Sozialprojekte im Frei-
staat mit rund 21 Millionen Eu-
ro. Seit Errichtung der Landes-
sti ft ung im Jahr 1972 wurden 
Zuschüsse für rund 10.700 Pro-
jekte mit einem Gesamtf örder-
volumen von über 626 Millionen 
Euro bewilligt. „Die Preise der 
Landessti ft ung sind auch An-
sporn als Vorbild für die Bürger 

weiterzumachen und sich dafür 
zu engagieren, dass unsere Hei-
mat lebenswert bleibt“, betonte 
Söder. Die Preise sind je Sparte 
mit 30.000 Euro doti ert.

Kampf gegen Abwanderung 
junger Menschen

Mit dem Sozialpreis wurden 
das Projekt „Zukunft swerkstät-
ten – Jugend im Landkreis Kulm-

bach“, der Katholische Verein 
für soziale Dienste Memmingen 
und Unterallgäu (SKM) sowie die 
Vesperkirche Schweinfurt – Mit-
einander für Leib und Seele aus-
gezeichnet.

Insbesondere viele ländliche 
Gemeinden kämpfen mit der Ab-
wanderung junger Menschen. 
Gegen diese Tendenz wendet 
sich das Projekt Zukunft swerk-
stätt en von Jugendarbeit und 
Jugendring, das den Gemein-
den des Landkreises Kulmbach 
die Möglichkeit bietet, junge 
Menschen in die kommunalpo-
liti sche Willensbildung ihrer Ge-
meinde einzubinden. Zusam-
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Schwabens Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert gemeinsam mit 
Landtagspräsidenti n Barbara Stamm.  
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erhard Radlmeier 

94526 Metten 
am 7.12.

Bürgermeister Josef Christl 
93477 Gleißenberg 

am 12.12.

Bürgermeister Edgar Ilg 
89350 Dürrlauingen 

am 13.12.

Bürgermeister Georg Reitsberger 
85591 Vaterstetten 

am 14.12.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Eberhard Streit 

97638 Mellrichstadt 
am 8.12.

Bürgermeister Franz Hauck 
86860 Jengen 

am 9.12.

Bürgermeister Helmut Haider 
84137 Vilsbiburg 

am 9.12.

Bürgermeister Josef Keller 
87663 Lengenwang 

am 12.12.

Bürgermeister Johann Egger 
83334 Inzell 

am 17.12.

Bürgermeister  
Willhelm Kieslinger 

91598 Colmberg 
am 18.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter Kloo 

83059 Kolbermoor 
am 7.12.

Bürgermeister Thomas Reichert 
97342 Marktsteft 

am 11.12.

Bürgermeister Joachim Neuß 
91275 Auerbach i. d. OPf. 

am 13.12.

Bürgermeister Werner Burger 
95356 Grafengehaig 

am 14.12.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Claudia Forster 

85095 Denkendorf 
am 9.12.

Bürgermeister Martin Schachtner 
91740 Röckingen 

am 17.12.

ZUM 30. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Alexander Schneider 
97779 Geroda 

am 8.12.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Innenminister Joachim Herrmann:

Sicherheitsmaßnahmen auf 
Christkindlmärkten

Bayern setzt zum Schutz der Christkindlmärkte auf individu-
elle Sicherheitsmaßnahmen und maßgeschneiderte Sicher-
heitskonzepte.

Innenminister Joachim Herrmann erläuterte: „Unseren Si-
cherheitsbehörden liegen derzeit keine Erkenntnisse vor, 
aus denen sich eine konkrete Gefährdung speziell für Christ- 
kindlmärkte in Bayern ableiten lässt. Es gibt überhaupt keinen 
Grund, auf einen Christkindlmarktbesuch zu verzichten. Den-
noch werden die Sicherheitskräfte wachsam sein, damit unsere 
Christkindlmärkte möglichst sicher sind und der vorweihnacht-
liche, friedliche und besinnliche Charakter erhalten bleibt.“

Laut Herrmann ist für die Sicherheit von Christkindlmärk-
ten grundsätzlich der jeweilige Veranstalter zuständig. „Eng 
abgestimmt mit Polizei und 
Sicherheitsbehörden gibt es 
an die jeweilige Situation an-
gepasste Sicherheitsmaßnah-
men und maßgeschneiderte 
Sicherheitskonzepte“, so der 
Minister. Beispielsweise gebe 
es im Einzelfall zentrale Laut-
sprecheranlagen, SMS-Ver-
teiler für Marktleute oder Zu-
fahrtssperren für Fahrzeuge. 
Herrmann: „Die Polizei wird 
lageangepasst uniformiert 
und zivil ihre Präsenz erhö-
hen, flankiert von intensiver-
en Personen- und Taschen-
kontrollen. Dabei unterstüt-
zen Einheiten der Bayerischen Bereitschaftspolizei und Ein-
satzzüge der Polizeipräsidien.“

Neu in diesem Jahr ist ein Pilotprojekt der Bayerischen Poli-
zei mit mobilen Fahrzeugsperren. In Augsburg, München und 
Nürnberg wird eine Sperre aus Gusseisen getestet, knapp 900 
Kilogramm schwer und mit 120 Zentimeter hohen Stelen ver-
sehen. Bei dem Test geht es laut Herrmann vor allem um die 
Praxistauglichkeit solcher Sperren für Ad-hoc Einsatzlagen der 
Polizei, beispielsweise bei konkreten Bedrohungssituationen. 
Nicht Aufgabe der Polizei sei es, planmäßige kommunale oder 
private Veranstaltungen mit solchen Sperren zu versehen. 
„Schrittweise werden wir 2018 weitere mobile Fahrzeugsper-
ren testen“, kündigte Herrmann an. r

CSU reagiert bei Reform des Kommunalwahlrechts:

Umstellung auf  
Sainte Lague/Schepers

Nach langen Diskussionen um eine Reform des Kommunalwahl-
rechts hat die CSU auf mehrere Expertenvorschläge reagiert. Die 
Landtagsfraktion befürwortet jetzt eine Umstellung auf das Ver-
fahren nach Sainte Lague/Schepers bei der Zuteilung der Sitze 
nach Kommunalwahlen. Ursprünglich beabsichtigte die CSU eine 
Rückkehr zum d‘Hondt-Verfahren, nachdem seit den Kommunal-
wahlen 2013 das Hare-Niemeyer-Verfahren angewandt wurde. 
Dies teilte der CSU-Innenexperte und Kommunalausschussvorsit-
zende Dr. Florian Herrmann nach einer Fraktionssitzung mit.

Mit ihrer Entscheidung für 
Sainte Lague/Schepers – das 
Verfahren wird seit 2008 bei 
Bundestagswahlen eingesetzt –
folgt die Landtagsfraktion nicht 
nur den Empfehlungen der 
Mehrzahl der Experten, die die-
se in einer Landtagsanhörung im 
Oktober ausgesprochen hatten 
(s. GZ Nr. 20 v.26.10.17). Die CSU 
wolle auch eine einvernehm-
liche Lösung mit SPD, Freien 
Wählern und Grünen, erklärte 
Herrmann. Diese hatten der Re-
gierungsfraktion vorgeworfen, 
mit der Rückkehr zu d‘Hondt ih-
ren eigenen Vorteil zu verfol-
gen. Denn das Verfahren steht 
schon länger in der Kritik, größe-
re Parteien zu bevorzugen. Dies 
bestätigte u.a. auch der Deg-

gendorfer Mathematiker Johan-
nes Grabmeier, für den die Zu-
teilung der Sitze nach dem Zähl-
system von d‘Hondt das Wahl-
ergebnis zu Lasten der kleinen 
Parteien verzerre. Er bevorzuge 
das Verfahren nach Sainte-La-
gue/Schepers, das bei der Ge-
nauigkeit stets vorne sei.

Schon in der Anhörung wa-
ren sich alle Wissenschaftler der 
Problematik bewusst, dass sich 
Wahlergebnisse nie genau in 
Mandate umrechnen lassen und 
einfache Auf- oder Abrundun-
gen das Ergebnis zu sehr verfäl-
schen würden. Daher will man  
mit komplizierten mathemati-
schen Verfahren eine möglichst 
genaue Annäherung erreichen.
 rm

Gemeinsames Erfolgsmodell von 
Freistaat und Wirtschaft

 „Familienfreundliche Arbeitswelt ist Daueraufgabe“

Auch die diesjährige Bilanz zur Fortentwicklung des im Jahr 2014 
ins Leben gerufenen Familienpakts Bayern der Staatsregierung 
mit der bayerischen Wirtschaft fällt positiv aus. Arbeits- und Fa-
milienministerin Emilia Müller betonte im Kabinett den gemein-
samen Willen aller Mitglieder, den Familienpakt Bayern auch 
über 2018 hinaus fortzusetzen. Müller: „Familienfreundlichkeit 
stärkt die Attraktivität der Unternehmen und vor allem junge Leu-
te orientieren sich zunehmend daran, was das Unternehmen bie-
tet. Eine familienfreundliche Arbeitswelt ist daher eine Zukunfts- 
und Daueraufgabe zugleich.

Deshalb wollen wir den Fami-
lienpakt Bayern in der nächsten 
Legislaturperiode gemeinsam 
mit den Paktpartnern der Wirt-
schaft fortsetzen. Den erfolg-
reich angestoßenen Wertewan-
del in der bayerischen Unter-
nehmenswelt wollen wir weiter 
ausbauen und stetig begleiten. 
So soll sich die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf noch brei-
ter in der Unternehmenskultur 
verankern.“

Die Ministerin nannte als Bei-
spiel für erfolgreiche Maßnah-

men des Familienpakts die ei-
gens eingerichtete Servicestelle, 
die Erstberatung, Lotsenfunkti-
on und Vernetzung anbietet. 

Workshops, Kurzleitfäden 
und Fachbroschüren

In diesem Jahr wurden die An-
gebote für Arbeitgeber durch 
zusätzliche fachliche Hilfe bei-
spielsweise durch die Work-
shop-Reihe „Familienpakt Werk-
statt“ sowie Kurzleitfäden und 
Fachbroschüren erweitert. 

Auch das zentrale Online-In- 
formationsportal zum Familien- 
pakt Bayern wurde u.a. um ei-
ne interaktive Bayern-Landkarte 
und einen internen Mitglieder-
bereich ergänzt. 

Unternehmenswettbewerb

Der Unternehmenswettbewerb 
„Erfolgreich.Familienfreundlich“ 
im Rahmen des Familienpakts 
geht in die zweite Runde. 228 
Unternehmen haben sich be-
worben. Die 20 familienfreund-
lichsten Unternehmen Bayerns 
werden am 14. Mai 2018 im 
Schloss Nymphenburg ausge-
zeichnet. Müller betonte: „Der 
Familienpakt ist ein Erfolg – die 
Zahlen sprechen eine deutliche 
Sprache. So konnte die Mitglie-
derzahl im letzten Jahr auf 464 
Mitglieder und Netzwerkpart-
ner verdreifacht werden. 

Die Mitgliedsunternehmen 
haben 218 Maßnahmen zur be-
trieblichen Familienfreundlich-
keit ausgebaut. Ferner wurden 
166 weitere Maßnahmen neu 
eingeführt oder sind geplant.“

Dazu zählen beispielsweise die 
Schaffung von mobilen Arbeits-
plätzen, der Aufbau von Kin-
der-Notfallbetreuungen oder die 
Durchführung von Workshops 
für Führungskräfte zur Verein-
barkeit von Familie und Beruf.

Bestmögliche Unterstützung

Gemeinsames Ziel von Staats-
regierung und Wirtschaft ist es, 
das Zukunftsthema „Vereinbar-
keit von Familie und Beruf“ wei-
ter voranzubringen und die Ar-
beitswelt familienfreundlicher 
zu gestalten.

Infos im Internet

Die Familien sollen bestmög-
lich bei der Bewältigung der He-
rausforderungen im Alltag unter-
stützt werden. Der Familienpakt 
Bayern wurde von der Staatsre-
gierung mit den drei größten bay-
erischen Wirtschaftsverbänden – 
Bayerischer Industrie- und Han-
delskammertag, Vereinigung der 
Bayerischen Wirtschaft und Bay-
erischer Handwerkstag – im Ju-
li 2014 zunächst für die 17. Le-
gislaturperiode geschlossen. Zur 
Weiterführung des Familienpakts 
Bayern finden nun Gespräche mit 
den Wirtschaftsverbänden statt.
Weitere Informationen zum Fa-
milienpakt Bayern unter www.
familienpakt-bayern.de/. r

Diskussion um  
Straßenausbaubeiträge

In Erster Lesung haben die Freien Wähler in der vergangenen 
Woche im Landtag einen Gesetzentwurf zur Änderung des Kom-
munalabgabengesetzes und des Finanzausgleichsgesetzes ein-
gebracht. Dabei geht es um die Abschaffung der Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen gegenüber Anwohnern, die dadurch fi-
nanziell stark belastet werden. 

Bisher können Grundstücksei-
gentümer beim Ausbau oder der 
Sanierung von Gemeindestra-
ßen an den Baukosten direkt 
beteiligt werden, die sich teil-
weise im mittleren fünfstelligen 
Eurobereich bewegen. Zur Erhe-
bung der Kosten sind die Kom-
munen verpflichtet, eine Stra-
ßenausbaubeitragssatzung zu 
erlassen. Einen freiwilligen Ver-
zicht der Gemeinden zur Bei-
tragserhebung hat der Bayeri-
sche Verwaltungsgerichtshof(-
BayVGH) mit Urteil vom Novem-
ber letzten Jahres untersagt. 

Die Freien Wähler fordern 
jetzt die Abschaffung der Ge-
bühr, weil sie für viele Betroffe-
ne unzumutbar bzw. existenzbe-
drohend sei. CSU, SPD und Grü-
ne lehnen den Gesetzesvorstoß 
ab wie die kommunalen Spitzen-
verbände.

Kommunalabgabengesetz 
wurde verschärft

Nach der Straßenausbaubei-
tragssatzung müssen Bayerns 
Kommunen einen Großteil der 
Kosten für Straßensanierungen 
von den Anliegern kassieren. 
Grundlage dafür ist das Kom-
munalabgabengesetz, das durch 
das Urteil des BayVGH vom letz-
ten Jahr verschärft wurde. Denn 
darin wurde die oberbayerische 
Gemeinde Hohenbrunn ver-
pflichtet, die Beiträge von den 
Straßenanliegern einzufordern. 
Nach Ansicht der Freien Wähler 
werden seither die Kommunen 
durch die Landratsämter ver-
stärkt zur Erhebung der Gebüh-
ren gezwungen. 

Überforderte Bürger

Die dabei von den Gemein-
den jährlich erwirtschafteten 60 
bis 65 Millionen Euro könnte der 
Freistaat laut FW-Fraktionschef 
Hubert Aiwanger angesichts 
der günstigen Haushaltslage 
selbst tragen. Er griff die Gebühr 
scharf an, da sie ungerecht sei 
und in den Kommunen einen er-
heblichen Verwaltungsaufwand 
sowie politischen Ärger verur-
sache. Zudem seien viele Bür-

ger mit den zum Teil fünfstelli-
gen Summen finanziell überfor-
dert. Darüber hinaus wollten 
viele Kommunen die Satzung 
nicht umsetzen. Aiwanger be-
kräftigte erneut die Absicht, ein 
Volksbegehren zur Abschaffung 
der Straßenausbaubeiträge ein-
zuleiten, wenn sich die CSU ei-
ner Anpassung verweigere.

Beschädigung des  
Kommunalen  
Selbstverwaltungsrechts

Die CSU hatte schon im Vor-
feld auf den jetzt im Landtag 
diskutierten Gesetzentwurf hef-
tig reagiert und ihn als „Popu-
lismus“ bezeichnet. Ihr Rosen-
heimer Abgeordneter Otto Le-
derer warf den Freien Wählern 
vor, Unruhe in der Bevölkerung 
zu schüren und das Selbstver-
waltungsrecht der Kommunen 
zu beschädigen, weil die Frei-
en Wähler ihnen mit der Aufhe-
bung der Erhebungspflicht eine 
Einnahmequelle nehmen wol-
len. Er verwies auf eine im Fe-
bruar getroffene Vereinbarung 
aller vier Fraktionen im Land-
tag, wonach das Kommunalab-
gabengesetz im nächsten Früh-
jahr wieder auf den Prüfstand 
komme. Lederer kündigte an, 
die CSU werde das Thema selbst 
aufgreifen und die Entschei-
dungsfreiheit der Kommunen 
mit einer „Kann-Regelung“ im 
Gesetz erhöhen.

Muss, kann, soll ...

Sein Parteikollege, der Kom-
munalausschussvorsitzende Dr. 
Florian Herrmann erläuterte, 
was damit gemeint ist. Früher 
sollten die Gemeinden die Sat-
zung einführen, nach dem Ho-
henbrunner Urteil müssten die-
se sie einführen. Die CSU aber 
wolle, dass sie sie künftig einfüh-
ren könnten, falls ein Bedarf be-
stehe. Eine Gesetzesänderung 
mit dieser Regelung solle zügig 
durchgeführt werden. Keine Ge-
meinde werde jedoch gezwun-
gen, eine bestehende Straßen-
ausbaubeitragssatzung abzu-
schaffen stellte Herrmann klar.

Der SPD-Abgeordnete Klaus 
Adelt attackierte die Frei-
en Wähler am heftigsten. Ne-
ben wahltaktischem Populis-
mus warf er Aiwanger vor, die 
Kommunalpolitiker als „Abzo-
cker“ und „Abkassierer“ zu dis-
kreditieren. Gegenüber einer 
Novellierung des Kommunalab-
gabengesetzes zeigte er sich je-

doch gesprächsbereit. Man wer-
de nicht ablehnend, sondern er-
gebnisoffen über eine Anpas-
sung diskutieren.

Jürgen Mistol (Grüne) verwies 
darauf, dass die geringe Akzep-
tanz der Straßenausbaubeiträge 
vor allem darauf beruhe, dass in 
der Vergangenheit kein einheit-
licher Vollzug gewährleistet ge-
wesen sei und lediglich 70% der 
Kommunen diese Gebühren er-
hoben hätten. Er sprach sich 
dafür aus, die Ergebnisse der 
Evaluation bis Ende April 2018 
abzuwarten.

Der Gesetzentwurf wurde an 
den zuständigen Kommunalaus-
schuss zur weiteren Beratung 
überwiesen.

Städtetag  
gegen Abschaffung

Als „unverzichtbares Finanzie-
rungsmittel“ bezeichnete inzwi-
schen der Geschäftsführer des 
Bayerischen Städtetags, Bernd 
Buckenhofer die Straßenaus-
baubeiträge. „Der Grundsatz 
war und ist unbestritten, dass 

Dr. Florian Herrmann.  r

derjenige, der mit einer kom-
munalen Einrichtung einen Son-
dervorteil erhält, die entste-
henden Kosten in vertretbarem 
Umfang tragen soll“, heißt es in 
einer Erklärung des kommuna-
len Spitzenverbands. Die For-
derung nach einer Abschaffung 
der Straßenausbaubeiträge sei 
nicht zielführend, sondern ver-
unsichere die Städte und Ge-
meinden. Das Kommunalabga-
bengesetz bestimme, dass Bei-
träge erhoben werden „sollen“. 
Nach der bisherigen Lesart be-
deutet „sollen“ für weit über 90 
Prozent der bayerischen Städte 
und Gemeinden ein „müssen“. 

Wichtig für die Infrastruktur

Buckenhofer: „Die Straßen-
ausbaubeiträge sind für die Er-
haltung und Entwicklung siche-
rer und intakter Straßennet-
ze von herausragender Bedeu-
tung. Kommunen müssen auf 
ihrem Wegenetz die Verkehrssi-
cherheit der Menschen gewähr-
leisten – Autofahrer, Radfahrer 
und Fußgänger brauchen siche-
re Wege und gute Straßenbe-
leuchtung, auch für ihr Sicher-
heitsgefühl.“ Das kommunale 
Straßennetz müsse so finanziert 
werden, dass ein sicherer Ver-
kehrsfluss gewährleistet ist. 

Ein beträchtlicher Teil des 
kommunalen Straßennetzes ist 
älter als dreißig Jahre. Die ange-
spannte Haushaltslage in vielen 
Städten und Gemeinden lasse 
keine Möglichkeit für eine kom-
munale Vollfinanzierung über 
die Steuereinkünfte, so der Ge-
schäftsführer. Alternative nach-
haltige Finanzierungsformen 
seien für Kommunen nicht in 
Sicht. Das Straßenausbaubei-
tragsrecht ziehe bewusst dieje-
nigen heran, die als Anlieger ei-
ner Straße einen Vorteil haben; 
nicht zuletzt die Güte der Ver-
kehrsanschließung bestimme 
den Wert des Eigentums und 
erlaube dessen wirtschaftliche 
Nutzung. Buckenhofer: „Mit der 
Entrichtung des Beitrags sichert 
der Eigentümer die Anbindung 
und den Wert seines Grund-
stücks.“  rm/BSt
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mit 43,3 Prozent Anteil im 
Jahr 2016 haben die erneuer-
baren Energien sich als wich-
tigster Stromlieferant in Bay-
ern an die Spitze der Brutto-
stromerzeugung gesetzt. Da-
mit reihen sie sich nun vor der 
Kernenergie ein, wie die neu-
en Zahlen zur Stromerzeugung 
des Bayerischen Landesamtes 
für Statistik belegen. Im Grun-
de eine gute Zwischennach-
richt aus dem Freistaat, doch 
für Euphorie in Sachen Energiewende gibt es 
meiner Meinung nach keinen Anlass.

Fakt ist: Der Umbau unserer Energieversor-
gung gehört zu den größten und komplexesten 
Herausforderungen – nicht nur politisch, son-
dern auch wirtschaftlich und gesellschaftlich.

Vielschichtig wird es auch, wenn wir die po-
litischen Beweggründe für dieses Großprojekt 

betrachten. Zu allererst muss dabei der nati-
onale Beschluss zum Ausstieg aus der Kern- 
energie genannt werden. Ein zweiter Punkt –
eigentlich noch wichtiger – ist die internationa-
le Verpflichtung hinsichtlich des Klimaschutz-
abkommens von Paris. Denn die Energiewen-
de bedeutet nicht nur den Abschied von den 
durchaus risikobehafteten Atommeilern, son-
dern verkörpert das zentrale Klimaschutzpro-
jekt unseres Landes mit einer Abkehr von den 
fossilen Energieträgern. Kohle, Erdgas und Öl 
müssen Schritt für Schritt ersetzt werden durch 
regenerative Energien – Sonne, Wasser, Bio-
masse, Wind, Erdwärme, etc.. Drittens geht es 
um die Verantwortung, die wir als Menschen 
für unseren Planeten übernommen haben. Ja, 
wir nutzen die Erde und ihre Ressourcen inten-
siv, doch wir dürfen sie nicht übernutzen. Hier 
stehen wir gegenüber den kommenden Gene-
rationen klar in der Verantwortung gegenzu-
steuern. Je schneller, desto besser.

Gerade wenn es um den wichtigen Begriff 
Verantwortung geht, sind wir aufgerufen, ehr-
lich miteinander umzugehen:  Die Energiewende 
wird es nicht zum Nulltarif geben, dies war von 
Anfang an klar. Die entstehenden Lasten soll-
ten aber möglichst gleichmäßig verteilt sein und 
die Bevölkerung muss in die Projekte mit einbe-
zogen werden, ansonsten schwindet schnell die 
notwendige Akzeptanz (z. B. Windkraft). 

Doch wir sollten nicht vergessen, der sukzessi-
ve Umbau hin zu einer sicheren, bezahlbaren und 
umweltverträglichen Energieversorgung bie-
tet auch gigantische Chancen. Wir können da-
durch in ein neues Zeitalter vorstoßen mit einer 
gleich mehrfach gewinnbringenden Verbindung 
von Ökonomie und Ökologie (Arbeitsplätze, In-
novation, Klimaschutz, unabhängige Energiever-
sorgung, etc.), einer Art ökosozialen Marktwirt-
schaft als Exportschlager für die ganze Welt. 

Wer eine derartige Veränderung bzw. Fort-
entwicklung auf den Weg bringen will, braucht 
neben kreativen Ideen und großen Durchhalte-
vermögen vor allem eines: Mut. Deshalb müs-
sen wir jetzt bei der Umsetzung der Energie-

wende mutiger werden. Wir 
können nicht immer nur sa-
gen, wir wollen etwas ändern 
und scheuen uns dann vor Ver-
änderungen vor Ort. 

Auf gesetzgeberischer Ebe-
ne ist dazu nach Experten-
meinung ein ganzes Paket mit 
kurz-, mittel-, und langfristi-
gen Maßnahmen notwendig, 
um die nächste Stufe zu zün-
den. Unter anderem geht es 
um folgende Punkte:
l Bessere Rahmenbedingun-
gen  für den Ausbau der er-
neuerbaren Energien – mit 

Anreizen für Systemdienlichkeit, um einen 
netz- und kostenbelastenden „Wildwuchs“ zu 
verhindern.
l Einstieg in die Sektorkopplung von Strom, 
Wärme und Mobilität. Die Digitalisierung 
bietet bereits jetzt viele Möglichkeiten inklu-
sive eines intelligenten Netzausbaues.
l Erforschung von Speichertechnologien stärker 
fördern und schneller zur Marktreife bringen.
l Förderung von Energiesparmaßnahmen, wie 
z.B. die energetische Gebäudesanierung
l Effiziente und umweltverträgliche Mobili-
tätskonzepte für Stadt und Land 
l Beibehaltung der Technologieoffenheit und 
eine ganzheitliche Betrachtung der Energieträ-
ger (z. B. Regelungspotential und Energiebilanz 
beachten). Dies gewährleistet Innovationkraft 
bei gleichzeitiger Wirtschaftlichkeit.

Als  Kommunalpolitische Vereinigung (KPV) 
sehen wir aber nicht nur den Staat in der Pflicht, 
sondern auch wir, die Vertreter der kommuna-
len Familie sind gefragt. Denn eines ist klar: Die 
Energiewende klappt nur mit den Kommunen 
und bietet mit ihrer Dezentralität große Poten-
tiale für eine Wertschöpfung vor Ort - vor al-
lem für den ländlichen Raum. Dies sollte jetzt 
noch stärker in den strukturpolitischen Über-
legungen jeder einzelnen Gebietskörperschaft 
mit einbezogen werden. 

Viele Kommunen engagieren sich bereits 
seit Jahren gemeinsam mit ihren Eigenbetrie-
ben und der Bürgerschaft in vielfältiger Weise: 
Investitionen in erneuerbare Energien, Festle-
gung von Flächen für die Wind- und Solarener-
gie, die Gründung von Bürgerenergiegenossen-
schaften, Energiesparmodelle in Schulen und 
Kindergärten, die Stärkung des ÖPNV und des 
klimaschonenden Radverkehrs, eine umwelt-
freundliche Beschaffung sowie die Aufstellung 
umfassender Klimaschutzkonzepte sind Bei-
spiele hierfür.

Doch bei einigen Kommunen besteht auch 
noch ein gewisser Nachholbedarf. Dort 
schlummern die oftmals teuer in Auftrag ge-
gebenen Energienutzungspläne noch immer in 
den Schubladen und warten auf mutige Frau-
en und Männer, die daraus Projekte in die Tat 
umsetzen. Wir brauchen also eine neue Auf-
bruchsstimmung hinsichtlich der Chancen, die 
der Umbau zu einer umweltfreundlichen sowie 
nachhaltigen Energieversorgung für uns alle 
bereithalten kann.

Hier wollen wir als Kommunalpolitische Ver-
einigung (KPV) ansetzen, um als „Mutmacher“ 
und Ideengeber unseren Beitrag in den Bezir-
ken, Landkreisen, Städten und Gemeinden zu 
leisten, aber auch immer wieder Impulsgeber 
für die große Politik sein, wenn es darum geht 
die passenden Rahmen zu setzen.

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Energiewende:  
Wir müssen mutiger 

werden!

Liebe Leserinnen
und Leser,

7. Dezember 2017

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Bayerischer Heilbädertag in Weißenstadt:

Immense Vorsorgelücke
Die Lebensarbeitszeit steigt, Volkskrankheiten wie Rücken-
schmerzen nehmen zu – dennoch werde viel zu wenig für die 
Vorbeugung getan, monierte der Vorsitzende des Bayerischen 
Heilbäder-Verbandes, Klaus Holetschek, beim Bayerischen Heil-
bädertag in Weißenstadt. Dem Thema Prävention sei deshalb 
höchste Priorität einzuräumen.

Das Präventionsgesetz des 
Bundes ist aus Holetscheks 
Sucht ein guter Ansatz, aber ein 
zahnloser Tiger. Die Versäum-
nisse lägen bei den Krankenkas-
sen und beim Gesetzgeber, wes-
halb der BHV-Vorsitzende die 
künftige Bundesregierung auf-
forderte, von den Kassen mehr 
Leistungen einzufordern und 
steuerliche Anreize für Arbeit-
geber und Arbeitnehmer für Be-
triebliches Gesundheitsmana- 
gement zu schaffen. Darüber hi-
naus müsse das System des Risi-
ko-Strukturausgleichs der Kran-
kenkassen auf den Prüfstand. 
Davon profitierten vor allem 
Krankenkassen mit überdurch-
schnittlich vielen kranken Versi-
cherten.

„Luft nach oben“ bei  
Vorsorge und Früherkennung

Die „Verjüngung“ der Ge-
samtbevölkerung um ein Jahr 
etwa durch Prävention könn-
te die Kosten im deutschen Ge-
sundheitswesen um rund zehn 
Milliarden Euro reduzieren. 
Zu diesem Ergebnis kommt ei-
ne aktuelle Untersuchung der 
HSH Nordbank. Sie nannte dies 
„machbar“, sei doch bei Vor-
sorge und Früherkennung noch 
„Luft nach oben“.

Wie der Autor der Studie Tho-
mas Miller betonte, stiegen ge-
rade im Alter die Ausgaben für 
Krankheiten des Stoffwechsels 
(etwa Diabetes), Kreislaufs (bei-
spielsweise Bluthochdruck), Mus-
kel-Skelett-Systems (zum Bei-
spiel Osteoporose) sowie bei 
Neubildungen (etwa Krebs. 

Diese vier Bereiche würden 
im Jahr 2017 in der Altersgrup-
pe über 65 Jahre 84,4 Milliarden 
Euro betragen – das ist fast ein 
Viertel der gesamten deutschen 
Gesundheitskosten. Hochge-

rechnet auf 2025 wachse dieser 
Wert auf 106,9 Milliarden Euro. 
Und gerade bei diesen Erkran-
kungen würden Vorsorge und 
Früherkennung am effektivsten 
gegensteuern, so Miller.

Je jünger um so preiswerter

Die HSH hat ebenfalls ermit-
telt, welcher biologischen Ver-
jüngung der Wert von 10 Mrd. 
Euro in etwa entsprechen wür-
de. Basis dafür ist der rapide An-
stieg der Pro-Kopf-Gesundheits-
kosten mit steigendem Alter. 
Bei Personen über 85 Jahren er-
mittelte die HSH Nordbank Pro-
Kopf-Kosten von rund 25.000 
Euro für das Jahr 2025. In der Al-
tersklasse von 15 bis 30 Jahren 
sind es dagegen nur 2.137 Euro. 
Die Gesundheitskosten nach Le-
bensalter kombinierte die HSH 
Nordbank mit der vom Statisti-
schen Bundesamt für das Jahr 
2025 ermittelten Alterspyra-
mide.

Wie Miller hervorhob, beste-
he in Deutschland eine erheb-
liche Vorsorgelücke. „2015 er-
reichten die Gesundheitsausga-
ben der Gesetzlichen Kranken-
versicherung den historischen 
Höchststand von 202 Milliarden 
Euro. Nur knapp ein Prozent da-
von floss in die Prävention.“ 

Ungleiche 
Gesundheitschancen

Der Vorsitzende des Deut-
schen Paritätischen Wohlfahrts-
verbandes, Prof. Dr. Rolf Rosen-
brock erklärte, dass drei Viertel 
der Krankheiten und Todesfäl-
le durch wenige, große chroni-
sche Erkrankungen verursacht 
würden, weshalb es hier gro-
ße Potenziale bei der Präventi-
on gebe. Eine große Herausfor-
derung seien die ungleichen Ge-

sundheitschancen in Deutsch-
land: „Je höher das Einkommen, 
umso höher ist die Lebenser-
wartung. Hier liegt eine wich-
tige, strategische Herausforde-
rung an die Politik und die Kran-
kenkassen.“

Persönliche 
Gesundheits-Ressourcen 

Mit dem Konzept von „Le-
benswelten“ wie Kindertages-
stätten, Betriebe, Stadtteilen, 
Betrieben oder Pflegeeinrich-
tungen biete das Präventions-
gesetz des Bundes einen gu-
ten Rahmen für die Aktivitäten 
der Krankenkassen, fuhr Rosen-
brock fort. Hier seien unabhän-
gig vom Einkommen die persön-
lichen Gesundheits-Ressourcen 
gut zu mobilisieren. 

Gleichwohl hätten gerade hier 
die Gesetzlichen Krankenkas-
sen nach den bisherigen Erfah-
rungen noch viel zu lernen. „Sie 
müssen sich vernetzen, Koope-
rationen eingehen, und Präven-
tion auch professionell organi-
sieren.“ Das sei bislang noch viel 
zu wenig passiert.

Gästeplus bei den Kurorten

Wirtschaftsstaatssekretär 
Franz Josef Pschierer verwies  
seinerseits darauf, dass die Kur- 
orte und Heilbäder im Freistaat 
ein Gästeplus verzeichneten: 
2016 gab es 5,4 Millionen Gäs-
teankünfte und damit ein Plus 
von 6,6 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr. Gemeinsam mit 
den rund 43 Millionen Tagesgäs-
ten konnte damit ein Umsatz 
von 4,5 Milliarden Umsatz er-
wirtschaftet werden. Die Kuror-
te und Heilbäder haben Pschie-
rer zufolge aber nicht nur einen 
direkten wirtschaftlichen Effekt; 
ihre Leistungen trügen auch ent-
scheidend zur Prävention bei. Da 
dabei auch die volkswirtschaftli-
chen Effekte erheblich sind, sei 
es wichtig, die Prävention künf-
tig noch stärker im Gesundheits-
system zu verankern.  DK

Bayerischer Städtetag/Bezirksversammlung Unterfranken:

Konzentration auf Zukunftsaufgaben
 

Die Themen Anreize zur Schaffung von Wohnraum und Konzep-
te für das digitale Klassenzimmer standen auf der Tagesordnung 
der Bezirksversammlung Unterfranken des Bayerischen Städ-
tetags in Würzburg. Über die Sitzungsergebnisse informierten 
Augsburgs Oberbürgermeister Dr. Kurt Gribl, Vorsitzender des 
Bayerischen Städtetags, Karlstadts Erster Bürgermeister Dr. Paul 
Kruck, Bezirksvorsitzender der kreisangehörigen Verbandsmit-
glieder in Unterfranken, Würzburgs Oberbürgermeister Christian 
Schuchardt sowie Bernd Buckenhofer, Geschäftsführer des Baye-
rischen Städtetags.

Wie Städtetagsvorsitzender 
Dr. Kurt Gribl darlegte, bleibe ei-
ne Daueraufgabe für eine neue 
Bundesregierung drängend: In 
vielen Regionen müssten be-
zahlbare Wohnungen geschaf-
fen werden. Bund, Freistaat und 
Kommunen müssten ihre Kräf-
te bündeln, um Wohnungsnot 
zu lindern. Der Bund müsse An-
reize schaffen für Investitionen 
zum Bau neuer Wohnungen und 
zur Sanierung des Wohnungsbe-
standes. Die staatliche Wohn-
raumförderung sei weiter zu in-
tensivieren, zu optimieren und 
zu vereinfachen. Der Bund und 
besonders der Freistaat müss-
ten ihre Mittel erhöhen.

Klares Signal gefordert

Laut Gribl laufen die Entflech-
tungsmittel des Bundes für sozi-
ale Wohnraumförderung 2019 
aus. Städte und Wohnungswirt-
schaft benötigten ein klares Si-
gnal, wie es mit der Förderung 
weiter geht, drohe doch andern-
falls ein Stillstand bei notwen-
digen Investitionen. Gribl ver-
wies auf ein weiteres Problem: 
„Der Wohnungsbau wird teu-
rer wegen der hohen Anforde-

rungen an Wohnungen bei Bar-
rierefreiheit und energetischen 
Standards – hier sollte der Bund 
mehr Augenmaß zeigen.“

Weitere Anreize nötig

Der Verbandschef wies dar-
auf hin, dass in den Städten der 
Raum knapp wird und somit in 
verdichteten Räumen die Mo-
bilisierung von Bauland sich 
schwierig gestaltet. Die Mög-
lichkeiten des Baugesetzbu-
ches allein – etwa mit der kürz-
lich neu geschaffenen Kategorie 
des „urbanen Mischgebiets“ – 
helfen Städten und Gemeinden 
aus seiner Sicht nicht ausrei-
chend, um schnell Bauland für 
Wohnungen zu gewinnen. Dar-
um müssten weitere Anreize zur 
Flächenmobilisierung geschaf-
fen werden. 

Gribl: „Städte wollen bau-
en, aber die Flächen für Bau-
land fehlen: Städte und Gemein-
den brauchen Handlungsspiel-
räume für eine vorausschauen-
de Bevorratung von Flächen.“ 
Sie müssten bereits im Vorfeld 
formeller städtebaulicher Maß-
nahmen ein Vorkaufsrecht für 
Grundstücke auf eigenem Ge-

biet bekommen, um rechtzeitig 
Baugrund, Tauschflächen oder 
Ausgleichsflächen für den Neu-
bau von Wohnungen erwerben 
zu können.

Nach Einschätzung des Städ-
tetagschefs muss der Bund 
steuerliche Anreize schaffen, 
damit brach liegende Flächen 
einer sozialen Nutzung zuge-
führt werden. Darüber hinaus 
sei es an der Zeit, endlich eine 
Einigung zu finden, die degres-
sive AfA (Absetzung für Abnut-
zung) für Wohnungsbau wieder 
einzuführen. Hilfsweise könnten 
Investitionszulagen Private mo-
tivieren, Bauland für den Woh-
nungsmarkt zur Verfügung zu 
stellen.

Strukturpolitische  
Verantwortung des Bundes

Gribl: „Liegenschaften und 
Freiflächen des Bundes müs-
sen bevorzugt und vergüns-
tigt an Kommunen abgegeben 
werden. Der Bund muss seiner 
strukturpolitischen und sozial-
politischen Verantwortung ge-
recht werden. Er muss einen 
Rechtsrahmen schaffen, damit 
die Bundesanstalt für Immobi-
lienaufgaben bei strukturpoli-
tisch und sozial wichtigen Pro-
jekten Grundstücke billiger ab-
geben kann, um dort günstige 
Wohnungen zu bauen.“ 

Städte und Gemeinden be-
nötigten in der Städtebauför-
derung verlässliche und dauer-
hafte Rahmenbedingungen. An-
statt eine Vielzahl an themati-

schen Einzelprogrammen mit 
unterschiedlichen Laufzeiten 
zu konzipieren, sei eine Kon- 
zentration der Städtebauförde-
rung auf ein langfristiges und in-
haltlich flexibles Programm nö-
tig. Gribl forderte den Bund auf, 
die Mittelausstattung für die 
Städtebauförderung auf hohem 
Niveau zu halten, um den Her-
ausforderungen der Stadtent-
wicklung gerecht zu werden.

Schulfinanzierungsgesetz  
aus dem „Kreidezeitalter“

Mit Blick auf die Ausstattung 
der Schulen mit Informations-
technologie verwies der Vorsit-
zende darauf, dass dies eine Ge-
meinschaftsaufgabe von Bund, 
Ländern und Kommunen sei, 
wobei der Freistaat besonders 
in der Pflicht stehe. Das Bayeri-
sche Schulfinanzierungsgesetz 
stamme noch aus dem „Krei-
dezeitalter“, als Kreide und grü-
ne Tafel die Grundausstattung in 

Schulen waren, betonte Gribl. 
Das Bayerische Schulfinanzie-
rungsgesetz müsse deshalb an 
die modernen Voraussetzungen 
des Internet- und Computerzeit-
alters angepasst werden. 

Der Freistaat müsse dau-
erhaft die IT-Ausstattung der 
Schulen und ihren Betrieb mit-
finanzieren – dazu gehöre auch 
das entsprechende Personal. 
Würzburgs Rathauschef Chris-
tian Schuchardt verwies in die-
sem Zusammenhang auf das 
300-Millionen-Euro-Paket, das 
seine Stadt für die kommenden 
Jahre beschlossen hat. In glei-
cher Größenordnung will  Augs-
burg Gribl zufolge investieren.

Der Bayerische Städtetag er-
wartet, dass sich Freistaat und 
Bund angemessen an den Kos-
ten des Investitionsaufwands 
beteiligen. Darüber hinaus geht 
es um die laufenden Kosten für 
den Betrieb der IT-Ausstattung, 
die Kosten für die Wiederbe-
schaffung von Geräten und die 

Aktualisierung der Software. 
Fördermittel des Bundes dürf-
ten nicht mit Fördermitteln des 
Freistaats verrechnet werden 
oder vom Freistaat einbehalten 
werden. 

Klarheit über die Standards 
und Schnittstellen

Gribl: „Bevor wir über Me- 
dienentwicklungspläne und För-
derprogramme sprechen, muss 
für die Praxis an Schulen Klarheit 
über die Standards und Schnitt-
stellen herrschen. Nötig ist ei-
ne schlüssige Gesamtkonzepti-
on. Die IT-Ausstattung von Schu-
len ist keine einmalige Investiti-
on, sondern eine Daueraufgabe. 
Die finanziellen Möglichkeiten 
der kommunalen Sachaufwands- 
träger dürfen nicht überfordert 
werden.“

So sei die IT-Systembetreuung 
eine aufwändige Angelegenheit, 
die auf Dauer geschultes Perso- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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fahrungen gemacht. Von daher 
wünsche ich mir solche Instru-
mente auch auf Bundesebene, 
etwa wenn es um die Zukunft 
der Europäischen Union geht“, 
erklärte der Minister. Zwar sei 
dafür eine Verfassungsände-
rung notwendig, „jedoch be-
deutet Verfassungspatriotismus 
ja nicht nur tradierte Werte zu 
konservieren“. Richtig verstan-
den müsse Verfassungspatrio-
tismus auch neuen Entwicklun-
gen gestaltend begegnen und 
offen sein für Neues und bislang 
noch nicht Bedachtes. 

Laut Herrmann ist der Be-
griff des Verfassungspatriotis-
mus aktueller denn je. Ihm kom-
me „für unser Selbstverständnis 
und ein friedvolles Zusammen-
leben“ eine ganz entscheidende 
Rolle zu. Darunter sei die beson-
dere Wertschätzung zu verste-
hen, die der Bürger seiner Ver-
fassung, den darin enthaltenen 
gemeinsamen Werten und den 
garantierten Grundrechten ent-
gegenbringe.

Gemeinsame Werte

Die gemeinsamen Werte der 
Verfassung und somit auch ein 
gesund gelebter Verfassungs-
patriotismus trügen zur Identifi-
kation und damit auch zur Inte-
gration in unserem Gemeinwe-
sen bei, fuhr der Minister fort. 
Gerade vor dem Hintergrund 
der aktuellen Zuwanderungs-
entwicklung gelte es Menschen 
unterschiedlichster Herkunft 
mit  verschiedensten religiösen 
Überzeugungen, sozialen Prä-
gungen und Ansichten zu inte-
grieren und ein geordnetes Zu-
sammenleben zu ermöglichen.

Herrmann forderte eine wehr-
hafte Demokratie, in der Verfas-
sungspatriotismus nicht nur ei-
ne inhaltsleere Hülse oder eine 
Floskel bleiben dürfe: „Es gilt, 
sich aktiv einzubringen.“ Dabei 
hob er ganz besonders das Bür-
gergutachten „2030. Bayern Dei-
ne Zukunft“ hervor. Bis Frühjahr 
2018 können die Bürgerinnen 
und Bürger in Bayern in einer 

mehrstufig angelegten Bürger-
beteiligung im Online-Verfahren 
ihre wertvollen Anregungen und  
Ideen einbringen, die dann in ei-
nem Bürgergutachten zusam-
mengefasst und bei einem Bür-
gergipfel dem Ministerpräsiden-
ten überreicht werden. 

Eine herausragende Würdi-
gung nahmen Vertreter der Ju-
gendverbände und BJR-Präsi-
dent Matthias Fack im Anschluss 
stellvertretend für die vielen Eh-
renamtlichen und Hauptberuf-
lichen in der Jugendarbeit ent- 
gegen: Der Bayerische Jugend- 
ring wurde mit dem Verfas-
sungspreis „Jugend für Bayern“ 
2017 ausgezeichnet, gemeinsam 
gestiftet von der Bayerischen 
Staatsregierung und der Bayeri-
schen Volksstiftung. 

Junge Menschen teilhaben 
lassen, Verantwortung fürs Ge-
meinwesen übernehmen: Dafür 
setzten sich, wie Herrmann in 
seiner Laudatio hervorhob, Eh-
renamtliche und Hauptberufli-
che seit der Gründung des Baye-
rischen Jugendrings im Jahr 1947 
ein: Mit seinen 103 Stadt-, Kreis- 
und Bezirksjugendringen sowie 
34 landesweiten Mitgliedsver-
bänden bilde der BJR eine bun-
desweit einmalige Form der de-
mokratischen Willensbildung 
von Kindern und Jugendlichen.

Haltung zeigen

„Zivilgesellschaft zu gestalten 
und für politische Rahmenbe-
dingungen einzutreten, rücken 
wir in der nächsten Zeit ver-
stärkt in den Mittelpunkt unse-
res Tuns“, unterstrich BJR-Prä-
sident Matthias Fack in seiner 
Dankesrede. Mit dem Motto 
„Gemeinsam Haltung zeigen“ 
setze der BJR im 70. Jahr seines 
Bestehens ein deutliches Zei-
chen gegen rassistisches und na-
tionalistisches Gedankengut.

Die musikalische Umrahmung 
des Festakts erfolgte durch das 
Ensemble Blechschaden unter 
der Leitung von Bob Ross. Diese 
Gruppe erhielt schließlich den 
Anerkennungspreis der Bayeri-
schen Volksstiftung 2017.  DK
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men mit den jeweiligen Gemein-
den und Jugendsprechern wer-
den Wünsche und Vorschläge, 
aber auch Sorgen und Nöte der 
Jugendlichen in Gruppen-Work-
shops gesammelt. Konzipiert 
wurde eine Veranstaltung, bei 
der sich junge Menschen in ju-
gendgerechter Form Gedanken 
zu ihrer Lebenswelt in ihrer Hei-
matgemeinde machen.

Der Katholische Verein für so-
ziale Dienste Memmingen und 
Unterallgäu (SKM) wurde für 
seinen rund 30 Jahren andau-
ernden Einsatz für Straffällige 
und Wohnungslose geehrt. Der 
SKM wolle Menschen am Rande 
der Gesellschaft eine Perspekti-
ve bieten, die eigenen Ressour-
cen fördern und unterstützen, 
hieß es in der Laudatio.

Soziale Trainingskurse

So bietet der SKM in Zusam-
menarbeit mit der Justiz für  
Heranwachsende Maßnahmen 
nach dem Jugendgerichtsgesetz 
an, etwa soziale Trainingskur-
se. Im Projekt „Let‘s talk2, das 
in Kooperation mit der Staats-
anwaltschaft erfolgt, beraten 
sich Schüler und Auszubildende 
unter Anleitung einer Sozialpä-
dagogin auf Augenhöhe mit ju-
gendlichen Ersttätern über die 
Delikte und die Möglichkeit von 
Wiedergutmachungen.

Darüber hinaus fördert der 
SKM an Schulen durch sozialpä-
dagogische Leistungen die Per-
sönlichkeitsentwicklung junger 
Menschen aus schwierigen so-
zialen Verhältnissen und küm-
mert sich mit Hilfe Ehrenamtli-
cher um Gefängnisinsassen und 
deren Angehörige. Der Verein 
ist auch Träger der Memminger 
Tafel, unterhält dort eine Wär-
mestube und bietet in einem 
Haus sieben Wohnplätze für 
Strafentlassene und Menschen 
in Notlagen an.

Die Vesperkirche Schweinfurt 
wurde im Februar bereits zum 
dritten Mal in der evangelischen 
Johanniskirche ausgerichtet. Es 
ist die erste dieser Art in Bay-
ern und wird mit ihrem jeweils 
dreiwöchigen Angebot mit sehr 
günstigem Essen für vor allem 
bedürftige Menschen „zu ei-

nem sichtbaren Zeichen von ge-
lebtem Miteinander und Fürein-
ander in unserer pluralistischen 
Gesellschaft“, hieß es in der Lau-
datio. Die Vesperkirche zeige, 
wozu ehrenamtliches Engage-
ment fähig ist. Es sei „ein wun-
derbarer Ausdruck der Vision ei-
ner einladenden Kirche“.

Vesperkirche

Ab einem Mindestbetrag von 
1,50 Euro bieten die Gastgeber 
der Schweinfurter Vesperkir-
che den Gästen einen warmen 
Kirchenraum, ein gutes Essen, 
Aufmerksamkeit, Lebensfreu-
de, Gottes Wort und rechtliche 
Beratung in sozialen Fragen an. 
Schüler und Konfirmanden sind 
unter den über 300 Ehrenamtli-
chen eine gern gesehene Grup-
pe. Sie geben der Vesperkirche 
ein junges Gesicht.

Umweltpreis

Über den Umweltpreis durf-
ten sich Caldatrac Industrieo-
fenbau GmbH & Co. KG, Höch-
heim, Green City e. V., München 
sowie Dr. Georg Hartmann und 
Andreas Wimmer, TU München, 
freuen. Die Caldatrac Indust-
rieofenbau GmbH & Co. KG wur-
den für die „Errichtung einer au-
ßergewöhnlich energieeffizien-
ten Werkhalle durch den Einsatz 
neuartiger und innovativer Ma-
terialen und Techniken“ ausge-
zeichnet.

Durch den Einsatz von speziel-
len Isoliermaterialien, die sonst 
nur für Kühlhäuser verwendet 
werden, und weiteren Energie-
effizienzmaßnahmen wie z.B. ei-
ner Lüftungsanlage mit Wärme-
rückgewinnung, einer Photovol-
taikanlage sowie einer Wärme-
pumpe, die je nach Anforderung 
Wärme oder Kälte aus Brunnen-
wasser gewinnt und in das Ge-
bäude leitet, ist es dem Unter-
nehmen aus Irmelshausen ge-
lungen, den Energieverbrauch 
der 840 Quadratmeter großen 
Produktionshalle sowie der 540 
Quadratmeter großen Büroflä-
che auf das Niveau eines neu-
gebauten Einfamilienhauses 
(14.800 Kilowattstunden p.a.) 
zu senken. Das Firmengebäude 
der Caldatrac Industrieofenbau  
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befürwortet worden sei. Trotz 
gescheiterter Verhandlungen 
müsse diese Forderung weiter 
verfolgt werden.   

Mit Blick auf die angemes-
sene Vergütung von Notfällen 
hob Huml die Notwendigkeit 
von Bereitschaftspraxen hervor. 
Nach Ansicht der KPV werde 
deren Etablierung in den Kran-
kenhäusern nicht dazu führen, 
dass sämtliche Patienten der 
Nothilfen der Kliniken über die-
se Praxen versorgt werden kön-
nen. Gerade die Vergütung für 
die Versorgung von Patienten, 
die die Nothilfen außerhalb der 
Sprechzeiten der Praxen aufsu-
chen, müsse verbessert werden. 
Ziel müsse es sein, eine Vergü-
tung wie ein niedergelassener 
Arzt zu erlangen. Schließlich leis-
teten die Nothilfen der Kliniken 
einen sehr wesentlichen Beitrag 
bei der Versorgung von Nothil-
fepatienten vor Ort. „Nicht je-
de Erkrankung oder Verletzung 
ist ein Fall für den Notarzt oder 
die Notaufnahme im Kranken-
haus“, erklärte die Ministerin. 
Hier müsse auch an die Vernunft 
der Patienten appelliert werden. 

Versorgung sichern

Was die Sicherstellung der 
ambulanten haus- und fachärzt-
lichen Versorgung im ländlichen 
Raum anbelangt, wies Huml auf 
die Überalterung der niederge-
lassenen Ärzte in der Fläche hin. 
Jeder dritte Hausarzt in Bayern 
sei über 60 Jahre alt, Fachärz-
te seien im Schnitt fünf Jahre 
jünger. Junge Ärzte ließen sich 
heutzutage nur schwer zu einer 
Praxisübernahme außerhalb der 
Städte bewegen. Es gelte, die-
sem Trend entgegenzuwirken, 
um der Bevölkerung in allen Re-
gionen Bayerns einerseits kurze 
Wege zum Hausarzt zu ermög-
lichen und in einer angemes-
senen Entfernung zudem eine 
fachärztliche Versorgung, auch 
im Notfall, vorzuhalten. 

Um gerade in ländlichen Re-
gionen ausreichend Praxisnach-
folger zu gewinnen, hat das 
Bayerische Gesundheitsminis-
terium das bayerische Förder-
programm zum Erhalt und zur 
Verbesserung der ärztlichen 
Versorgung auf dem Land aufge-
legt. Im Rahmen des Programms 
unterstützt das Ministerium un-
ter anderem die Niederlassung 
von Haus- und Fachärzten mit 
bis zu 60.000 Euro. Über 300 
Hausärzte seien in der Fläche in-
zwischen durch dieses „gut an-
genommene“ Programm geför-
dert worden.

Mit dem Konzept „Gesund-
heitsregionen plus“ will die Mi-
nisterin zudem die medizinische 
Versorgung und Prävention im 
Freistaat weiter verbessern. Die 
regionalen Netzwerke sollen 
auf kommunaler Ebene zur Ge-
sundheit der Bevölkerung bei-
tragen. Der Freistaat unterstützt 
die „Gesundheitsregionen plus“ 
durch Beratung und Förder-
mittel. Inzwischen gibt es nach 
Humls Angaben 39 Gesundheits-
regionen, 50 werden anvisiert. 
In diesem Zusammenhang dank-
te die Ministerin den Landräten 
für ihre engagierte Mitwirkung 
an diesem Programm.

Erhalt der Geburtsabteilungen

Beim Punkt „Erhalt der Ge-
burtsabteilungen“ ist die KPV 
überzeugt, dass die Sicherstel-
lung der geburtshilflichen Abtei-
lungen in den Kliniken auf dem 
Land nur durch die Beibehal-
tung des bisherigen Belegarzt- 
und Beleghebammensystems flä-
chendeckend ermöglicht werden 
kann. Rechtliche und wirtschaft-
liche Anreize sollten geschaf-
fen werden, um die geburtshilf-
lichen Planbetten zu sichern und 
sie ausreichend personell und fi-
nanziell auszustatten. 

Um auch in Zukunft eine quali-
tativ hochwertige Versorgung in 
der Geburtshilfe überall in Bay-
ern zu erhalten, sei ein rasches 
Gegensteuern unerlässlich, leg-
te Huml dar. Sie verwies in die-
sem Zusammenhang auf einen 
Schiedsspruch der zuständigen 
Schiedsstelle auf Bundesebe-
ne vom September dieses Jah-

res, der auf einem gemeinsa-
men Schiedsantrag des Bun-
des freiberuflicher Hebammen 
Deutschlands BfHD e.V. und des 
GKV-Spitzenverbandes beruht. 
Danach sollen freiberufliche 
Hebammen zwar rückwirkend 
zum 15. Juli rund 17 Prozent 
mehr Geld bekommen. Zu dem 
Beschluss gehört aber auch, 
dass sie in der Klinik künftig nur 
noch die gleichzeitige Betreuung 
von maximal zwei Schwangeren 
abrechnen können.

„Dieser Schiedsspruch ist 
für Bayern nicht ideal“, räumte 
Huml ein. Die geäußerten Sor-
gen nehme sie ernst, zumal ge-
rade in Bayern der Anteil der 
Beleghebammen und der Be- 
legärzte weit überdurchschnitt-
lich ist. Damit alle werdenden 
Mütter auch künftig ein ausrei-
chendes Geburtshilfe-Angebot 
in Bayern haben, hat die Minis-
terin im Rahmen einer von ihr 
initiierten Hebammenstudie im 
Oktober die Befragung von Müt-
tern gestartet. Rein statistisch 
ist die Zahl der Hebammen Huml 
zufolge gestiegen. Sie wolle aber 
auch die tatsächlichen Erfahrun-
gen mit der Versorgungssituati-
on kennen. Denn damit könnten 
weitere Maßnahmen zielgerich-
teter ergriffen werden.

Bei der Fachkräfteausbildung 
in der Pflege gilt es aus Sicht der 
Ministerin Anreize zu schaffen, 
dass wieder mehr junge Men-
schen den Beruf der Kranken-
schwester bzw. des Krankenpfle-
gers erlernen. Nach Auffassung 
der KPV werde allein die Zusam-
menführung des Berufszweiges 
mit der Altenhilfeausbildung si-

Konzentration ...
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nal benötigt. Das koste Geld – 
nicht zuletzt bei den Folgekos-
ten für Wartung und Wiederbe-
schaffung. Nötig sei besonders 
mit Blick auf den Lebenszyklus 
von Geräten und Software ei-
ne Abschätzung der Kostenfol-
gen. Die Kommunen brauchten 
Klarheit, was der Freistaat will 
und welchen finanziellen Auf-
wand die Initiative Bayern Digi-
tal II auslöst.

Wie der Städtetagsvorsitzen-
de hervorhob, seien die Her-
ausforderungen komplex, nicht 
zuletzt die Ausschreibung für 
IT-Geräte, die Anforderungen 
an digitale Schulbücher, die re-
gelmäßige Pflege der Software, 
die Erteilung von Landeslizenzen 
oder die Gestaltung von landes-
weiten digitalen Lernplattfor-
men. Gribl: „Diese vielfältigen 
Aspekte müssen in eine schlüs-
sige Gesamtstrategie mit klaren 
Standards eingebunden sein. 
Dieser Rahmen ist noch nicht 
gefügt. Wir brauchen eine Vor-
stellung davon, wie das digitale 
Klassenzimmer der Zukunft aus-
sehen soll.“  DK

Für eine wehrhafte ...

Megathema Gesundheit und ... cher nicht dazu führen, dass der 
enorme Bedarf an Pflegefach-
kräften in den kommenden Jah-
ren gedeckt werden kann. Hier 
gelte es, die bestehende Ausbil-
dungsbetriebe zu stärken.

Auch weisen die Kommunal-
politiker auf die Herausforde-
rungen im Bereich der Betreu-
ung der älteren Menschen hin. 
Sie sehen die zurückliegenden 
gesetzlichen Neuerungen durch 
die Pflegestärkungsgesetze nur 
als einen ersten Schritt an, um 
der steigenden Zahl älterer und 
zu betreuender Bürger gerecht 
zu werden.

Anerkennung für die Pflege

„Wir brauchen mehr gesell-
schaftliche Anerkennung für die 
Pflege“, unterstrich Huml. Nicht 
nur der finanzielle Aspekt spiele 
eine Rolle, es gehe hier auch um 
Wertschätzung. Sie wolle weiter 
dafür werben, dass noch mehr 
Menschen den Beruf als Alten-
pfleger ergreifen. 

Nach Humls Worten wer-
den rund 70 Prozent der Men-
schen, die Unterstützung brau-
chen, derzeit zu Hause gepflegt 
– von ihren Angehörigen sowie 
im Verbund mit häuslichen Pfle-
gediensten. Die Angehörigen 
pflegten ihre Familienmitglieder 
teilweise über viele Jahre oder 
sogar Jahrzehnte hinweg. Auch 
sie müssten entlastet werden.

Im Gegensatz zur Tagespflege, 
die sich positiv entwickelt, gehe 
die Zahl an Kurzzeitplätzen  in Hei-
men erschreckend  zurück. Hier 
müssen aus Humls Sicht Anrei-

ze geschaffen werden, damit wie-
der mehr Kurzzeitplätze installiert 
werden. Dies würde den Angehö-
rigen mehr Sicherheit geben. 

Mit Blick auf das Thema Zu-
gangsvoraussetzungen für Me-
dizinstudienplätze kommt es so-
wohl der Ministerin als auch den 
KPV-Mitgliedern nicht nur auf 

Unermüdlich für das  ...
GmbH & Co. KG zählt damit zu 
den energieeffizientesten Pro-
duktionsstätten in ganz Europa.

Miteinander-reden und 
Miteinander-machen

Seit 27 Jahren engagiert sich 
die Umweltorganisation Green 
City e.V. für die Umwelt in Mün-
chen. „Sie tun das auf eine Art, 
die von Zuversicht, Kreativität 
und menschlichem Engagement 
geprägt ist. Sie scheuen sich nie 
vor ungewöhnlichen Herange-
hensweisen, um Menschen ein-
zubinden – nicht nur ins Mit-
einander-reden, sondern auch 
ins Miteinander-machen. Ge-
meinsam mit den Bürgern sagen 
sie dem Klimawandel und den 
Verkehrsproblemen in der am 
schnellsten wachsenden Met-
ropole Deutschlands den Kampf 
an“, hieß es in der Laudatio. 

Nanopartikel existieren über-
all in der Natur und sind insofern 
nichts Ungewöhnliches. Seit ei-
nigen Jahren werden aber in 
immer größeren Mengen vom 
Menschen hergestellte, synthe-
tische Nanopartikel in Produk-
te eingearbeitet. In diesem Zu-
sammenhang ist es notwen-
dig, mögliche Auswirkungen von 
Nanopartikeln auf Gesundheit 
oder Umwelt im Auge zu be-
halten. Die zwei Wissenschaft-
ler der TU München, Dr. Georg 
Hartmann und Andreas Wim-
mer wurden für ihr Verfahren 
prämiert, Nano-Teilchen in Um-
weltproben zu bestimmen. Da-
mit ist es möglich, den Weg der 
Partikel durch das Abwassersys-
tem, wo sie nach dem Gebrauch 
größtenteils landen, bis in die 
Kläranlage und den Vorfluter zu 
messen. Man kann nun erstmals 
die Spur der Silbernanopartikel 
in die Umwelt aufnehmen und 
verfolgen. 

Mit dem Kulturpreis wur-
den schließlich die Geigerin An-
ne-Sophie Mutter, der Schrift-
steller  Eugen Gomringer und 
das Theater Pfütze in Nürnberg, 
bedacht. Die fränkischen The-
atermacher würden mit ihrer 
künstlerischen Qualität alle Ge-
nerationen begeistern, betonte 
die Landesstiftung.  DK

eine exzellente Abiturnote an, 
sondern auch auf die persönli-
che Eignung für den Arztberuf. 
Dies sollte als Kriterium für eine 
Studienplatzvergabe mehr Be-
rücksichtigung finden.

Bilanzierend kritisierte Huml, 
dass „Bayern mehr in den Ge-
sundheitsfonds einzahlt als an-
dere und nicht adäquat bezahlt 
bekommt, was an Geldern für 
die Versorgung gebraucht wird“. 
Dies sei ein Unding.  DK

Söder und Füracker:

Freistaat hilft strukturschwachen 
Kommunen mit 144 Millionen Euro

Der Freistaat unterstützt seine strukturschwachen Kommu-
nen im ländlichen Raum tatkräftig. Bayernweit erhalten 151 
Kommunen über 144 Millionen Euro an Bedarfszuweisun-
gen und Stabilisierungshilfen. 

Von den Bedarfszuweisungen bzw. Stabilisierungshilfen pro-
fitieren sowohl Landkreise als auch Städte und Gemeinden. 
„Ein starkes Signal für die Kommunen und ein gutes Signal für 
Kommunen mit schmalem Geldbeutel. Diese Mittel sind Teil 
des Kommunalen Finanzausgleichs im Freistaat, der 2017 ein 
Rekordvolumen von fast neun Milliarden Euro erreicht. Auch 
in diesem Jahr geht jeder vierte Euro aus dem Staatshaushalt 
an Gemeinden, Städte, Landkreise und Bezirke. Der Freistaat 
unterstützt seine Kommunen tatkräftig“, stellte Finanz- und 
Heimatminister Dr. Markus Söder bei der Übergabe der Be-
scheide für Bedarfszuweisungen und Stabilisierungshilfen an 
die Vertreter der Kommunen gemeinsam mit Staatssekretär 
Albert Füracker in Nürnberg fest.

Nach Oberfranken gehen über 60 Millionen Euro, in die 
Oberpfalz über 36 Millionen Euro, nach Unterfranken über 
20 Millionen Euro, nach Niederbayern fast 14 Millionen Euro, 
nach Mittelfranken über 12 Millionen Euro, nach Schwaben 
400.000 Euro und nach Oberbayern 300.000 Euro.

 Die Stabilisierungshilfen sollen besonders strukturschwa-
che Kommunen bei der Konsolidierung ihrer Haushalte unter-
stützen und Handlungsspielräume eröffnen. Voraussetzung 
für die Bewilligung von Stabilisierungshilfen sind u.a. Struktur-
schwäche bzw. eine besonders stark rückläufige Bevölkerungs-
entwicklung sowie eine unverschuldete finanzielle Notlage. r
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Wir machen den Weg frei.

Jeder Mensch hat etwas, das ihn antreibt.

Ehrlich, verständlich und glaubwürdig: Willkommen bei der Genossen-
schaftlichen Beratung – der Finanzberatung, die erst zuhört und dann berät. 
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Kontrolle der Lastannahmen: 

Rohrstatik – Rohreinbau, Teil 2
Voraussetzung für langlebige Leitungen und Kanäle

Während und nach dem Rohreinbau muss das Tragwerksystem 
Rohr/Boden vorhandene Belastungen mit ausreichender Sicher-
heit aufnehmen können. Dieses Tragwerksystem ist durch den 
Planer vorzugeben. Die zugehörigen Randbedingungen der Maß-
nahme, die Einfluss auf das Tragwerksystem haben, sind im soge-
nannten Objektfragebogen zu definieren. Auf Basis dieser Vorga-
ben wird vom Rohrhersteller die Rohrstatik erstellt.

Der vorliegende Beitrag be-
handelt das Zusammenwirken 
von Bettung, Bauteil und Verfül-
lung als Grundlage für die Stand- 
und Betriebssicherheit von Rohr-
leitungen. Nachdem in Teil 1 des 
Beitrages der Einfluss aus Boden-
art, Verkehrslast, Überschüttung 
und Rohrwerkstoff beschrieben 
wurde, werden in Teil 2 Über-
schüttungs- und Einbaubedin-
gungen definiert sowie der Ein-
fluss des Grabenverbaus be-
schrieben. 

Sicherstellung der  
Planungsentscheidungen

Häufig wird in der Praxis dem 
Unternehmer einerseits ein be-
stimmtes Rohr vorgegeben und 
andererseits freigestellt, wel-
chen Baugrubenverbau er ein-
setzt. Da die Rohrbelastung 
durch die Art des Baugruben-
verbaus maßgeblich beeinflusst 
wird, ist die berechnete Rohr-
statik unter Umständen hinfäl-
lig. Daher sieht das Regelwerk 
vor, dass der Verbau vom Planer 
vorzugeben ist (VOB Teil C: DIN 
18303:2016-09). 

Neben dem Grabenverbau 
sind folgende Faktoren für die 
Rohrbelastung bedeutsam: 
• Grabenbreite und -tiefe (ggf. 

zu beachten: 

• Differenz zwischen Planung 
und Ausführung)

• Grabenform
• Art der Entfernung des Gra-

benverbaus
• Verdichtungsgrad in Leitungs-

zone und Hauptverfüllung
• Rohrbettung und Grabensohle
• Baustellenverkehr und zeitwei-

se Belastung
• Bodenart, Bodenkennwerte 

und Beschaffenheit
• Grundwasserstand
• weitere Rohrleitungen im Gra-

ben. 
Zum Nachweis des Tragwerk- 

systems ist folgende Vorgehens-
weise vorgesehen (DWA A-139, 
Abschnitt 4.2): 
• Der Auftraggeber/Planer gibt 

das Tragwerksystem vor. 
• Die Lastannahmen müssen be-

kannt sein. Hierzu gehören u. 
a. Art und Weise der Baugru-
benausbildung, des Verbau-
es, der Bettungsschichten, der 
Seitenverfüllung, der Abde-
ckung, der Bauzustände. Diese 
müssen in einen Objekt-Frage-
bogen, z. B. nach Arbeitsblatt 
ATV-DVWK-A 127, eingetragen 
werden. 

• Die Grabenbreite muss min-
destens entsprechend der Ta-
bellen 1 bzw. 2 der DIN EN 
1610 festgelegt und der stati-
sche Nachweis nach Arbeits-

blatt ATV-DVWK-A 127 geführt 
werden.

• Die Freigabe erfolgt durch den 
Bauherren oder einen von ihm 
Beauftragten, ggf. unter Betei-
ligung der Fachplaner. 
Hinzu kommt: Bei Änderungen 

müssen deren Auswirkungen auf 
das Tragverhalten überprüft wer-
den und die Lastannahmen gege-
benenfalls an die geänderten Be-
dingungen angepasst werden.

Einflussgröße  
Überschüttungsbedingungen 

Die Überschüttungsbedingun-
gen berücksichtigen die Gra-
benverfüllung oberhalb der Lei-
tungszone und sind im Wesent-
lichen vom gewählten Graben-
verbau abhängig. Die Wahl der 
Überschüttungsbedingung ist 
maßgebend für die Rohrstatik. 
Deshalb ist sicherzustellen, dass 
diese mit den Randbedingungen 
vor Ort übereinstimmt. Es wer-
den vier Überschüttungsbedin-
gungen unterschieden:
• A1: Lagenweise gegen den ge-

wachsenen Boden verdichtete 
Grabenverfüllung (ohne Nach-
weis des Verdichtungsgrades); 
gilt auch für Trägerbohlwände 
(Berliner Verbau).

• A2: Senkrechter Verbau des 
Rohrgrabens mit Kanaldielen, 
die erst nach dem Verfüllen ge-
zogen werden. Verbauplatten 
oder -geräte, die bei der Verfül-
lung des Grabens schrittweise 
entfernt werden. Unverdichtete 
Grabenverfüllung. Einspülen der 
Verfüllung (nur geeignet bei Bö-
den der Gruppe G1).

• A3: Senkrechter Verbau des 
Rohrgrabens mit Spundwän-
den, Leichtspundprofilen, Holz- 
bohlen, Verbauplatten oder 
-geräten, die erst nach dem 
Verfüllen entfernt werden.

• A4: Lagenweise gegen den ge-
wachsenen Boden verdichte-
te Grabenverfüllung mit Nach-
weis des nach ZTVE- StB erfor-
derlichen Verdichtungsgrades; 
gilt auch für Trägerbohlwän-
de (Berliner Verbau). Die Über-
schüttungsbedingung A4 ist 
nicht anwendbar bei Böden 
der Gruppe G4. 
Für die Überschüttungsbedin-

gung A4 (günstigste Bedingung) 
wird ein Verdichtungsgrad von 
97 % DPr notwendig. Erfahrun-
gen der durch die RAL-Gütesiche-
rung beauftragten Prüfingenieu-
re zeigen, dass entsprechende 
Nachweise vom Auftraggeber in 
der Regel nicht geprüft werden. 
Hier besteht erhebliches Verbes-
serungspotenzial.

Einflussgröße  
Einbettungsbedingungen 

Die Einbettungsbedingungen 
berücksichtigen die Einflüsse aus 
der Einbettung des Rohres in der 
Leitungszone. Die Definition der 
diesbezüglichen Einbettungsbe-
dingungen B1 bis B4 entspricht 
sinngemäß den Überschüttungs-
bedingungen A1 bis A4, also:
• B1: Lagenweise gegen den ge-

wachsenen Boden bzw. lagen-
weise in der Dammschüttung 
verdichtete Einbettung (ohne 
Nachweis des Verdichtungs-
grades); gilt auch für Träger-
bohlwände (Berliner Verbau). 

• B2: Senkrechter Verbau inner-
halb der Leitungszone mit Ka-
naldielen, die bis zur Graben-
sohle reichen und erst nach 
der Verfüllung und Verdich-
tung gezogen werden. Verbau-

sichergestellt werden, da es zu-
künftige Bautätigkeiten im Be-
reich des Kanalgrabens nicht 
beeinflussen kann. Auch für 
den Auftraggeber ist eine sol-
che Zusage nur eingeschränkt 
möglich.

Fazit

Die Bedeutung der im Vor-
feld getroffenen Annahmen für 
die Rohrstatik wird in der Praxis 
häufig unterschätzt. Nur wenn 
sichergestellt ist, dass die Ein-
gangsgrößen der Rohrstatik den 
Gegebenheiten in der Praxis ent-
sprechen oder auf der sicheren 
Seite liegen, ist die Rohrstatik 
für die konkrete Maßnahme re-
levant. 

Die Übereinstimmung der An-
nahmen in der Statik mit den tat-
sächlichen Einbaubedingungen 
ist daher zu prüfen. In DWA-A 
139, Abschnitt 4.2 heißt es: Die 
statischen Nachweise der Rohre 
nach Arbeitsblatt ATV-DVWK-A 
127 und der Sicherung der Bau-
grube (siehe DIN 4124) müssen 
vorliegen und auf der Baustelle 
inhaltlich bekannt sein.

Im Rahmen der Eigenüberwa-
chung der Unternehmen mit Gü-
tezeichen Kanalbau RAL-GZ 961 
werden Arbeitshilfen zur Ver-
fügung gestellt, mit denen sys-
tematisch die Übermittlung der 
Sollwerte auf die Baustelle, die 
Dokumentation der Istwerte so-
wie der Abgleich von Soll/Ist er-
folgen kann. Die Durchführung 
der Eigenüberwachung und ins-
besondere die Kontrolle der 
Lastannahmen werden durch 
die Prüfingenieure bei den Bau-
stellenbesuchen innerhalb der 
RAL-Gütesicherung geprüft.
Weitere Infos unter:  RAL- 
Gütegemeinschaft Güte-
schutz Kanalbau, www.
kanalbau.com  q

platten und -geräte unter der 
Voraussetzung, dass die Ver-
dichtung des Bodens nach dem 
Ziehen des Verbaus erfolgt. 

• B3: Senkrechter Verbau in-
nerhalb der Leitungszone mit 
Spundwänden oder Leicht- 
spundprofilen und Verdich-
tung gegen den Verbau, der bis 
unter die Grabensohle reicht. 

• B4: Lagenweise gegen den ge-
wachsenen Boden bzw. lagen-
weise in der Dammschüttung 
verdichtete Einbettung mit 
Nachweis des nach ZTVE-StB 
erforderlichen Verdichtungs-
grades (nicht anwendbar bei 
Böden der Gruppe G4).

Einflussgröße Grabenverbau 

Durch Vorgabe der Einbet-
tungs- und Überschüttungsbe-
dingungen wird in der Statik z. 
B. der Einfluss der Grabensiche-
rung auf die Belastung der Rohre 
berücksichtigt. Zur Veranschau-
lichung des Einflusses ist in Ab-
bildung 2 die mögliche Überde-
ckungshöhe in Abhängigkeit von 
der gewählten Grabensicherung 
dargestellt. 

Einflussgröße Silowirkung

Die Erdlasten werden als Bo-
denspannung in der Ebene des 
Rohrscheitels berechnet. Die mög-
licherweise entstehenden Rei-
bungskräfte zwischen Grabenver-
füllung und Grabenwand kön-
nen unter bestimmten Randbe-
dingungen zur Entlastung dieser 
Spannungen führen (horizontaler 
Erddruck). Sie werden in der sta-
tischen Berechnung berücksich-
tigt. Diese Berechnungsmethode 
ist jedoch nur ansetzbar, wenn 
die Grabenwände auf Dauer er-
halten bleiben (ATV-DVWK-A 
127). In der Praxis kann dies je-
doch vom Unternehmen nicht 
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Bayerische Wassertage in Augsburg:

Versorgung auf dem Prüfstand
Dem Update zu wasserrechtlichen und umwelttechnischen Fra-
gestellungen dienen die Bayerischen Wassertage in Augsburg, die 
zum 13. Mal vom Förderverein KUMAS e. V. in Zusammenarbeit 
mit den Partnern Grünbeck Wasseraufbereitung GmbH, HPC AG 
Harburg, MVV Industriepark Gersthofen GmbH sowie dem Baye-
rischen Landesamt für Umwelt (LfU) veranstaltet wurden. Auf der 
Agenda des Fachkongresses mit rund 200 Teilnehmern standen u. 
a. aktuelle Entwicklungen im Wasserrecht, die Zukunft der Anla-
genüberwachung, die neue AwSV (Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen) sowie die Diskussion 
über bayerische Klimaanpassungsstrategien.

Mikroschadstoffe aus Arz- 
neimitteln, Haushaltschemika- 
lien, Wasch- und Reinigungsmit-
teln oder Pflanzenschutzmitteln 
werden zunehmend zum Prob-
lem. Sie finden sich inzwischen 
in einer Vielzahl von Gewässern 
und gelangen über die Kanalisa-
tion und Kläranlagen, aber auch 
über die Auswaschung aus Bau- 
stoffen, Fassadenanstrichen oder 
durch den Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln aus der Landwirt-
schaft dort hin. Dr. Kurt Müller 
vom Bayerischen Ministerium 
für Umwelt und Verbraucher-
schutz wies in seinem Vortrag 
darauf hin, dass die Produktviel-
falt und die Anzahl der Inhalts-
stoffe inzwischen für den Nor-
malverbraucher unüberschaubar 
geworden seien. 

Entwicklung einer 
„Spurenstoffstrategie“

Noch ist zu den tatsächlichen 
Risiken für Mensch und Um-
welt nicht alles erforscht. Mes-
sungen des Umweltbundesam-
tes zeigen aber, dass z. B. über 
150 verschiedene Arznei-Wirk-
stoffe in Gewässern nachgewie-
sen werden können. Um eine Ge-
fahr für die Gesundheit von vorn-
herein ausschließen zu können, 
muss schon aus Vorsichtsgrün-
den der Eintrag von Spurenstof-
fen in die Gewässer so gering wie 
möglich gehalten werden. Nicht 

alle Wirkstoffe werden nämlich 
auf natürliche Weise abgebaut. 
Sie können sich somit im Trink-
wasser und in der Nahrungsket-
te anreichern. Das Umweltbun-
desamt und das Bundesumwelt-
ministerium entwickeln deshalb 
eine „Spurenstoffstrategie“, die 
Handlungsempfehlungen zur Mi-
nimierung des Eintrags in Gewäs-
ser bis zum Jahr 2018 erarbeitet. 

Arzneimittel 
fachgerecht entsorgen

Die nicht fachgerechte Entsor-
gung von Arzneimitteln über die 
Toilettenspülung führt zur Be-
lastung der Kläranlagen und der 
Gewässer. Überzählige oder ab-
gelaufene Arzneimittel sollen 
deshalb auf keinen Fall über die  
Toilettenspülung, sondern über 
die jedem Haushalt zur Verfü-
gung stehenden Abfallentsor-
gungssysteme (in der Regel die 
grauen Restmülltonne) entsorgt 
werden! Dies entlastet Kläran-
lagen, die Mikroschadstoffe nur 
mit hohem technischen und fi-
nanziellen Aufwand aus dem Ab-
wasser herausfiltern können. Je-
der kann so einen Beitrag zu sta-
bilen Abwassergebühren leisten. 

Die Pilotphase der Überwa-
chung kommunaler Kläranlagen im 
Auftrag der WWA ist abgeschlos-
sen und es folgt nun die nächs-
te Phase für gewerbliche Anlagen. 
Bei den bayerischen Wassertagen 

wurden der zugehörige Rechtsrah-
men, die Anforderungen an den 
Anlagenbetrieb und erste Erfah-
rungen der Wasserwirtschaftsver-
waltung vorgestellt. 

Wie Daniel Eckstein, Claudia 
Hillinger und Dr. Joachim Schüt-
ter vom Bayerischen Landesamt 
für Umwelt, Augsburg, erläuter-
ten, stelle die Vielfältigkeit und 
Komplexität gewerblicher Ab-
wasserbehandlungsanlagen ho-
he fachliche Anforderungen an 
die Personen, die mit der amtli-
chen Überwachung betraut sind. 
Seit Januar 2016 würden in ei-
nem ersten Pilotprojekt – regio-
nal begrenzt – die Abwasserbe-
handlungsanlagen der Lebens-
mittelindustrie und die Anlagen 
durch Private Sachverständi-
ge der Wasserwirtschaft (PSW) 
überwacht. 

Überwachung der 
Abwasserbehandlungsanlagen

Aufgrund der bisherigen posi-
tiven Zwischenbilanz werde ab 
Januar 2018 im Rahmen eines 
zweiten Pilotprojektes zusätz-
lich die Überwachung aller ge-
werblichen Anlagen in den Was-
serwirtschaftsamtsbezirken Re-
gensburg, Weilheim und zum Teil 
Deggendorf an PSW vergeben. 
Beide Pilotprojekte laufen bis En-
de 2019. Die gesammelten Erfah-
rungen sollen in den weiteren 
Privatisierungsprozess einfließen 
und damit langfristig zu einem 
qualitativ hochwertigen Gewäs-
serschutz in Bayern beitragen. 

„Die bisherigen, insgesamt po-
sitiven Erfahrungen bei der 
Überwachung von Abwasseran-
lagen zeigen, dass die PSW den 
Anforderungen gewachsen sind 
und die Qualität der (amtlichen) 
Überwachung auch künftig si-
chergestellt ist“, unterstrich Al-
fons Semmelmann, CTU Che-

misch-Technische Umweltbera-
tung GmbH, Eching am Ammersee. 

Die anfängliche Skepsis seitens 
der Betreiber sei verflogen und 
es lasse sich feststellen, dass der 
PSW als gleichwertiger Partner 
in der Wasserwirtschaftsverwal-
tung angesehen wird. 

Semmelmann hob die sehr gu-
te und vertrauensvolle Zusam-
menarbeit zwischen PSW und 
Fachaufsichtsbehörden hervor. 
Nicht zuletzt durch die vom Ver-
band Privater Sachverständiger 
in der Wasserwirtschaft angebo-
tenen Fortbildungsveranstaltun-
gen und die zahlreichen, enga-
gierten Veranstaltungen zum Er-
fahrungsaustausch sei es gelun-
gen, eine weitgehend einheitlich 
Vorgehensweise bei der Überwa-
chung zu gewährleisten. 

Industrie und Gewerbe müs-
sen unter geänderten klimati-
schen Bedingungen voll funk-
tionsfähig sein. Hochwasser- 
ereignisse mit der möglichen 
Freisetzung gefährlicher Stof-
fe, verringerte Verfügbarkeiten 
von Kühlwasser oder auch Ein-
schränkungen in der Energiever-
sorgungssicherheit können die 
Folge sein. Abflussprojektionen 
für Bayern und Betrachtungen 
zur gewässerökologischen Situa-
tion stoßen die Diskussion zu Kli-
maanpassungsstrategien an. 

Versorgungssicherheit 
mit Trinkwasser

Deutschland wird seine eige-
nen Klimaschutzziele nicht errei-
chen. Bei Betrachtung der globa-
len Situation und Forcierung des 
Welthandels ist aber ohnehin 
fraglich, ob das 2 °C-Ziel einge-
halten werden kann. Dies hat für 
Kommunen, Unternehmen aber 
auch Wasserversorger zukünf-
tig massive Auswirkungen in der 
Wasserbewirtschaftung. 

Durch die Klimaänderung verur-
sachte höhere Lufttemperaturen 
führen zu höheren Verdunstungs-
raten. So verbleibt weniger Nie-
derschlag für die Grundwasser-
neubildung. Insbesondere Regio-
nen mit gering ergiebigen Grund-
wasserreserven sind hiervon 
betroffen. Betroffene Gebiete wie 
der Regierungsbezirk Unterfran-
ken müssen deshalb nach Ansicht 
von Christian Guschker (Regierung 
von Unterfranken) schon heute 
ein Niedrigwassermanagement 
entwickeln. Die Versorgungssi-
cherheit mit Trinkwasser durch ei-
ne nachhaltige Bewirtschaftung 
der Wasserressourcen habe dabei 
oberste Priorität. 

Der Schwerpunkt eines Numeri-
schen Wetter Modells NWM müs-
se mit Blick auf den Klimawandel 
auf eine langfristige „Nachhal-
tigkeit“ der Bewirtschaftung von 
Wasserressourcen, insbesondere 
des Grundwassers, abzielen. Die 
landwirtschaftliche Bewässerung 
sei so auszurichten, dass sie auch 
in extremen Trockenphasen Be-
stand hat und der Einfluss auf kon-
kurrierende Nutzungen minimiert 
wird, ohne die Wassernutzer in ih-
rer Existenz zu gefährden. Die öf-
fentliche Trinkwasserversorgung 
habe dabei im Rahmen der all-
gemeinen Daseinsvorsorge im-
mer Vorrang. Vorwiegend vorsor-
gende, aber auch operative (Not-
fall-)Maßnahmen seien zu etab-
lieren, so Guschker. Der bis Ende 
2017 fertiggestellte Leitfaden so-
wie die NWM-Konzepte und -plä-
ne könnten sowohl den Genehmi-
gungs- und Fachbehörden wie auch 
den Wassernutzern selbst Hilfestel-
lung geben und einen einheitlichen 
Vollzug gewährleisten. 

Dr. Benjamin Kopp von der Au-
ßenstelle des LfU in Hof konnte 
anhand statistischer Daten nach-
weisen, dass die Grundwasser-
neubildung regional stark von 
den zu beobachtenden Klimaän-
derungen beeinflusst wird. Wäh-
rend im Bereich der Donau noch 
hohe Grundwasserneubildungs-
raten beobachtet werden kön-
nen, haben diese in Teilen Fran-
kens und der Oberpfalz in den 
vergangenen 50 Jahren um bis zu 
20 % abgenommen. DK

Erfolgreiches Pilotprojekt in Neunkirchen: 

AMISCREEN – eine Erfindung 
bekommt Konturen

Vier neue Stauraumkanäle tragen in Neunkirchen dazu bei, dass 
der kleine Fluss Blies in Zukunft sauberer bleibt. Gemäß den was-
serrechtlichen Vorgaben musste die Regenwasserbehandlung in 
der saarländischen Kreisstadt auf den neuesten Stand gebracht 
werden. Dabei kam mit dem AMISCREEN Stauraumsystem erst-
mals im Saarland eine neue innovative Technik zum Einsatz, die 
von der Amiantit Germany GmbH, ein Unternehmen der Amiblu 
Holding, als Alternative zu herkömmlichen Rechensystemen entwi-
ckelt wurde und der effektiven Rückhaltung von Grobstoffen dient. 

Im  Rahmen einer Kanalnach-
barschaftsveranstaltung im Neun- 
kirchener Rathaus hatten die Teil-
nehmer die Gelegenheit zur Be-
sichtigung des gerade in der Fer-
tigstellung begriffenen Regenüber-
laufbauwerks 18. Zu  der Fortbil-
dung für das Betriebspersonal von 
Abwasseranlagen und Entwässe-
rungssystemen hatte der Landes-
verband Hessen/Rheinland-Pfalz/
Saarland der Deutschen Vereini-
gung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall e. V. (DWA) ein-
geladen. Bevor es auf die Baustelle 
ging, konnten sich die Teilnehmer 
eingehend über die Planung und 
Durchführung des Projektes infor-
mieren, das im Auftrag des Abwas-
serwerkes Neunkirchen von der 
Neunkircher Baugesellschaft mbH 
erstellt wurde. 

„Die vorhandenen Anlagen ent-
sprachen inzwischen nicht mehr 
den durch die wasserrechtli- 
chen Bestimmungen vorgegebe-
nen technischen Anforderungen. 
So haben wir uns nicht zuletzt mit 
Blick auf einen modernen, wirt-
schaftlichen Netzbetrieb sowie 
aus Gründen der Nachhaltigkeit 
für einen Neubau entschieden“, so  
Dipl.-Ing. (FH) Thomas Knapp, Bau-
leiter in der Abteilung für Tiefbau 
der Kreisstadt Neunkirchen. Dem 
Baustart waren – 2015 beginnend – 

intensive Beratungen über das ge-
eignete Material für den Bau des 
Stauraumkanals vorausgegangen. 
Schließlich sei man zu der Über-
zeugung gelangt, dass eine Ausfüh-
rung mit dem Flowtite GFK-Stau-
raumsystem von Amiantit die wirt-
schaftlichste und bautechnisch ge-
eignetste Variante darstellt, so 
Knapp. Eine Herstellung entspre-
chender Bauwerke beispielsweise 
aus Ortbeton oder aus Betonfertig-
teilen wäre wesentlich aufwendiger 
gewesen. Für die GFK-Rohre sprach 
unter anderen ihr vergleichswei-
se geringes Gewicht, wodurch die 
Handhabung auf der Baustelle er-
heblich erleichtert wird. „Die Roh-
re sind zudem korrosionsbeständig 
und verfügen über hervorragen-
de hydraulische Eigenschaften“, 
ergänzt Martin Lang, Gebietsver-
kaufsleiter der Amiantit Germany 
GmbH. In die Rohre integriert ist  
das mechanische Schmutzrückhal-
tesystem AMISCREEN, von dessen 
Funktionsweise sich die Verant-
wortlichen des Abwasserwerkes 
Neunkirchen bei der Besichtigung 
eines bereits in Betrieb befindli-
chen Bauwerkes im sauerländi-
schen Winterberg im Vorfeld über-
zeugt hatten. 

Insgesamt besteht das Regen-
überlaufbauwerk 18 aus zwei 
Stauraumspeichern mit insge-

Hochwasservorsorge in der Raumordnung stärken:

BMVI und BBSR legen 
Planungshilfe vor

Wie kann die Raumordnung die Hochwasservorsorge an Flüssen 
noch wirksamer machen? Diese Frage beantwortet ein neues Hand-
buch des Bundesministeriums für Verkehr und Digitale Infrastruk-
tur (BMVI) und des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR). Es stellt neue Ansätze und gute Beispiele vor. Die 
Broschüre richtet sich an Akteure der Landes- und Regionalplanung 
sowie Fachleute in der Stadtplanung und der Wasserwirtschaft.

Das Handbuch ist Ergebnis des 
Modellvorhabens der Raumord-
nung (MORO) „Regionalentwick-
lung und Hochwasserschutz in 
Flussgebieten“. Die Forscher ar-
beiteten im Bereich des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes in-
novative Steuerungsansätze von 
Landes- und Regionalplanung 
und Hochwasserrisikomanage- 
ment heraus. Neben der aktuel-
len Planungspraxis wurden Re-
gelungsmöglichkeiten nach dem 
neuen Raumordnungsgesetz ana- 
lysiert. 

Instrumente und Strategien 
weiterentwickeln

Die  im Leitfaden vorgestell-
ten Maßnahmen und beispielhaf-
ten planungsrechtlichen Ansät-
ze orientieren sich an fünf Hand-
lungsfeldern zum vorbeugenden 
Hochwasserschutz an Flüssen. 
Diese Handlungsfelder hat die 
Ministerkonferenz für Raumord-
nung (MKRO),  das Gremium der 
für Raumordnung zuständigen 
Minister von Bund und Ländern, 
im Jahr 2013 verabschiedet. Da-
zu zählen auch der Erhalt beste-

hender und die Schaffung neuer 
Retentionsräume. „Unser Hand-
buch hilft, Instrumente und Stra-
tegien des raumordnerischen 
Hochwasserschutzes weiterzu-
entwickeln“, sagt BBSR-Exper-
te Matthias Furkert. „Besonders 
wichtig ist dabei die stärkere Ver-
zahnung von raumordnerischen 
mit wasserwirtschaftlichen An-
sätzen.“

Das Handbuch kann kosten-
frei beim BBSR bestellt werden 
(ref-1-1@bbr.bund.de), eine elek-
tronische Version ist unter www.
bbsr.bund.de in der Rubrik Veröf-
fentlichungen abrufbar.

Mit dem Programm „Modell-
vorhaben der Raumordnung“ 
unterstützt das BMVI die Erpro-
bung und Umsetzung innova-
tiver, raumordnerischer Hand-
lungsansätze und Instrumen-
te in Zusammenarbeit zwischen 
Wissenschaft und den Akteuren 
in den Regionen. Exemplarisch 
werden Projekte und Studien ge-
fördert, die neue Strategien, Pro-
zesse und Methoden verfolgen. 
Dem BBSR obliegt die inhaltliche 
und administrative Betreuung 
des MORO-Programms. q

V. l.: Der Werkleiter und der stellvertretende Werkleiter des Entwäs-
serungsbetriebs Würzburg, Professor Christian Baumgart und Jörg 
Roth, Zells Bürgermeisterin Anita Feuerbach und Tobias Schneider von 
ARZ-Ingenieure bei der Einweihung der neuen Station.  Bild: Claudia Lother

Wasser marsch – das gilt in  
Zell jetzt auch für Abwasser

Es ist ein unscheinbares, kleines, gemauertes Häuschen in der  
Nähe der Schiffsanlegestelle am Mainufer bei Zell. So klein es ist, 
so beeindruckend ist die Technik, die sich im Inneren und in der  
Tiefe verbirgt. 

War dort bislang eine Abwas-
ser-Pumpstation untergebracht, 
werden darin jetzt die mit neuen 
Hochleistungspumpen beförder-
ten Abwasser sogar gemessen: 
Durchflussmengen, Verschmut-
zungsgrad, pH-Wert. 90.000 Eu-
ro und ein halbes Jahr Bauzeit 
haben der Entwässerungsbe-
trieb der Stadt Würzburg und die 
Gemeinde Zell in die Technik die-
ses kleinen Häuschens gesteckt, 
damit unter der Erde etwa 47 Li-
ter Abwasser pro Sekunde zum 
Klärwerk Würzburg gepumpt 
und dabei eben auch gemessen 
werden können. 

Durch eine etwa 2,8 km lange 
Druckleitung fließt das Abwas-
ser in 35 Minuten von Zell in die 
Mainaustraße. Zells Bürgermeis-
terin Anita Feuerbach, Werklei-
ter Professor Christian Baumgart 
und der stellvertretende Werk-
leiter des städtischen Entwässe-
rungsbetriebs, Jörg Roth, weih-
ten die neue Abwassermessstati-
on am Ufer des Mains ein und ga-
ben den „offiziellen Startschuss“. 

Zell ist zugleich eine Gemeinde 
der Brunnen. Aus drei Stollen im 

Zeller Berg sprudeln jährlich bis 
zu sechs Millionen Kubikmeter 
Wasser, die bis zu 50 Prozent des 
Wasserbedarfs der Würzburger 
Trinkwasserversorgung decken. 

Angeschlossene Messstationen

Die Kläranlage der Stadt Würz-
burg ist auf 360.000 Einwoh-
ner ausgelegt. Hier wird nicht 
nur das Abwasser der Würz-
burger Bürgerinnen und Bür-
ger gereinigt, sondern auch der 
Randgemeinden. An die städti-
sche Kläranlage sind mittlerwei-
le sechs Messstationen für den 
Abwasserzweckverband ange-
schlossen, zusätzlich die neue 
Messstation in Zell. Die übrigen 
sechs Messstationen stehen in 
Randersacker (für die Gemein-
den Randersacker, Gerbrunn, 
Theilheim und Eibelstadt), Rim-
par (Rimpar und Maidbronn), 
Estenfeld (Estenfeld und Kür-
nach), Reichenberg (Reichen-
berg, Lindflur, Uengershausen, 
Albertshausen), Höchberg und 
in Fuchsstadt (Fuchsstadt und 
der Gewerbepark Klingholz). q

samt 300 m3 Stauvolumen, einem 
Entlastungsbauwerk und einem 
Drosselsystem. Die beiden 15 m 
bzw. 57 m langen Stauraumspei-
cher DN 2400 sind über vier Ins-
pektionsschächte zugänglich. Die 
Stauraumspeicher sind mit AMI-
SCREEN ausgerüstet, d. h. in je-
dem der Speicher befinden sich 
zwei ganzflächig perforierte Roh-
re in der Nennweite DN 500. 

Wartungsarm  
und verschleißfrei

Der klassische Rechen zur 
Grobstoffrückhaltung wurde von 
der Überlaufschwelle weg in den 
Stauraumspeicher verlegt. „Da-
mit konnten wir ein Vielfaches an 
Rechenfläche schaffen, die in et-
wa dem 25-fachen eines klassi-
schen Rechens auf oder an einer 
Entlastungsschwelle entspricht“, 
so Uwe Napierski, Vertriebsleiter 
Sonderanwendungen bei Amian-
tit. „Das AMISCREEN-System ist 
so konstruiert, dass die Durch-
flussgeschwindigkeit unter 0,05 
m/s und damit unter der maxi-
malen Fließgeschwindigkeit für 
Regenklärbecken bleibt.“ 

Angesichts der Produktvortei-
le zeigt sich Knapp überzeugt: 
„Wir haben die richtige Wahl ge-
troffen und der Bauablauf war 
hervorragend, wodurch wir nicht 
zuletzt auch den Zeitplan einhal-
ten konnten.“ So ist das System 
nach nur zweimonatiger Bauzeit 
im März 2017 ans Netz gegan-
gen. Zusammen mit den drei wei-
teren Bauwerken zur Regenwas-
serbehandlung sorgt es seitdem 
für eine bessere Wasserqualität 
in Neunkirchen. q
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Europäische Woche der Abfallvermeidung:

Dingen ein zweites Leben geben
Unter dem Motto „Gib Dingen ein zweites Leben“ fand die Euro-
päische Woche der Abfallvermeidung (EWAV) 2017 statt. Deutsch-
land beteiligte sich auch in diesem Jahr mit mehr als 1.000 Veran-
staltungen an Europas größter Kommunikationskampagne zum 
Thema „Abfallvermeidung“. 

Hierzulande wird die Kampag-
ne mit Mitteln der Europäischen 
Klimaschutzinitiative finanziert. 
Das Umweltbundesamt ist der 
fachliche Ansprechpartner, ko-
ordiniert wird die Kampagnen-
woche vom VKU. Offizieller Part-
ner ist das Bundesumweltminis-
terium. 

Die EWAV bietet eine Plattform 
für vielfältige Aktionen von Kom-
munen, Unternehmen, privaten 
Initiativen und Umweltverbän-
den, um das Thema Abfallver-
meidung stärker ins Bewusstsein 
der Öffentlichkeit zu bringen. Die 
zahlreichen Aktivitäten tragen 
maßgeblich zur Umsetzung des 
Abfallvermeidungsprogramms 
bei. Die vielgestaltigen Aktionen 
präsentierten auch heuer wieder 
praktische Lösungen und Impul-
se und zeigten das breite Spekt-
rum der Maßnahmen zur Abfall-
vermeidung: von Beratungs- und 
Bildungsangeboten über Web-
seiten bis hin zu Tausch- und Ver-
schenkbörsen und vieles mehr. 

Mit Blick auf die laufende Eu-
ropäische Woche der Abfallver-
meidung zog die bayerische Um-
weltministerin Ulrike Scharf eine 
optimistische Bilanz: „Fast 3 Mil-
liarden Coffee-to-go-Becher ver-
brauchen die Deutschen pro Jahr. 
Wir wollen den riesigen Berg von 
Einwegbechern in Bayerns Städ-
ten abbauen. Coffee-to-go im 
Mehrwegbecher soll selbstver-
ständlich werden. Das steigen-
de Interesse an unserem Runden 
Tisch zeigt: Das Bündnis gegen 
die Becherflut wächst. Die Teil-
nehmer aus Politik, Wirtschaft 
und Verbänden ziehen freiwil-
lig mit uns an einem Strang und 
sagen den Einwegbechern den 
Kampf an. Schon jetzt ist in vie-
len Verkaufsstellen die Wieder-
befüllung mitgebrachter Trinkge-
fäße eine Selbstverständlichkeit. 
So wird der beliebte Kaffeege-
nuss unterwegs ressourcenscho-
nend. Bayern setzt mit diesem 
Projekt bundesweit Maßstäbe.“ 

Mit der 3. Sitzung des Run-
den Tisches wurden die erfolg-
reichen Gespräche zwischen Po-
litik, Wirtschaft und Verbän-

den fortgesetzt. Im Vordergrund 
stand dabei der Erfahrungsaus-
tausch zum Einsatz von Mehr-
wegbechern und dessen Opti-
mierung. Mehr als 50 Vertreter 
unter anderem von Kommunen, 
der Deutschen Bahn, der Flugha-
fen München GmbH, von Tank-
stellen, Transportdienstleistern, 
großen Bäckereien, der System-
gastronomie, dem Hotel- und 
Gaststättenverband waren kürz-
lich der Einladung von Umwelt-
ministerin Scharf gefolgt.

Scharf begrüßte dabei auch die 
Anstrengungen einiger Hersteller 
und Gastronomieunternehmen, 
Einwegbecher gezielt zu sam-
meln und einem hochwertigen 
Recycling zuzuführen. „Die Idee 
einer nachhaltigeren Lebens- 
und Wirtschaftsweise kommt in 
den Köpfen an. Auf diesem rich-
tigen Weg der Freiwilligkeit müs-
sen wir weiter vorangehen“, so 
Scharf. Langfristiges Ziel sei, dass 
Mehrwegbecher etwa an einem 
Bahnhof gekauft und nach An-
kunft am Zielort gegen Erstat-
tung eines Pfandes wieder abge-
geben werden können – so wie 
es bei Mehrwegflaschen bereits 
seit Jahrzehnten Standard ist. 
Dazu will das Umweltministeri-
um weitere Gespräche initiieren. 
Ein zusätzlicher Baustein ist ein 
von vielen Betrieben gewünsch-
tes, bundesweit gültiges Merk-
blatt zur Beurteilung der lebens-
mittelrechtlichen Anforderun-
gen beim Getränke-Ausschank 
in Mehrwegbechern. Bayern 
hat das Merkblatt, das im kom-
menden Jahr veröffentlicht wer-
den soll, auf den Weg gebracht. 
Scharf: „Wir wollen den Unter-
nehmen praktische Empfehlun-
gen für eine hygienische Hand-
habung bei der Befüllung mitge-
brachter Becher geben. Gleich-
zeitig dient das Merkblatt als 
Grundlage für eine einheitliche 
Überwachungspraxis.“

 Die Anzahl von Elektrogeräten 
in deutschen Haushalten nimmt 
zu. Obwohl viele Geräte repa-
riert werden können, landen sie 
häufig auf dem Müll und werden 
nicht richtig entsorgt. Zum offi-

ziellen Start der diesjährigen Eu-
ropäischen Woche der Abfallver-
meidung warb Florian Pronold, 
Parlamentarischer Staatssekre-
tär im Bundesumweltministeri-
um für die Langlebigkeit von Pro-
dukten: „Reparieren lohnt sich. 
Jeder kann dazu beitragen, die 
Abfallmengen zu verringern, na-
türliche Ressourcen zu schonen 
und das Klima zu schützen.“ 

Das Bundesumweltministeri-
um macht sich seit langem für 
eine längere Haltbarkeit von All-
tagsprodukten stark und folgt 
damit auch einem Trend in der 
Bevölkerung. Laut Pronold gibt 
es bei vielen Verbrauchern ein 
ermutigendes Umdenken. Re-
pair-Cafés, in denen man sich 
verabredet, oder die Suche nach 
einem gebrauchten Schnäpp-
chen auf dem Flohmarkt bzw. im 
Internet würden immer belieb-
ter. Zusätzlich müsse es aber dar-
um gehen, dass Produkte wieder 
langlebiger werden.

 „Geht ein Akku oder ein Ventil 
kaputt, darf das kein Anlass dafür 
sein, das komplette Gerät weg-
zuwerfen“, meinte der Staatsse-
kretär. 

Konkret setzt sich das Bun-
desumweltministerium in Brüs-
sel für eine Anpassung der Öko-
design-Richtlinie ein. Diese gibt 
bereits Mindestanforderungen 
für den Energieverbrauch oder 
die Haltbarkeit von Bauteilen re-
levanter Alltagsgeräte wie Staub-
sauger oder Kaffeemaschinen 
vor. 

Produkte mit dem Blauen En-
gel, dem Umweltzeichen der 
Bundesregierung, gehen heute 
schon deutlich über die gesetzli-
chen Standards hinaus. So müs-
sen die Bauteile von Notebooks 
und Mobiltelefonen robust und 
langlebig sein und sich bei Bedarf 
einfach austauschen lassen. Das 
gilt zum Beispiel auch für Holz 
oder Polstermöbel. Auch die No-
velle des Verpackungsgesetzes 
stärkt die Abfallvermeidung. So 
werden Hersteller zukünftig stär-
ker dazu angehalten, Verpackun-
gen so zu gestalten, dass sie sich 
einfacher und vollständig recy-
celn lassen. 

Das Umweltbundesamt (UBA) 
hatte zum EWAV-Start vorge-
schlagen, dass auch  Repara-
turen außerhalb des Haushalts 
steuerlich absetzbar sein soll-

ten. „Wenn der Handwerker ins 
Haus kommt und die Waschma-
schine oder den Fernseher schon 
vor Ort reparieren kann, ist das 
steuerlich absetzbar. Dasselbe 
sollte gelten, wenn er das Gerät 
zur Reparatur mitnehmen muss“, 
betonte Maria Krautzberger, Prä-
sidentin des UBA. Der Vorschlag 
ist Teil einer 7-Punkte-Strategie 
des UBA gegen Obsoleszenz, die 
neben steuerlichen Instrumen-
ten auch auf das Design von Pro-
dukten und die Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für Re-
paratur abzielt, um einem vorzei-
tigen Austausch von Produkten 
entgegen zu wirken.

7-Punkte-Strategie

Konkret sollte für folgende 
Maßnahmen jetzt eine Umset-
zung erfolgen:
1. Längere Haltbarkeit und ein-
fachere Reparierbarkeit: Min-
destanforderungen für Reparier-
barkeit und Langlebigkeit unter 
der EU-Ökodesign-Richtlinie um-
setzen
2. Angaben zu Reparierbarkeit 
und Reparaturservices sowie 
Verfügbarkeit von Ersatzteilen 
bei Produktkauf 
3. Verpflichtende Garantieanga-
be für Produkte 
4. Zugang zu Reparaturanleitun-
gen, Ersatzteilen und Diagno-
sesoftware für unabhängige Re-
paraturbetriebe sicher stellen
5. Ermäßigter Mehrwertsteuer-
satz für Reparaturdienstleistun-
gen
6. Steuerliche Absetzbarkeit von 
Reparaturen auch außerhalb des 
Haushalts
7. Stärkung der Wertschätzung 
für Produkte.

Kurze Produktlebensdauern 
und kurze Produktnutzung sind 
eine Belastung für die Umwelt. 
Bei der Produktion von neuen 

Produkten werden wertvolle, nur 
begrenzt verfügbare Rohstoffe 
verbraucht. Der Abbau von Roh-
stoffen, Transportprozesse und 
die Produktion können mit teil-
weise erheblichen Umweltbelas-
tungen verbunden sein. Zudem 
entstehen im Produktionspro-
zess zusätzliche Treibhausgase-
missionen. Nicht zuletzt wachsen 
die Abfallberge durch die vielen 
früher entsorgten Konsumpro-
dukte.

Die Gründe für Obsoleszenz 
sind vielfältig. Oft entsteht der 
Wunsch für ein neues Produkt, 
weil das „alte“ aus der Mode ge-
kommen ist. Oder weil Hard- und 
Software nicht mehr aktuell oder 
miteinander kompatibel sind. 
Doch auch entstehende Defek-
te durch mangelnde Leistungs-

fähigkeit von Materialien und 
Komponenten können eine Wei-
ternutzung verhindern und einen 
Neukauf auslösen - insbesonde-
re dann, wenn die Reparatur des 
Gerätes zu teuer ist oder zu auf-
wendig erscheint.

Umso wichtiger ist es aus Sicht 
der UBA-Präsidentin, den Repa-
raturservice verbrauchernah zu 
gestalten und bereits beim De-
sign des Produktes an die Repara-
turmöglichkeiten zu denken. Da-
für sollte die Ökodesignrichtlinie 
der EU Vorgaben machen. „Vor-
reiter ist hier das Umweltzeichen 
Blauer Engel, bei dem wir Anfor-
derungen zu Reparierbarkeit und 
Lebensdauer vor allem bei Elek-
tro- und Elektronikprodukten 
bereits umsetzen“, unterstrich 
Krautzberger. DK

Wertstoff-Schatz statt Abfall 
Was haben Zahnbürsten, PU-Schaumdosen und alte Getränkekar-
tons gemeinsam? Sie sind drei von neun Best-Practice-Beispielen, 
die das europäische Projekt MOVECO in seiner neuen Broschü-
re vorstellt – und die neugierig machen auf das Thema Kreislauf-
wirtschaft.

Die englischsprachige Bro-
schüre mit dem Titel „Your 
trash is my treasure“ (sinn-
gemäß „Dein Abfall ist mein 
Schatz“) zeigt Produkte und Ge-
schäftsmodelle, die Kreislauf-
wirtschaft bereits erfolgreich 
umsetzen. Sie sollen Unterneh-
men als Vorbilder dienen und 
dazu anregen, sich selbst mit 
dem Thema auseinanderzuset-
zen: Stoffkreisläufe schließen, 
Abfälle vermeiden, Sekundär-
rohstoffe nutzen, Ressourcen 
schonen – und dabei Geld spa-
ren oder neue Geschäftsideen 
entwickeln.

In Kreisläufen denken:  
Von der linearen 
zur Kreislaufwirtschaft

In der traditionellen, linea-
ren Wirtschaft („Wegwerfwirt-
schaft“) werden Produkte nach 
ihrer Nutzungsphase üblicher-
weise verbrannt oder deponiert. 
Darin enthaltene Rohstoffe und 
Materialien gehen hierdurch ver-
loren. Im Gegensatz hierzu möch-
te Kreislaufwirtschaft Stoffkreis-
läufe schließen und setzt bereits 

bei der Produktentwicklung an. 
Produkte sind gefragt, die sich 
möglichst leicht wiederverwen-
den, teilen, reparieren, recyceln 
oder umweltverträglich verwer-
ten lassen. So können aus Kaf-
feeabfällen Schreibstifte entste-
hen oder aus alten Stoffen neue 
Taschen. Wiederverwendung 
von Gebrauchtem wird chic – 
sie schont langfristig Ressour-
cen und trägt zur Abfallvermei-
dung bei.

„Die in der MOVEO-Bro- 
schüre geschilderten Best-Pract- 
ice-Beispiele zeigen die Vorteile 
des Denkens in Kreisläufen. Das 
Schließen von Materialkreisläu-
fen ist von zentraler Bedeutung 
für eine lebenswerte Zukunft 
auf unserem Planeten“, so Grit 
Ackermann, Koordinatorin des 
MOVECO-Projekts. „Natürlich 
sind die Beispiele nur eine klei-
ne Auswahl – das Projekt ver-
öffentlicht weitere auf seiner 
Webseite und stellt Akteuren 
aus Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft unter anderem auch 
Begleitmaterial zur Implemen-
tierung der Kreislaufwirtschaft 
als Toolbox zur Verfügung.“

Die Broschüre ist online unter 
http://www.interreg-danube.eu/
approved-projects/moveco/sec-
tion/best-practice verfügbar.

Weitere Veröffentlichungen 
des Projekts wie die Toolbox 
oder Informationen zu den er-
arbeiteten Konzepten folgen in 
Kürze.

MOVECO wird im Rahmen 
des Interreg-Donauraumpro-
gramms der Europäischen Uni-
on gefördert und sensibilisiert 
Unternehmen, Forschungsein-
richtungen, Behörden, Wirt-
schaftsförderungseinrichtungen 
und Bürger für Kreislaufwirt-
schaft. Seit Dezember 2016 ar-
beiten zwölf Projektpartner und 
vier strategische Partner aus 
zehn Ländern zusammen, um 
die Kenntnisse im Bereich Kreis-
laufwirtschaft zu fördern und 
die Rahmenbedingungen für zir-
kuläre Produkte und Geschäfts-
modelle in der Donauregion zu 
verbessern. 

Die Projektkoordination liegt 
bei der Industrie- und Handels-
kammer Slowenien. Am Projekt-
konsortium sind auch zwei deut-
sche Partner beteiligt: die Bayeri-
sche Forschungsallianz (BayFOR) 
GmbH aus München und der 
Trägerverein Umwelttechnolo-
gie-Cluster Bayern e.V. aus Augs-
burg, der die Broschüre für das 
Konsortium konzipiert hat.  q

AWM gewinnt „Eurocities Award“ 
Der Abfallwirtschaftsbetrieb München (AWM) freut sich: Vor kur-
zem erhielt der Eigenbetrieb der Stadt München den begehrten 
Eurocities Award in der Sparte „Kooperation“.

EUROCITIES ist ein Netzwerk 
größerer europäischer Städte zur 
Zusammenarbeit und zum Infor-
mationsaustausch über Kommu-
nalplanerische Angelegenheiten. 
Jedes Jahr wird ein Preis für das 
jeweilige Jahresmotto vergeben 
in den Kategorien: Kooperation, 
Partizipation und Innovation. Das 
Motto 2017 lautete „Kreislauf-
wirtschaft“.

Der AWM hatte sich für diesen 
Preis mit dem Gebrauchtwaren-
kaufhaus „Halle 2“ beworben: 
Dort verkauft der AWM zu günsti-
gen Preisen gut erhaltene Gegen-
stände, Sammlerstücke und auch 
Sportgeräte, die die Münchnerin-
nen und Münchnern abgegeben 
haben.

Die Artikel stammen von den 
Münchner Wertstoffhöfen oder 

werden direkt in der Halle 2 ange-
liefert und sind noch so gut und 
schön, dass sie zum Wegwerfen 
einfach zu schade sind. Damit ver-
meidet der AWM pro Jahr rund 
1.000 Tonnen Abfall und bringt 
die Gegenstände wieder in den 
Kreislauf.

Dabei setzt der AWM bei allem, 
was bei der Vorbereitung zur Wie-
derverwendung zu tun ist, auf Ko-
operationen: Sicherheits-, Funk-
tionstests und Reparaturen wer-
den von sozialen Institutionen-
übernommen, die ehemaligen 
langzeitarbeitslosen Menschen 
die Chance zur Wiedereinglie-
derung ins Berufsleben bieten. 
Diese Einrichtungen prüfen IT-, 
Kommunikations- und elektrische 
Haushaltsgeräte, die dann in der 
Halle 2 neue Besitzer finden. q
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V. r.: VBS-Präsident Otto Heinz gemeinsam mit Festredner und 
vbw-Präsident Alfred Gaffal.  q

VBS-Jahrestagung 2017: 

Entsorgungsbranche 
nach der Wahl 

Die Jahrestagung des Verbandes der Bayerischen Entsorgungsun-
ternehmen e.V. (VBS) in Bad Aibling stand ganz im Zeichen der 
Bundestagswahl. Vertreter aus Politik und Wirtschaft diskutier-
ten leidenschaftlich über das Ergebnis. Wieder sehr erfreulich 
war die hohe Beteiligung: VBS-Präsident Otto Heinz konnte über 
350 Gäste und Mitglieder begrüßen. 

Der diesjährige Festredner, 
vbw-Präsident Alfred Gaffal, be-
tonte gleich zu Beginn der Ver-
anstaltung, dass die mittelstän-
disch geprägte Entsorgungswirt-
schaft in Bayern einen maßgeb-
lichen Beitrag zum Gemeinwohl 
beitrage und forderte ein klares 
Bekenntnis der Politik zum Mit-
telstand und zum fairen Wett-
bewerb. Die anstehende Regie-
rungsbildung berge zwar Her-
ausforderungen, dennoch ge-
be es keinen Grund sich um die 
ökonomische Stabilität zu sor-
gen. Aufbauend auf einer star-
ken Wirtschaft sei es jetzt nötig, 
wichtige Reformen zur Stärkung 
des Standortes anzugehen, um 
die Wettbewerbsfähigkeit auch 
künftig sicherzustellen. 

In Grundsatzfragen die 
richtigen Weichen stellen 

Neben stabilen Verhältnissen 
erhofft sich die bayerische Ent-
sorgungswirtschaft wichtige Im-
pulse von der neuen Legislaturpe-
riode. „Wir wollen die Kreislauf-
wirtschaft weiter voran bringen“, 
sagte VBS-Präsident Otto Heinz 
anlässlich der Jahrestagung. 

Im Vorfeld der Bundestags-
wahl hatte der Verband unter an-
derem ein EU-weites Deponie-
verbot für unbehandelte Sied-
lungsabfälle und bundesweite 
Markttests für bürgernahe Ent-
sorgungsleistungen gefordert. 
Hierzu führte der VBS-Präsident 
aus: „Unsere Branche war schon 
immer darauf angewiesen, dass 
die Politik in Grundsatzfragen die 
richtigen Weichen stellt. Grund-
sätzlich kann es nicht sein, dass 
einzelne EU-Länder weiterhin 
unbehandelte Siedlungsabfälle 
deponieren – das schädigt nicht 
nur Umwelt und Klima, sondern 
bricht auch den europäischen 
Rohstoffkreislauf. Ebenso grund-
sätzlich muss die Politik überprü-
fen, ob kommunale Wirtschaft-
stätigkeit auf das notwendige 
Maß begrenzt bleibt – der aktu-

elle Rekommunalisierungstrend 
in bayerischen Kommunen ist 
beispielsweise eine große Bedro-
hung für die mittelständischen 
Betriebe der Entsorgungswirt-
schaft.“ 

Bei der Podiumsdiskussion dis-
kutierte Otto Heinz das Ergeb-
nis der Bundestagswahl mit dem 
stellvertretenden CSU-Gene-
ralsekretär Markus Blume MdL, 
dem wirtschaftspolitischen Spre-
cher der Grünen-Bundestags-
fraktion Dieter Janecek MdB, 
dem Sprecher für kommunale 
Daseinsvorsorge der SPD-Frakti-
on im Bayerischen Landtag Klaus 
Adelt MdL sowie dem scheiden-
den Landesvorsitzenden der FDP 
Bayern Albert Duin. Unerwartet 
viel Übereinstimmung zeigte sich 
dabei unter den genannten Ver-
tretern von CSU, FDP und Bünd-
nis 90/Die Grünen bezüglich der 
positiven Chancen einer ange-
strebten Jamaika- Koalition auf 
Bundesebene. 

Zukunft der modernen 
Kreislaufwirtschaft 

Die diesjährigen Fachvorträ-
ge befassten sich mit der Zu-
kunft der modernen Kreislauf-
wirtschaft. Claus Kumutat, Prä-
sident des Bayerischen Landes-
amts für Umwelt (LfU), referierte 
zum Thema „Entsorgungssicher-
heit in Bayern“. Der Präsident des 
Bundesverbands der Deutschen 
Entsorgungs-, Wasser- und Roh-
stoffwirtschaft (BDE) Peter Kurth 
stellte die politische Agenda der 
privaten Entsorgungswirtschaft 
für die kommenden Jahre vor. 

Einstimmige Wahlergebnisse 

Die Mitgliederversammlung 
wählte einstimmig Rainer Hof-
mann erneut zum Vizepräsiden-
ten. Auch der erweiterte Vor-
stand wurde bestätigt: Reiner 
Büchl jun., Michael Buchheit, 
Frank Gärtner, Matthias Harms 
und Markus Wittmann.  q

Forum Grüner Punkt in Köln:

Global denken,  
lokal handeln

Unter dem Motto „Global denken, lokal handeln“ verfolgten über 
100 Teilnehmer das 9. Forum Grüner Punkt in Köln. Angesichts 
der Tatsache, dass Plastik ein Imageproblem hat, wurde in Vorträ-
gen und Diskussionen erörtert, wie Innovationen dem Kunststoff 
eine Zukunft geben können.

Dr. Markus van Halteren, Ge-
schäftsführer des Grünen Punkts, 
verwies darauf, dass das im Ju-
li 2017 verkündete Verpackungs-
gesetz Impulse durch höhere Quo-
ten und für die ökologische Len-
kungswirkung bringen werde. Die 
Branche benötige funktionierende 
Übergangslösungen, bindende Vor-
schriften und gleiche Marktbedin-
gungen für alle.

Ideen für den Kunststoff

Nach Darstellung von Michael 
Wiener, CEO des Grünen Punkts, 
meinten zahlreiche  Verbraucher, 
„Plastik ist zur Pest geworden“. 
Wichtig sei es nunmehr, das Pro-
blem anzugehen. Ideen für den 
Kunststoff der Zukunft gebe es 
zwar viele, jedoch habe die Indust-
rie hier eine Verweigerungshaltung 
eingenommen.

Nach Einschätzung von Helmut 
Schmitz (Grüner Punkt) nimmt 
die Produktion von Kunststoff 
deutlich zu. Gebe es keine Inf-
rastruktur zur Erfassung der Ab-
fälle, gehe früher oder später al-
les ins Meer. Dazu trage die ver-
breitete Meinung bei, Plastik-
abfälle hätten keinen Wert. Ein 
wirksames Mittel gegen den Ein-
trag ins Meer sei eine funktio-
nierende Kreislaufwirtschaft, so 
Schmitz. Die Finanzierungsgrund-
lage könnte eine erweiterte Pro-
duzentenverantwortung, wie sie 

auch Verpackungsverordnung und 
-gesetz zugrunde liegt, bilden.

„Die Fortsetzung des privatwirt-
schaftlichen dualen Systems durch 
das Verpackungsgesetz ist ein 
wichtiger Erfolg. Damit lassen sich 
die ökologischen Ziele des Geset-
zes am ehesten erreichen“, stell-
te Dr. Thomas Rummler vom Bun-
desministeriums für Umwelt, Bau, 
Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (BMUB) fest. Dies bedeute 
aber auch eine Verpflichtung, ver-
deutlichte Rummler den Forum-
steilnehmern: „Industrie und du-
ale Systeme sind gefordert, das 
nicht wieder leichtfertig aufs Spiel 
zu setzen.“ 

Der Ministerialdirigent spielte 
damit auf die aktuellen Auseinan-
dersetzungen der dualen Systeme 
um die Clearingverträge an. Das 
Bundeskartellamt hatte den Sys-
tembetreibern kürzlich mitgeteilt, 
dass derzeit keiner der verschiede-
nen Verträge kartellrechtlich frei-
gestellt werden kann. Rummler 
kann das sehr gut nachvollziehen: 
„Das Amt hat deutlich die Leitplan-
ken aufgezeigt: Es muss ein funk-
tionierendes Clearing her. Und ein 
Vertrag muss sich an der Bund/
Länder-Arbeitsgemeinschaft Ab-
fall und deren Mitteilung „Umset-
zung der Verpackungsverordnung“ 
(M37) orientieren. Wer eine Eini-
gung über ein Clearing-Regelwerk 
verweigert, gefährdet seine Fest-
stellung als duales System.“

Klar sei damit auch, dass die al-
ten Clearingverträge, an denen nur 

Kreislaufwirtschaft ist 
DNA der Schrottwirtschaft
Für das große Ziel der EU-Kommission, die gesamte Wirtschaft in 
eine Kreislaufwirtschaft umzubauen, kann die Schrottwirtschaft 
beispielhaft vorangehen, erklärte die Vorsitzende der Fachgrup-
pe European Ferrous Recovery and Recycling Federation (EFR) 
des Europäischen Dachverbandes EuRIC und Präsidentin des ita-
lienischen Schrottverbandes ASSOFERMET METALL, Cinzia Vezzo-
si, vor über 80 Teilnehmern des bvse-Forums Schrott in Nürnberg.

Cinzia Vezzosi fand große Zu-
stimmung für ihr Statement, dass 
die „Kreislaufwirtschaft die DNA 
der Schrottwirtschaft“ ist, denn 
die Fe- und NE-Metallschrott-
wirtschaft schließt seit Jahrzehn-
ten Kreisläufe und stellt den in-
dustriellen Abnehmern direkt 
einsetzbare Sekundärrohstoffe 
zur Verfügung. 

Permanentes Überangebot

Die EU (28) ist mit 88 Mio. Ton-
nen eingesetzten Schrotten im 
vergangenen Jahr der weltweit 
wichtigste und größte Schrott-
verbraucher. Der hohe Indus- 
triealisierungsgrad der Mitglieds-
länder führt jedoch zu einem 
permanenten Schrottüberan-
gebot. Für die EFR-Vorsitzende 
ist vor allem der freie Zugang zu 
den weltweiten Absatzmärkten 
für die Schrottwirtschaft essen-
ziell, zumal der Stahlschrott-Ver-
brauch der europäischen Stah-
lindustrie seit mehreren Jahren 
stagniert. Aufgrund der beste-
henden Stahlüberkapazitäten in 
Europa sind laut Vezzosi zudem 
auch keine deutlichen Verschie-
bungen in Richtung einer Aus-
dehnung der Elektrostahlpro-
duktion zu erwarten.

„Auf dem Weg in eine ech-
te Circular Economy müssen 
EU-Kommission und die Mit-
gliedstaaten eng kooperieren 
und die Vorgaben des EU-Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes so ge-
stalten, dass die Branche geför-
dert und nicht durch bürokrati-
sche Hürden oder Beschränkun-
gen des freien Warenverkehrs 
belastet wird. Restriktionen und 
Barrieren schaden nicht nur der 
Branche und der damit eng ver-
bundenen Stahlindustrie, son-
dern sie schaden der europäi-
schen Wettbewerbsfähigkeit am 
Weltmarkt insgesamt“, erklär-
te die italienische Verbandsprä-
sidentin.

Für freie Marktzugänge

„Es darf keine Abstriche an 
dem Ziel geben, den freien und 
fairen Handel mit offenen Gren-
zen zu erhalten. Nur über freie 
Marktzugänge kann die Wett-
bewerbsfähigkeit der Marktteil-
nehmer gestärkt werden“, mach-
te Vezzosi unter großer Zustim-
mung der anwesenden Bran-
chenvertreter deutlich. 

Dem Plädoyer, den Freihandel 
zu stützen, schloss sich der Lei-
ter des Vorstandsbüros der Salz-

gitter AG, Diplom-Volkswirt Al-
exander Heck, vorbehaltlos an. 
Allerdings sieht der Vertreter 
der Stahlbranche den Eingriff der 
EU-Kommission bei nachweisli-
chen Regelverstößen gegen fai-
ren Wettbewerb bei den Stahl- 
importen als dringend geboten. 
Seit der Finanzkrise im Jahr 2009 
befindet sich die Stahlindustrie in 
Bedrängnis und hat, neben einer 
Vielzahl von gesetzlichen Vorga-
ben und Regelungen, vor allem 
mit den Folgen weltweiter Über-
kapazitäten zu kämpfen.

„Die Folge der Überkapazitä-
ten sind unzählige Handelsbe-
schränkungen im Stahlsektor 
weltweit, die uns noch einige 
Jahre erhalten bleiben. Stahl ist 
eine der wenigen Branchen, für 
die in der EU keine Einfuhrzölle 
bestehen. Die Folge ist, dass der 
offene EU-Stahlmarkt Importe, 
vor allem aus China, anzieht. Dies 
führte in 2016 zu Anti-Dumping 
Demonstrationen der Stahlbran-
che in Brüssel, die schließlich bei 
der EU-Kommission Gehör fan-
den und unter anderem zu Straf-
zöllen auf die Einfuhr von chine-
sischen Billigstähle führten“, so 
Heck.

Anti-Dumping-Zölle 
ermöglichen  
fairen Wettbewerb

„Allerdings sind diese EU-Han-
delsschutzmaßnahmen immer 
noch schwach im weltweiten 
Ländervergleich, in der eine 
Vielzahl unterschiedlichster ta-
rifärer und nicht tarifärer Han-
delshemmnisse bestehen. Da, 
wo nachweislich Marktschädi-
gungen durch Wettbewerbsver-
zerrungen entstehen, sollte die 
EU-Kommission schützend ein-
greifen. Anti-Dumping-Zölle sind 
nicht wettbewerbsbehindernd. 
Sie ermöglichen vielmehr ei-
nen fairen Wettbewerb“, mach-
te Heck deutlich, der trotz allem 
positiv in die Zukunft schaut. 

„Die generell äußerst vola-
tilen Stahlpreise befinden sich 
seit Jahresmitte wieder im Auf-
wärtstrend. Der europäische 
Stahlmarkt beginnt sich langsam 
zu erholen. Erste Investitionen 
sind wieder in Planung bzw. wer-
den bereits durchgeführt. Wir 
glauben an den Stahlstandort 
Deutschland“, machte der Lei-
ter des Vorstandsbüros der Salz-
gitter AG deutlich. Eine Aussage, 
die vom Auditorium aufmerk-
sam und positiv aufgenommen 
wurde.  q

17 Jahre „Abfallratgeber Bayern“ :

Jetzt in neuem Design
Der „Abfallratgeber Bayern“ (ARBA) ist ein Online-Informations-
system (www.abfallratgeber-bayern.de) des bayerischen Staats-
ministeriums für Umwelt- und Verbraucherschutz und des baye-
rischen Landesamtes für Umwelt. Der ARBA wurde Ende der 90er 
Jahre entwickelt und wird seit dem Jahr 2000 zusammen mit dem 
bifa Umweltinstitut in Augsburg betrieben. 

Der ARBA ist ein Ratgeber zur 
Entsorgung und Handhabung 
von Abfällen. Hier kann sich der 
Nutzer jederzeit einen schnel-
len, aktuellen Überblick über 
Abfallthemen verschaffen. Er 
richtet sich an Privatpersonen 
und Unternehmen, hier vor al-
lem an kleinere und mittlere Be-
triebe ohne Fachpersonal für 
Abfallfragen. 

Das Informationssystem soll 
aber auch sachkundigen Per-
sonen Hilfestellung geben. 
Nicht nur Informationen über 

Rechtstexte, sondern auch Infor-
mationen der öffentlichen Hand, 
vorwiegend aus Bayern, stehen 
dem Nutzer zur Verfügung. 

Zielgruppe

Abfallberater der bayerischen 
Gebietskörperschaften und Ab-
fallexperten der öffentlichen 
Hand, sowie der Industrie- und 
Handwerkskammern können 
über diese Plattform ihre ab-
fallwirtschaftlichen Informati-
onen verbreiten.

Der ARBA startet in sein 17. 
Jahr und hat sich seit seiner In-
betriebnahme stetig weiterent-
wickelt. Aktuell präsentiert er 
sich in einem neuen Design und 
ist noch besser auf eine Nutzung 
mit Mobilgeräten zugeschnitten. 

Fünf Bereiche 

Das Angebot gliedert sich in 
fünf Bereiche: Der Teil „Haus-
halte“ hält Angebote und Infor-
mationen für interessierte Bür-
ger und Bürgerinnen bereit, z.B. 
Abfallvermeidungstipps oder In-
formationen zur Wiederverwen-
dung, „Gewerbe“ richtet sich an 
die Gewerbetreibenden z.B. mit 
Branchenkonzepten, speziellen 
Informationen zur Abfallvermei-

dung und -entsorgung und zum 
Import/Export von Abfällen. Der 
Bereich „Vorschriften“ stellt re-
levante gesetzliche Grundla-
gen aus EU, Deutschland, Bay-
ern und den bayerischen Städ-
ten und Landkreisen zusammen. 
Den gesetzlichen Vorgaben ist je-
weils eine Kurzbeschreibung mit 
Zitat, Inhalt und Anwendungsbe-
reich und teilweise eine Erläute-
rung beigefügt, mit der sich we-
sentliche Inhalte der Vorschrift 
auch ohne juristisches Vorwissen 
erschließen. Der Bereich „Publika-
tionen“ bietet Veröffentlichungen 
zu bestimmten Aspekten der Ab-
fallwirtschaft. Im Teil „Beratung“ 
erhält der Nutzer Kontaktinforma-
tionen zu Abfallberatern vor Ort, 
sowie zu Abfallexperten.  q

Gibt es keine Infrastruktur zur Erfassung der Plastikabfälle, geht früher 
oder später alles ins Meer. Bild: Umweltbundesamt

noch drei duale Systeme festhal-
ten, nicht mehr freistellungsfähig 
seien, berücksichtigten sie doch 
die M37 nur in einer veralteten Fas-
sung, so Rummler. Ein Zurück zu 
den alten Verträgen funktioniert 
aus seiner Sicht nicht.

Einen weiteren wichtigen Mei-
lenstein des Verpackungsrechts 
stellen die neuen, deutlich höhe-
ren Recyclingziele dar. Um diese zu 
erreichen, investieren die Betrei-
ber von Sortieranlagen bereits in 
neue Technik, weshalb die Kosten 
in diesem Bereich zunächst steigen 
könnten. Gleichwohl, so Christoph 
Heller, Leiter Supply Chain beim 
Grünen Punkt, ließen sich Kosten 
auch über intelligente Ausschrei-
bungen, die das wirtschaftliche Op-
timum herausholen, reduzieren. In 
den vergangenen Jahren habe der 
Grüne Punkt gezielt mit Betreibern 
von Sortieranlagen für Leichtver-
packungen kooperiert. Anreize sei-
en gesetzt worden, damit die Be-
treiber in Anlagen investieren, um 
bereit für die neuen Anforderun-
gen zu sein. 

Auch führten diese Kooperati-
onen dazu, dass die Kapazität der 
Sortieranlagen immer etwas hö-
her sei als die Nachfrage, was wie-
derum den Wettbewerb förde-
re, betonte Heller. Zudem gin-
gen große Unternehmen von sich 
aus mit neuen Anlagen auf den 
Markt. Das Verpackungsgesetz ge-
be die Sicherheit, dass die Leistung 

auch nachgefragt werde. Die neu-
en Quoten sorgten dafür, dass al-
lein der Grüne Punkt künftig jähr-
lich 140 bis 160 Kilotonnen mehr 
Kunststoff recyceln wird. Dies be-
deute, dass man beispielsweise 
schwarze Kunststoffverpackungen 
und PET-Schalen sowie flexible Ver-
packungen aus Mischkunststoffen 
recyceln müsse. 

Technikum entwickelt Verfahren

Diese Recyclingkunststoffe be-
nötigten die entsprechenden 
Märkte, die bereit sind, sie aufzu-
nehmen und in der Produktion von 
neuen Kunststoffprodukten ein-
zusetzen. Auch wenn Kunststoffe 
aus Siedlungsabfällen schon recy-
celt werden – diese Märkte müs-
sen weiterentwickelt werden. Nach 
den Worten von Dr. Markus Helf-
tewes, Geschäftsführer Renewing 
beim Grünen Punkt, gehört die 
Ressourcenfrage zu den globalen 
Herausforderungen. Bei fast allen 
Materialien ließen sich die Kreis-
läufe schließen, warum nicht auch 
beim Kunststoff, fragte Helftewes. 
Die Rohstoffbasis sei hier gemisch-
ter Abfall und nach der Aufberei-
tung ein bunter Haufen aus Kunst-
stoffschnipseln. Daraus gelte es, 
einen reinen Kunststoff praktisch 
ohne Eigengeruch herzustellen. Ex-
trem wichtig für den Grünen Punkt 
sei dafür das eigene Technikum in 
Köln, in dem die nötigen Prozes-
se und Verfahren entwickelt und 
erprobt würden.  DK
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Der PV wächst weiter 
Rott ach-Egern tritt  dem Planungsverband Äußerer Wirtschaft sraum München bei 

Die Mitglieder des Planungsverbands Äußerer Wirtschaft s-
raum München (PV) haben auf ihrer Verbandsversamm-
lung den Beitritt  der Gemeinde Rott ach-Egern (Landkreis 
Miesbach) beschlossen. Die Versammlung fand in Eching 
im Landkreis Freising statt . Geschäft sführer Christi an Breu 
ging in seinem Bericht auf das Wachstum und die kommu-
nale Entwicklung in der Region München ein. Beim Fach-
thema drehte sich alles um die Radschnellwege in der Region 
München: Landrat Christoph Göbel, Landkreis München, Florian 
Paul, Radverkehrsbeauft ragter der Landeshauptstadt München, 
und Mobilitätsexperti n Birgit Kastrup vom PV informierten über 
den aktuellen Status und künft ige Planungen. 

Rott ach-Egerns Zweiter Bür-
germeister Josef Lang präsen-
ti erte seine Gemeinde auf der 
Verbandsversammlung. Der PV 
soll die rege Bautäti gkeit steu-
ern. „Die Att rakti vität als Ur-
laubsort muss bestehen blei-
ben“, betonte Lang. Vor allem 
benöti gt die Gemeinde fachliche 
Beratung bei ihren Bebauungs-
plänen – derzeit 16 aktuelle Ver-
fahren. Ein erster Auft rag zur Er-
stellung eines Bebauungsplans 
liegt bereits vor. 

162 Mitglieder

Mit dem Beitritt  Rott ach-Egerns 
wächst der PV weiter über die 
Grenzen der Planungsregion Mün-
chen hinaus und verzeichnet jetzt 
vier Mitglieder aus dem Landkreis 
Miesbach: Neben Rottach-Egern 
sind bereits Holzkirchen, Schlier-
see und Weyarn dabei. Ab sofort 
zählt der Verband 162 Mitglie-
der, darunter 153 Städte, Märkte 
und Gemeinden, die acht Land-
kreise der Region München und 
die Landeshauptstadt München. 

Auch die Region wächst 

PV-Geschäft sführer Christi an 
Breu beleuchtete, wie sich die 
Region München in den vergan-
genen fünf Jahren entwickel-
te: So sind etwa 190.000 Ein-
wohner hinzugekommen und 
270.000 Erwerbstäti ge, die in 
der Region arbeiten. Mit knapp 
59.000 ferti ggestellten Woh-
nungen kann der Wohnungs-
markt nicht Schritt  halten. Der 
Wohnungsbau sei eine ent-
scheidende Stellschraube, nicht 
nur der Verkehr. Wer hier ar-
beitet, solle auch eine Woh-
nung hier fi nden. Breu lobte die 
PV-Mitgliedsgemeinden im länd-
lichen Raum, die er derzeit be-
sucht: „Was ich so sehe, macht 
mir Mut. Die Gemeinden schaf-

fen es trotz der Schwierigkeiten, 
Bauland zu entwickeln.”

Nach dem formellen Teil der 
Verbandsversammlung folgten 
drei Vorträge zum Thema “Freie 
Fahrt! Radschnellwege für die Re-
gion München”. Einig sind sich 
die Experten, dass die nächsten 
Schritt e auf der Agenda folgen-
de sind: Defi niti on von Standards 
etwa für Beleuchtung, Fahrbahn-
markierung und Beschilderung, 
die Einbett ung der Schnellwege 
in ein regionales Gesamtkonzept 
für den Radverkehr, die Untersu-
chung weiterer radialer und tan-
genti aler Verbindungen in den 
Landkreisen wie auch innerhalb 
der Stadt München. Besonderes 
Augenmerk liegt auf der Finan-
zierung und einer möglichen För-
derung durch Freistaat und Bund. 

Landrat Christoph Göbel infor-
mierte über den aktuellen Stand 
und das weitere Vorgehen im 
Landkreis München. Neben der 
feststehenden Pilotstrecke von 
München nach Garching mit Ab-
zweigung nach Unterschleißheim 
möchte der Landkreis drei weite-
re Korridore auf den Weg brin-
gen, im Münchner Osten, Süden 
und im Südwesten. Die Gesamt-
kosten für die Pilotstrecke bezif-
ferte Göbel mit 34 Millionen Eu-
ro. Göbel warb dafür, gemeinsam 
weitere Korridore – auch tangen-
ti al – zu untersuchen. 

Ringschluss für 
die Landeshauptstadt 

Der Radverkehrsbeauft rag-
te der Landeshauptstadt Mün-
chen, Florian Paul, erläuterte die 
Situati on in der Stadt. Hier geht 
es vor allem darum, die Pilotstre-
cke aus dem Landkreis München 
im Norden in die Innenstadt hi-
neinzuführen und Streckenva-
rianten zu prüfen und zu bewer-
ten. Hinsichtlich tangenti aler 
Radschnellverbindungen inner-

halb der Stadt München sind ei-
ne Potenzialanalyse und verti ef-
te Machbarkeitsuntersuchungen 
geplant. Pauls Wunsch für die Zu-
kunft  ist „eine Art Außenring“ für 
Radschnellwege in der Stadt. 

Anschließend gab Birgit Kastrup, 
Mobilitätsexperti n im PV, einen 
Überblick, was sich sonst noch in 

Sachen Radschnellwege in der Re-
gion tut. Sie stellte auch die Initi -
ati ven der Gemeinden im Westen 
(Landkreis Fürstenfeldbruck) und 
im Landkreis Freising vor. Kastrup 
betonte, wie wichti g es für die Ent-
wicklung eines regionalen Radver-
kehrsnetzes ist, die Radschnellwe-
ge mit den kommunalen und Land-
kreis-Fahrradnetzen sowie dem 
ÖPNV zu verknüpfen. 

Zum Thema Radschnellwege 
hat der PV eine Infobroschüre un-
ter pv-muenchen.de/radschnellwege 
veröff entlicht.  

AGFK Bayern zeigt stärkstes
Wachstum seit Gründung

Im Rahmen der zentralen Auszeichnungs- und Abschlussveran-
staltung der Arbeitsgemeinschaft  fahrradfreundliche Kommunen 
in Bayern e.V. (AGFK Bayern) und des Staatsministeriums des In-
nern, für Bau und Verkehr zeichnete Staatssekretär Gerhard Eck 
in Augsburg die Städte Aschaff enburg und Garching b. München 
mit dem Zerti fi kat ‚Fahrradfreundliche Kommune in Bayern‘ aus. 
Außerdem begrüßte die AGFK Bayern 12 neue Mitgliedskommu-
nen im Verein, der damit auf 61 Mitglieder anwächst. 

Bürgermeister Dr. Dieter Gruch-
mann aus Garching b. München 
und Dirk Kleinerüschkamp, Lei-
ter des Stadtplanungsamtes aus 
Aschaff enburg, nahmen ihre be-
gehrten Auszeichnungen aus den 
Händen des Staatssekretärs Ger-
hard Eck und des Vorsitzenden 
der AGFK Bayern, Landrat Matt hi-
as Dießl, entgegen. Der berechti g-
te Stolz war beiden Städten anzu-
merken; mussten sie doch einen 
anspruchsvollen Zerti fi zierungs-
prozess hinter sich bringen, bei 
dem in einer Vor- und Hauptberei-
sung überprüft  wurde, ob die Kri-
terien des Vereins erfüllt werden. 

Doppelte Auszeichnung

Mit Aschaff enburg und Garching 
haben zwei weitere AGFK-Kommu-
nen die Auszeichnung erhalten, 
so dass nun insgesamt 12 bayeri-
sche Kommunen den Titel „Fahr-
radfreundliche Kommune“ tragen. 
Bei der Aufnahme der neuen Mit-
glieder wurde es dann um BR-Mo-
deratorin Stephanie Heinzeller eng 
auf der Bühne: Gleich 12 neue Mit-
gliedskommunen sti eßen in diesem 
Jahr zum Verein – ein Rekord, wie 
auch Landrat Dießl feststellte: „Wir 
sind vor 5 Jahren mit 38 Kommunen 
gestartet, heute haben wir über 60 

Mitglieder. Das zeigt uns, dass der 
Verein an den richti gen Stellschrau-
ben dreht und für die Kommunen in 
Bayern ein wichti ger Partner in der 
Radverkehrsförderung geworden 
ist. Gemeinsam mit unseren Mit-
gliedern und dem Freistaat möch-
ten wir Fahrradland Nummer eins 
in Deutschland werden.“ 

Um dies zu erreichen, wurde 
das Radverkehrsprogramm Bay-
ern 2025 erarbeitet, auf das auch 
Staatssekretär Eck in seiner Rede 
einging. Erklärtes Ziel ist eine Stei-
gerung des Radverkehrsanteils am 
Gesamtverkehrsaufk ommen in 
Bayern auf 20 Prozent bis 2025. 

Im Rahmen der Veranstaltung 
wurde außerdem die diesjäh-
rige STADTRADELN-Saison be-
schlossen. Als bester Newcomer 
in diesem Klimaschutzwett be-
werb wurde Ebersdorf b. Coburg 
ausgezeichnet, die Gemeinde be-
kam mit der Auszeichnung ei-
nen Radständer der Firma Gron-
ard als Gewinn. Die individuellen 
Geschichten zum STADTRADELN, 
bei dem für 3 Wochen bewusst 
auf das Auto verzichtet und da-
für das Rad genutzt wird, zeigten 
die Bilder des begleitenden Foto-
wett bewerbes der AGFK Bayern. 
Diese wurden bei der Veranstal-
tung prämiert. 

V. l.: Dirk Kleinerüschkamp (Leiter Stadtplanungsamt). Landrat Mat-
thias Dießl (Vorsitzender AGFK Bayern e.V.), Moderatorin Stephanie 
Heimzeller, Michael Schmerbauch (Stadt Aschaff enburg), Bürger-
meisterin Susanne Lender-Cassens (Vorstand AGFK Bayern e.V.), Jörn 
Bütt ner (Radverkehrsbeauft ragter Stadt Aschaff enburg). 

74 Millionen Euro für ÖPNV
Um den bayerischen ÖPNV in der Fläche noch besser und att rak-
ti ver zu gestalten, will der Freistaat im kommenden Jahr die Re-
kordsumme von 74 Millionen Euro in das Verkehrssystem inves-
ti eren. Dies sind 23 Millionen Euro mehr als im vergangenen Jahr. 
Außerdem stehen künft ig für die Förderung von Linienbussen im 
ÖPNV 30 Millionen Euro jährlich zur Verfügung. Dies kündigte In-
nen- und Verkehrsminister Joachim Herrmann auf der Herbstt a-
gung des Verbands Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) an.

Für Herrmann hat der ÖPNV 
nach wie vor einen hohen Stel-
lenwert bei der Gewährleistung 
der Mobilität in der Bevölkerung. 
Dazu trage auch die Neubeschaf-
fung von mehr als 400 barriere-
freien und schadstoff armen Lini-
enbussen bei. Zudem sei im länd-
lichen Raum und in verkehrs-
schwachen Zeiten die Ergänzung 
der regulären Linienbetriebe 
durch fl exible und bedarfsori-
enti erte Angebote wie Rufb us-
se und Anrufsammeltaxis ein we-
sentlicher Beitrag für eine ange-
messene Grundversorgung der 
Menschen. Schon seit 2012 för-
dere der Freistaat diese Ange-
bote mit rund zwei Millionen Eu-
ro jährlich. Für das kommende 
Haushaltsjahr stünden jetzt so-
gar 700.000 Euro mehr für wei-

tere fl exible Verkehrsangebote 
zur Verfügung, erklärte der Ver-
kehrsminister.

Mit Blick auf den von 2010 bis 
2030 prognosti zierten Ansti eg 
des Güterverkehrs um ca. 40% 
beabsichti ge man die Verlegung 
eines möglichst großen Teils des 
Transports auf die Schiene. Damit 
leiste der Freistaat einen wesent-
lichen Beitrag zur umweltf reund-
lichen Verkehrsabwicklung, be-
tonte Herrmann. Darüber hinaus 
forderte er vom Bund ein neues 
10-Jahres-Programm zur Elektri-
fi zierung von Bahnstrecken, die 
überwiegend vom Schienenper-
sonennahverkehr(SPNV) bedient 
werden. Dies bringe verkehrliche 
Vorteile und stelle einen konkre-
ten Beitrag zur Erreichung der 
Klimaziele dar. rm

Oberbayern braucht 
mehr Güterbahnhöfe 

Anlässlich der IHK-Konferenz 
zum Schienenverkehr in Burg-
hausen spricht sich Peter Dries-
sen, Hauptgeschäft sführer der 
IHK für München und Ober-
bayern, für weitere Umschlag-
terminals in Oberbayern aus. 
Damit will die IHK die Kombi-
nati on unterschiedlicher Ver-
kehrsträger fördern und den 
Anteil der Bahn am Güterver-
kehr erhöhen. 

Zudem fordert Driessen den 
schnellen Bahnausbau in Süd-
ostoberbayern: „Mit rund 20.000 
Beschäft igten gehört das bayeri-

sche Chemiedreieck zu den größ-
ten Standorten dieser Branche in 
Deutschland. Das Nadelöhr für die 
Region und die Wirtschaft  bleibt 
die Schieneninfrastruktur. Wir 
wiederholen deshalb unsere For-
derungen nach dem zweigleisi-
gen Ausbau und einer vollständi-
gen Elektrifi zierung der Abschnit-
te ab Tüßling nach Burghausen 
und Freilassing“. Mehr Kapazitä-
ten auf der Schiene stärkten au-
ßerdem die Schlüsselrolle Süd-
ostoberbayerns als Umschlag-
platz und Drehkreuz für Waren 
aus den Mitt elmeerhäfen. 
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Rathaus-CSU  
optimiert Grüne Welle

Die CSU-Stadtratsfraktion kümmert sich um besseren Ver-
kehrsfluss auf Münchner Straßen. Ihrem Antrag, die Grüne 
Welle weiterhin auszubauen, wurde im Kreisverwaltungs-
ausschuss zugestimmt.

Die Verwaltung bestätigt die Tatsache, dass ein optimierter 
Verkehrsfluss vor allem auf den Hauptstraßen zur Schadstoffre-
duzierung beiträgt. Es gibt einen Zusammenhang zwischen der 
Schadstoffreduzierung und der Reduzierung von Standzeiten 
mit gleichzeitiger Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten.

Wie im CSU-Stadtratsantrag vom 20.02.2017 gefordert, wird 
die Grüne-Welle-Optimierung weiter vorangetrieben. „Alle 
profitieren von der Grünen Welle: Autofahrer kommen zügi-
ger voran und für die Anwohner reduziert sich die Schadstoff-
belastung. Unser Ansatz ist richtig, weshalb wir den Ausbau so 
schnell wie möglich vorantreiben möchten. Ein Fokus liegt auf 
der Verkehrssituation im Münchner Westen, von Freiham bis 
Pasing. Ampeln an jeder Kreuzung verhindern das Vorankom-
men auf Bodenseestraße und Landsberger Straße. Mit der Be-
siedelung von Freiham erwarten wir hier eine massive Ver-
kehrszunahme. Bis zum Einzug der ersten Bewohner muss die 
Grüne Welle funktionieren, sonst droht ein Verkehrskollaps“, 
betont Stadtrat Johann Sauerer, verkehrspolitischer Sprecher 
der CSU-Fraktion. q

Modernisierung von 
SPNV-Strecken vorantreiben

Positionen des Deutschen Landkreistags zur  
nachhaltigen Mobilität

„Die Mobilität der Zukunft muss sicher, effizient und gleich-
zeitig nachhaltig gestaltet sein“, heißt es in einem aktuellen 
Beschluss des Präsidiums des Deutschen Landkreistags. Er-
forderlich seien breit greifende Emissionsminderungen im 
Straßenverkehr sowie eine stärkere Förderung emissionsar-
mer öffentlicher Verkehre in der Fläche (E-/Wasserstoff-Bus-
se, CNG). 

Zudem wird zu einer flächendeckenden Ertüchtigung und 
Modernisierung der Schieneninfrastruktur, einschließlich der 
Beseitigung von Engpässen ebenso geraten wie zu einer weite-
ren Verlagerung von (Güter- und Personen-)Verkehren auf die 
Schiene und störungsfreie Mischverkehre. „Die Zukunft liegt 
auch hier in der E-Mobilität“, ist der Kommunalverband über-
zeugt.

Derzeit seien allerdings nur rund 60% des Schienennetzes 
elektrifiziert, vor allem auf den Nebenstrecken kämen daher 
meist Diesel-Lokomotiven zum Einsatz, heißt es weiter. Nur 
durch eine weitergehende Elektrifizierung der Schienenwege 
würden diese auch für den Güterverkehr attraktiver, da die be-
sonders unwirtschaftlichen Traktionswechsel entfallen.

Vor diesem Hintergrund fordert der Deutsche Landkreis-
tag die kommende Bundesregierung auf, im Verkehrsetat 
ein Sonderprogramm zur Modernisierung und Elektrifizie-
rung der bundeseigenen Schienenwege in der Fläche sowie 
von NE-Strecken aufzulegen, um die regionale Schieneninfra-
struktur insbesondere für die lang laufenden SPNV-Relationen 
in und aus der Fläche und einen nachhaltigen Güterverkehr 
zu ertüchtigen und zu modernisieren. Die zur Umsetzung des 
Bundesverkehrswegeplans 2030 vorgesehenen Investitionen 
seien nicht ausreichend und müssten erhöht werden. Paral-
lel dazu seien im Planfeststellungsverfahren deutliche Erleich-
terungen zu schaffen, um Infrastrukturmaßnahmen – auch zur 
Elektrifizierung von Schienenwegen – in spürbar kürzerer Zeit 
umsetzen zu können. 

Darüber hinaus muss laut Deutschem Landkreistag das bis-
lang auf Forschungsprojekte beschränkte „Nationale Innovati-
onsprogramm Wasserstoff und Brennstoffzelle“ (NIP) in die Flä-
che getragen und der Einsatz innovativer Antriebstechnologi-
en (Wasserstoff, Brennstoffzelle und Hybrid-Brückentechnolo-
gien) auf der Straße und auf Schienenstrecken breitenwirksam 
gefördert werden, bei denen eine Elektrifizierung der Schienen-
infrastruktur unwirtschaftlich wäre. DK

Bahntag Bayern:

Attraktives Programm 
 an neun Standorten

Mit einem umfangreichen Programm wie Dampflokomotivfahr-
ten, Werkstattfeste, Zugtaufen und Sternfahrten mit der Bahn quer 
durch Bayern wartete der zweite Bahntag Bayern auf. An neun 
Standorten und in diversen Zügen stand die bayerische Bahnbran-
che als attraktiver Arbeitgeber im Mittelpunkt. Organisiert wurde 
die Veranstaltung von der Fachkräfteoffensive Bahn Bayern unter 
der Koordination des Bayerischen Verkehrsministeriums. 

„Mit unserem Bahntag Bayern 
wollen wir möglichst viele Men-
schen für einen Eisenbahnbe-
ruf begeistern“, hatte Innen- und 
Verkehrsstaatssekretär Gerhard 
Eck bei der Eröffnung im Deut-
schen Dampflokomotiv-Muse-
um im oberfränkischen Neuen-
markt erklärt. Bei keinem ande-
ren Beruf herrsche ein derartiger 
Engpass wie bei Lokomotivfüh-
rern. Die Bahnunternehmen sei-
en auf genügend Nachwuchs und 
Quereinsteiger angewiesen. Mo-
bilität brauche neben dem Aus-
bau der Infrastruktur engagierte 
Fachkräfte. 

DB Netz AG

Während in Augsburg von So-
zialstaatssekretär Johannes Hin-
tersberger die „Taufe“ eines 
neuen Meridian-Zuges vorge-
nommen wurde, informierte in 
Forchheim die DB Netz AG über 
den Fortschritt auf Deutschlands 
größter und längster Baustelle 
zur Realisierung des viergleisigen 
Bahnausbaus zwischen Nürnberg 
und Erfurt. 

Verwurzelt in der Region ist die 
Südostbayernbahn. In Mühldorf 
erwartete die Besucher eine 
Werkstattbesichtigung sowie ei-
ne spannende Fahrzeugaus-

stellung. Per Virtual-Reality- 
Brille wurden digitale Einblicke 
in die Ausbildungsberufe und 
viele Kontaktmöglichkeiten von 
Mensch zu Mensch ermöglicht. 

Auch Umweltministerin Ul-
rike Scharf, Bayerns Bahnchef 
Klaus-Dieter Josel und Münchens 
IHK-Hauptgeschäftsführer Peter 
Driessen waren vor Ort. „In fast 
allen Regionen Bayerns können 
junge Menschen künftige Kolle-
gen kennenlernen und für sich 
selbst entdecken, ob das Motto, 
Du passt zu uns‘ auch für sie gilt“, 
unterstrich Josel. „Ich bin dank-
bar, dass das Bayerische Staats-
ministerium des Innern, für Bau 
und Verkehr wieder die Schirm-
herrschaft für diesen Bahntag 
übernommen hat.“ Insgesamt 
besuchten weit über 100 Perso-
nen den Bahntag Bayern bei der 
Südostbayernbahn.

In München boten die DB Fern-
verkehr AG Führungen durch das 
ICE-Werk und der „Bayerische 
Localbahnverein“ historische 
Sonderfahrten mit der Dampf-
lokomotive an. In Neuenmarkt 
wurde nach der Eröffnung des 
Bahntages unter anderem eine 
Berufsmesse in Kooperation mit 
Bahnunternehmen wie Agilis und 
DB Cargo durchgeführt und zur 
Sonderausstellung „Frauen bei 
der Eisenbahn“ eingeladen.

RegioShuttles 
in Schöllkrippen

Die Westfrankenbahn macht 
die Region zwischen Main, Tau-
ber und Hohenlohe mobil. Im 
Werk in Schöllkrippen konnte 
man im Beisein von Justizminis-
ter Prof. Dr. Winfried Bausback 
die RegioShuttles erleben. 

In Schwandorf veranstalte-
te die Länderbahn auf dem Be-
triebsgelände einen Tag der offe-
nen Tür mit einem Familienfest, 
das auch Sozialministerin Emilia 
Müller besuchte. Die Ministerin 
war Patin für den neugestalteten 
Alex-Zug der Länderbahn, der ab 
dem Fahrplanwechsel im Dezem-
ber zwischen München und Prag 
in dichterer Taktfolge verkehren 
wird und bei der Veranstaltung 
enthüllt wurde.

In Schweinfurt informierten 
die Erfurter Bahn und der Ge-
schäftsführer der Bayerischen Ei-
senbahngesellschaft, Dr. Johann 
Niggl in einer Live-Sendung über 
das Bahnland Bayern und die Ar-
beit des zusammen mit der Bay-
erischen Zugspitzbahn kleins-
ten Unternehmens auf dem bay-
erischen Schienenpersonenver-
kehrsmarkt.

Originelle Imagewerbung  
der DB Regio

Besonders originelle Image-
werbung betrieb die bayeri-
sche DB Regio: Auf ausgewähl-
ten Sternfahrtstrecken Rich-
tung Nürnburg bot sie kosten-
loses Mitfahren an und schickte 
als Botschafter eine Auswahl an 
Auszubildenden, die Interessier-
te über Berufsmöglichkeiten und 
das Klima bei der DB informier-
ten. Zum Abschluss der Stern-
fahrten gab es in Nürnberg un-
ter anderem eine Führung durch 
das dortige DB-Regio-Werk und 
im DB Museum die Abschluss-
veranstaltung des Bahntags 
mit Martin Burkert, dem Ver-
kehrsausschussvorsitzenden im 
Deutschen Bundestag und Vor-
standsmitglied der Eisenbahner-
gewerkschaft EVG. DK

Sicherheit für Senioren im Straßenverkehr:

Mobil bleiben, aber sicher
Suche nach verbesserten Maßnahmen zur Unfallverhütung 

Im Beisein von Regierungspräsident und gleichzeitigem Vor-
standsmitglied der Landesverkehrswacht Bayern, Dr. Paul Beinho-
fer, Landrat Thomas Bold, Bürgermeister Anton Schick, MdL Sabi-
ne Dittmar, Vertretern der Landesverkehrswacht Bayern e.V. und 
Vertretern der unterfränkischen Polizei trafen sich die Mitglieder 
der unterfränkischen Verkehrswachten zu einer Fortbildungsver-
anstaltung zum Thema: „Mobil bleiben – aber sicher“, im Park-
wohnstift Garitz.

In den letzten Jahren hat das 
Thema Mobilität der Senioren 
besonders bei uns im Landkreis 
mit einer hohen alternden Bevöl-
kerung aufgrund des demografi-
schen Wandels immer mehr an 
Bedeutung gewonnen. 

Die Zunahme von aktiven äl-
teren Verkehrsteilnehmern stellt 
eine Herausforderung an die Ge-
sellschaft dar, Mobilität bis ins 
hohe Alter zu fördern und al-
tersbedingte Schwächen mög-
lichst zu kompensieren. Die älte-
re Generation ist heute deutlich 
mobiler als früher und nimmt 
ganz selbstverständlich bis ins 
hohe Alter auch am Straßenver-
kehr teil. 

Sie verfügen einerseits über 
einen reichen Erfahrungsschatz, 
andererseits beeinträchtigen im 
Laufe der Jahre körperliche De-
fizite die Fahrsicherheit erheb-
lich. Insbesondere schleichende 
körperliche Veränderungen, wie 
das Nachlassen der Sehkraft, des 
Hör- oder Reaktionsvermögens 
werden von den Betroffenen oft 
lange nicht bemerkt bzw. igno-
riert.

Bewusstsein für  
eigene Grenzen schulen

Die Verkehrswachten wollen 
versuchen, das Bewusstsein für 
eigene Grenzen und altersbe-
dingte Einschränkungen der Se-
nioren zu schulen.

Auch im Hinblick auf die für 
das erste Halbjahr 2017 erschie-
nene Bayerische Verkehrsun-
fallstatistik mit einem Anstieg 
bei dieser Personengruppe um 
fast neun Prozent der tödlichen 
Verkehrsunfälle verdeutlicht, 
dass die Verkehrswachten hier 
durch die Arbeit ihrer Mitglie-
der zielgruppenspezifische Öf-
fentlichkeitsarbeit und verstärk-
te Informationen zur Unterstüt-
zung der wachsenden Gruppe 
älterer Verkehrsteilnehmer im 
Straßenverkehr leisten können 
und müssen. 

Mit der Umsetzung eines Ver-
kehrssicherheitsprogramms der 
Deutschen Verkehrswacht sol-
len besonders gefährdete Ver-
kehrsteilnehmer geschützt und 
insbesondere auch die Belange 
schwächerer Verkehrsteilneh-
mer, älterer Menschen und von 
Menschen mit Behinderung in 
den Fokus gerückt werden. 

Die Kreisverkehrswacht Bad 
Kissingen e.V. leistet in diesem 
Zusammenhang für die hiesigen 
Senioren schon eine Reihe von 
erfolgreichen Verkehrssicher-
heitsaktionen und stellte den un-
terfränkischen Verkehrswacht-
kollegen ihre wirksamen Aktivi-
täten wie Rollator Kurs, Rollator 
und Bus, Rollatoren-Exkursio-
nen, Seniorenfahrschule, Veran-
staltungen bei Seniorennachmit-
tagen, Informationsveranstal-
tungen in Schulen, Berufsschu-
len und der Volkshochschule vor. 
In Zusammenarbeit mit dem Sa-
nitätshaus Traub konnten die 
Teilnehmer verschiedene Rolla-
toren bei dieser Veranstaltung 
kennenlernen und diese gleich 
auf einem schwierigen Verkehr-
sparcours ausprobieren. Die 
Kreisverkehrswacht Bad Kissin-
gen e.V. erfuhr von allen Betei-
ligten hohes Lob für ihr Engage-
ment im Hinblick auf die Genera-
tion 65+. 

Neuwahl

Im Rahmen dieser Veranstal-
tung wurde auch die Neuwahl 
des unterfränkischen Bezirks-
vorsitzenden durchgeführt. Der 
bisherige Vorsitzende Dr. Dieter 
Aufderhaar, Würzburg, wurde in 
seinem Amt bestätigt und Rainer 
Mader, Würzburg, neu als Stell-
vertreter gewählt.

Der bisherige Stellvertreter 
Werner Freidhof, Nüdlingen, 
schied auf eigenen Wusch aus. 
Für seine Verdienste wurde er 
mit dem Ehrenzeichen der Lan-
desverkehrswacht Bayern e.V. in 
„Gold“ ausgezeichnet.

In seiner Eigenschaft als Vor-
standsmitglied der Kreisver-
kehrswacht Bad Kissingen e.V. 
erhielt Schatzmeister Jan Free-
se das Ehrenzeichen der Lan-
desverkehrswacht Bayern e.V. 
in „Silber“. Durch umfangrei-
che Verwaltungsaufgaben hat er 
die wichtige Kassenführung op-
timiert und leitet diese vorbild-
lich, gewissenhaft und verant-
wortungsvoll. Ferner treibt er 
die Präsenz der Verkehrswacht-
arbeit in den neuen Medien vo-
ran und verfeinert den Inter-
net-Auftritt. Jede Verkehrswacht 
würde sich über einen solchen 
mitdenkenden und prädesti-
nierten Schatzmeister glücklich 
schätzen. q 
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bis zur Abrechnung. Sprechen Sie uns bitte an.

www.bayernwerk.de/elektromobilitaet
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übergreifendes deutsch-franzö-
sisches Vorzeigeprojekt: Für Ar-
beiten an der Tram-Linie zwi-
schen Straßburg und Kehl ist 
GHM jüngst für den Bau der Lei-
tungsmasten beauftragt wor-
den.

 GHM-Eclatec GmbH auf der 
Fachmesse Light +Building 2018

Nur eine von vielen Investiti-
onen in innovative Technologi-
en, die sich jetzt bezahlt machen. 
Die Leuchte ZELDA hat die Firma 
dabei speziell auf die Bedürfnis-
se des deutschen Marktes hin 
ausgerichtet. Dieses Produkt, 
aber auch andere Erzeugnisse 
aus dem breit gefächerten An-
gebot der Gruppe stellt das Un-
ternehmen demnächst auf der 
Frankfurter Messe Light+Buil-
ding  vor. Interessierte Fachbe-
sucher sind vom 18. bis 23. März 
2018 auf dem GHM-Eclatec Gm-
bH Stand C56 Halle 5.0 herzlich 
willkommen. q

Licht und Design für  
den öffentlichen Raum

Der Spezialist für Straßenbeleuchtung und Stadtmobiliar GHM-Eclatec zieht eine positive Bilanz 
2016/2017 und startet 2018 auf der Messe Light+Building durch

Seit 2015 haben sich GHM und Eclatec zusammengeschlossen, 
um ihre Aktivitäten zu bündeln, das Exportgeschäft noch weiter 
auszubauen und um noch intensiver an Produktneuheiten arbei-
ten zu können. Es sind beides seit Jahrzehnten fest in der fran-
zösischen Öffentlichkeit etablierte Firmen, deren Produkte jeder 
schon einmal im Stadtbild gesehen hat. 

Die Geschichte der beiden Un-
ternehmen ist reich an prestige- 
trächtigen Projekten: die Beleuch-
tung der Champs-Elysées, die Brü-
cke Alexandre III oder etwa die 
im Jugendstil gestalteten Eingän-
ge der Metrostation Guimard in 
Paris. Heute entwirft und ver-
marktet das Unternehmen vor 
allem moderne Lösungen für den 
urbanen Raum: Masten, Ausle-
ger und Leuchten der öffentli-
chen Beleuchtung, Stadtmobiliar 
wie Bänke oder Mülleimer, Licht-
masten oder Leitungsmasten für 
Straßenbahnen.

 Wachstum in der Krise

„Nach Jahren mit Wachstums-
raten um die 15 Prozent, liegen 
wir nun bei vier bis fünf Prozent. 
Für das laufende Jahr rechnen 
wir mit 105 Millionen Euro Um-
satz (GHM und ECLATEC). Das ist 

eine sehr gute Bilanz in schwie-
rigen Zeiten“, freut sich Vin-
cent Carru, Geschäftsführer vom 
GHM-Eclatec Group. Wie er das 
macht? Er setzt nicht nur auf den 
französischen Markt, sondern 
auch auf das Exportgeschäft.

 LED’s go mit GHM-Eclatec

Viele Lichtblicke auch im Ex-
portgeschäft mit Deutschland. 
Da sind zum Beispiel die LED be-
stückten Leuchten – eine Tech-
nologie, die viel Energie und Kos-
ten sparen hilft. Auch in Deutsch-
land. Im Einkaufszentrum Ruhr 
Park Bochum sind 2016 allein 178 
LED-Leuchten von GHM-Ecla-
tec auf den Parkplätzen verbaut 
worden. Im Saarland sind im 
Rahmen eines städtebaulichen 
Pilotprojektes 43 Leuchten vom 
Typ ZELDA X installiert worden. 
Für das erste Quartal 2017 ist der 

Einbau von weiteren 92 Leuchten 
vorgesehen.

Konsequente Investition

 In der Entwicklung der 
LED-Technologie war Eclatec  
schon sehr früh aktiv und 
hat konsequent in diese Zu-
kunftstechnologie investiert. „In 
den Jahren 2009 und 2010 ha-
ben wir die erste LED-Leuchte 
für den öffentlichen Raum in Se-
rie gebaut. Dafür haben wir un-
seren ganzen Produktionsablauf 
auf den Kopf stellen müssen“, er-
innert sich Vincent Carru.

Stichwort Export. Da gibt es 
zum Beispiel ein echtes Rhein 

Philips Lighting GmbH:

Die digitale Zukunft ist jetzt 
Doppelt profitieren mit der DigiStreet SystemReady 

Die Investition in moderne LED-Leuchten refinanziert zukunfts-
fähige SmartCity-Infrastruktur durch die erzielten Energieeinspa-
rungen. Die offene und herstellerunabhängige Architektur sichert 
Zukunftsfähigkeit der Infrastruktur und den Zugriff auf ein breites 
Lösungsangebot für die SmartCity.

„Schaffen Sie Sorgenfreiheit 
durch Zuverlässigkeit, Einfach-
heit in der Installation, schlich-
tes Design und einen ökonomi-
schen Anschaffungspreis. Und 
das Beste: Schon heute können 
Sie von den Vorteilen der Ver-
netzung profitieren“, so der Hin-
weis der Philips Lighting GmbH. 
„Bestellen Sie bis Februar 2018 
DigiStreet Leuchten und testen 
Sie die CityTouch ConnectApp als 
Bonus-Funktionalität unverbind-
lich und kostenfrei.“

System-Ready-Architektur 

Um für die Zukunft gerüstet 
zu sein, benötigen Städte Infra-
struktur, die auf zukünftige Fort-
schritte und Upgrades vorbe-
reitet ist. Flexibilität, Leistungs-
fähigkeit, Wartungsfreundlich-
keit, digitale Skalierbarkeit und 
Offenheit macht die DigiStreet 
SR-Leuchtenfamilie zu einer sor-
genfreien Investition. 

CityTouch 

Intelligente Straßenbeleuchtung 
von morgen braucht eine smarte 
Software-Plattform. CityTouch ist 
ein Lichtmanagement-System für 
die öffentliche Beleuchtung. Es bie-
tet nicht nur einfache Web-Anwen-
dungen zum Analysieren und Pla-
nen von Arbeitsabläufen, sondern 
auch die Möglichkeit zum Steu-
ern, Überwachen und Verwal-

ten der Straßenbeleuchtung so-
wie zum Messen des Energiever-
brauchs.

System-ready-Leuchten  
in Aktion

System-ready-Leuchten lassen 
sich problemlos mit der CityTouch 
Anwendung verbinden. Da die 
gesamte Intelligenz in die Sys-
tem-ready-Leuchte integriert ist, 
wird nur ein zusätzliches stecker-
fertiges CityTouch OLC-Modul 
oben auf der Leuchte eingesteckt. 
Dann kann die Leuchte sofort ge-
ortet und verbunden werden, um 
sie mit CityTouch zu steuern und zu 
überwachen. Die Kommunikation 
erfolgt direkt über das öffentliche 
Mobilfunknetz. 

Ein weiterer Vorteil ist, dass kei-
ne zusätzlichen Installationsmaß-
nahmen erforderlich sind. Außer-
dem wird das gesamte Konnekti-
vitätsmanagement vom Philips- 
Lighting-Dienstleistungsangebot 
abgedeckt. Sobald die Spannungs-
versorgung steht, erscheint auto-
matisch ein Lichtpunkt an der ent-
sprechenden Stelle der CityTouch 
Landkarte und alle technischen 
Parameter der Leuchte sind bereits 
im System abrufbar. Die CityTouch 
Connect App ist eine intelligente, 
interaktive Lichtmanagementlö-
sung für Straßenbeleuchtung. Sie 
erweckt jede Stadtbeleuchtung 
zum Leben und bietet Flexibilität, 
Informationen und Präzision.  q

Erfolgsbilanz des MVV: 

Positive Entwicklung 
der Kundenzufriedenheit 

Seit mehr als 20 Jahren dokumentiert das MVV-Kundenbarome-
ter die Veränderungen der Einstellung der Kunden zum Leistungs-
angebot im MVV. Zeit, Bilanz zu ziehen. 

Womit sind die Kunden im 
MVV nach zwei Jahrzehnten vol-
ler Veränderungen zufriedener, 
wo hat sich die Kundensicht nicht 
verändert und womit sind die 
Kunden heute unzufriedener? 
Werden die enormen Anstren-
gungen, Aktivitäten und Investi-
tionen aller Beteiligten zur Leis-
tungs- und Qualitätssteigerung 
im öffentlichen Personennahver-
kehr im Großraum München von 
den Kunden auch auf die längere 
Sicht wahrgenommen? Und wie 
wirken sie sich auf die Kundenzu-
friedenheit aus? 

Klarer Aufwärtstrend

Der Befund: Es gibt einen kla-
ren und deutlichen Aufwärts-
trend seit 1996 bei nahezu allen 
Leistungsmerkmalen. Bei 31 der 
34 seit 1996 erhobenen Merk-
male liegt 2016 und aktuell die 
Kundenzufriedenheit über dem 
entsprechenden Wert zu Be-
ginn der Messreihe. Die anlie-
gende Grafik mit den größten 
Veränderungen in der Zufrie-
denheit im Zeitraum 1996 bis 
2016 zeigt, dass sich die Inves-
titionen in die vielfältigen Ver-
besserungsmaßnahmen in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten 
unmittelbar in Zuwächsen bei 
der Kundenzufriedenheit nieder-
schlagen.

Am stärksten gestiegen ist die 
Kundenzufriedenheit bei 
• den Fahrplaninformationen, 

vor der Fahrt, aber auch an 
Stationen, 

• der subjektiven Sicherheit, vor 
allem abends, aber auch tags-
über,

• den Stationen und 
• der Taktfrequenz.

Nur bei einem Merkmal – 
Pünktlichkeit und Zuverlässig-
keit – liegt der aktuelle Zufrie-
denheitswert signifikant unter 
dem Ausgangswert. Dies spiegelt 
das bekannte Problem des ÖPNV 
im Raum München wider: Das 
Infrastrukturangebot hat nicht 
mit der in den letzten 20 Jah-
ren enorm gestiegene Nachfrage 
Schritt gehalten. 

Zwar wird das in dieser Zeit 
enorm ausgeweitete Fahrtenan-
gebot von den Kunden mit ge-
stiegener Zufriedenheit, z. B. 
beim Merkmal „Taktfrequenz“, 
honoriert, doch es stößt in der 
Stadt und in der Region an sei-
ne Infrastrukturgrenzen, worun-
ter auch die Betriebsqualität zu 
leiden beginnt. Die dadurch er-
höhte Anfälligkeit des Systems 
für Störungen findet hingegen in 
der gestiegenen Unzufriedenheit 
bei „Pünktlichkeit und Zuverläs-
sigkeit“ ihren Niederschlag.

Das Fazit –  
eine Erfolgsbilanz

20 Jahre MVV-Kundenbarome-
ter liefern eine sehr eindrucks-
volle Bilanz – auch in Anbetracht 
der im Laufe der Zeit eher ge-
stiegenen Ansprüche der Kun-
den an Service, Information und 
Kundenorientierung. Es zeigt, 
dass die Fahrgäste tatsächlich 
die enormen Anstrengungen, 
Aktivitäten und Investitionen al-
ler Beteiligten – der Verkehrsun-
ternehmen und der MVV-Gesell-
schafter Freistaat Bayern, Lan-
deshauptstadt München und 
der acht Verbundlandkreise – zur 
Leistungs- und Qualitätssteige-
rung im öffentlichen Personen-
nahverkehr im Großraum Mün-
chen wahrnehmen. Sie reagieren 
mit gestiegener Kundenzufrie-
denheit und – wie die zeitgleich 
gesteigerten Fahrgastzahlen zei-
gen – honorieren es auch mit zu-
nehmender Nutzung.

Ausbau der Infrastruktur

Die Auswertung bestätigt aber 
auch, dass die Pünktlichkeit und 
Zuverlässigkeit der Verkehre wei-
ter verbessert werden muss. Dies 
geht nur über den Ausbau der In-
frastruktur. Der Bau der zwei-
ten Stammstrecke ist ein wichti-
ger Schritt, weitere Maßnahmen 
müssen folgen.

Die Kundenbefragungen für das 
MVV-Kundenbarometer führt das 
Marktforschungsinstitut KANTAR 
TNS durch. q

Zukunftssichere  
Straßenbeleuchtung

Mit Streetlight 11 bietet Osram eine zukunftsfähige Plattform für 
Smart City Anwendungen Städte unterliegen heute einer beson-
deren Verantwortung. Sie suchen nach Lösungen, wie sie ihren 
ökologischen Fußabdruck verkleinern und den öffentlichen Raum 
sicherer und durchdachter organisieren können. Es geht dabei um 
intelligente Verkehrsführung, Parkraummanagement, Sicherheits-
überwachung und neue Versorgungsmodelle für die Elektromo-
bilität. Im Zentrum dieser Prozesse steht die vernetzte Beleuch-
tungsinfrastruktur. Mit der Straßenleuchtenfamilie Streetlight 11 
bietet Osram Lighting Solutions eine zukunftsfähige, technologi-
sche Plattform für die vielfältigen Themen einer Smart City. 

Die neue, effiziente Streetlight 
11 ist ein offenes und Upgrade-
fähiges System das mit seinen 
Aufgaben wächst, genau wie die 
Stadt der Zukunft. Der Kunde 
kann entscheiden, ob er bereits 
heute eine individuelle Smart Ci-
ty Lösung wählt oder eine Leuch-
te, die jederzeit aufgerüstet wer-
den kann. Ist erst einmal ein 
Netzwerk mit den neuen Stra-
ßenleuchten aufgebaut, können 
wechselnde kundenspezifische 
Bedürfnisse gedeckt werden. 

Modulares Konzept

Das modulare Leuchtenkonzept 
der Streetlight 11 ermöglicht die 
Integration von Steuerungs- und 
Überwachungssystemen auf Ba-
sis der Powerline-Technik oder 
via Funk (RF). Die Leuchten ste-
hen entsprechend ausgestattet als 
Smart City-Leuchte oder als Smart 
City ready-Version serienmäßig 
zur Verfügung. 

Einfache Montage

Dank der integrierten mecha-
nischen Schnittstelle ist eine ein-
fache nachträgliche Montage von 
Sensoren sowie Daten- oder Kame-
rasystemen auch vor Ort möglich 
z.B. für Parkraummanagement, Si-
cherheitsüberwachung oder Ver-
kehrssteuerung. Die Spannungs-
versorgung der Komponenten er-
folgt direkt aus der Leuchte. Dabei 
erhält der Kunde eine zuverlässi-
ge Systemlösung, d.h. Osram bie-
tet Leuchten, Controller, Senso-
ren, Software und Zubehör aus ei-
ner Hand an. 

Beitrag zum Umweltschutz

Streetlight 11 überzeugt durch 
eine hervorragende, gleichmäßi-
ge Beleuchtung und erhöht da-
mit die Sicherheit im öffentlichen 
Raum. Gleichzeitig leistet sie ei-
nen aktiven Beitrag zu Umwelt- 
und Naturschutz: Der Energie-
verbrauch lässt sich um bis zu 80 
Prozent senken und Lichtimmis-
sion wird durch das exakt gerich-
tete Licht vermieden, Himmels- 
aufhellung und das Anlocken 
nachtaktiver Insekten auf ein 
Minimum reduziert. Die Leuch-
tenfamilie bietet viele Auswahl- 
und Kombinationsmöglichkei-
ten um Straßen, Wege und Plätze 
zu beleuchten: drei Baugrößen 

für Lichtpunkthöhen von drei bis 
zwölf Meter, zwei Farbtempe-
raturen, individuell einstellbare 
Lichtströme sowie diverse Steu-
erungsmöglichkeiten. q
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Die Repräsentanten des erfolgreichen Familienunternehmens: 
Von links: David Lindner, Stefan Lindner, Rudolf Lindner und Her-
mann Lindner Bild: Lindner-Traktoren

Werksausstellung bei Lindner:

Premiere für Lintrac 110
Der Tiroler Landmaschinenspezialist Lindner erweitert seine er-
folgreiche Lintrac-Serie: Nach dem Lintrac 90, von dem seit der 
Markteinführung im Jahr 2013 bereits über 600 Stück verkauft 
wurden, kommt jetzt der Lintrac 110. Bei einer Werksausstellung 
im Innovationszentrum in Kundl erfolgte nunmehr das Rollout 
des Traktors. Seine Weltpremiere feierte der Lintrac 110 auf der 
Agritechnica in Hannover (siehe nebenstehenden Bericht). Mit 
der Vorserie startet Lindner im Juni 2018. Die Serienproduktion 
der Agrar- und der Kommunalversion beginnt im Sommer 2018.

Laut Geschäftsführer Her-
mann Lindner ist der Lintrac 
110 perfekt für den Sommer- 
und Winterdienst gerüstet. Der 
kompakte, wendige und stufen-
lose Traktor kann sowohl in der 
Berg- und Grünlandwirtschaft 
und im Weinbau als auch im 
Forst und im Kommunalbereich 
eingesetzt werden.

Das höchstzulässige Gesamt-
gewicht liegt bei acht Tonnen, 
die Nutzlast bei rund 3,5 Ton-
nen. Damit eignet sich der Lin-
trac 110 auch für überbetrieb-
liche Fahrten. Einsatzprofis 
können mit größeren Anbau-
geräten, wie zum Beispiel mit 
Ballenpressen arbeiten.

Stufenloses Getriebe

Herzstück des neuen Trak-
tors ist das stufenlose Getrie-
be TMT11 von ZF Friedrichsha-
fen. Nach Darstellung von Tech-
nologie-Geschäftsführer Ste-
fan Lindner ist es im Vergleich 
zum TMT09 aus dem Lintrac 90 
mit einer größeren Hinterachse 
ausgestattet. Das TMT 11 wur-
de speziell für eine Zapfwellen-
leistung von über 110 PS konzi-
piert. Kompakter Leichtbau war 
dabei besonders wichtig. Durch 
die größtenteils mechanische 
Kraftübertragung mit geringem 
hydrostatischem Anteil arbei-

tet das Getriebe besonders ef-
fizient. Gefahren wird stufen-
los von -20 bis +43 km/h mit  
reduzierter Motordrehzahl. Die 
4-fach-Heckzapfwelle mit An-
laufsteuerung arbeitet wahlwei-
se mit 540/750/1000/1400 U/
min.

Modus-Umschaltung

Die Fahrgeschwindigkeit bei 
Vorwärtsfahrt und Rückwärts-
fahrt wird durch eine Mo-
dus-Umschaltung (Modus I: Ar-
beitsmodus; Modus II: Trans-
portmodus) sowie eine Fahrbe-
reichs-Umschaltung realisiert. 
Sowohl Modus- wie auch Fahr-
bereichs-Umschaltung wurden 
vollständig automatisiert. 

Der Perkins Turbo-Diesel mit 
3,4 Liter Hubraum leistet 113 
PS. Er entfaltet ein enormes 
Drehmoment von 450 Nm bei 
1400 U/min mit sehr steilem 
Drehmomentanstieg von über 
40 %. Diese Eigenschaften sor-
gen für ein kraftvolles Anfahr-
verhalten am Hang und bei der 
Zugarbeit. 

In Zusammenarbeit mit dem 
TMT Getriebe kann der Mo-
tor mit reduzierter Drehzahl ar-
beiten und ist somit besonders 
sparsam im Verbrauch. Durch 
den Partikelfilter wird die Ab-
gasstufe 3b erreicht.

Mit dem Lintrac werden vor 
allem Grünlandprofis angespro-
chen, die auch bei langen Ein-
satzzeiten konzentriert arbei-
ten müssen. Kabinen-Federung 
und Luftsitz, beste Sicht nach al-
len Seiten und nach oben sowie 
ein innovatives Lichtkonzept sor-
gen für ermüdungsfreies Arbei-
ten in jeder Situation. Für den 
Kommunaleinsatz kommen ex-
trem gut sichtbare LED-Rund-
umleuchten und Blitzbalken 
zum Einsatz. Verstärkt hat Lind-
ner die 4-Rad-Lenkung, die auch 
beim Lintrac 110 für überdurch-
schnittliche Wendigkeit sorgen 
wird.

Autonome Fahrfunktionen 
und Prozessoptimierung

In der Landwirtschaft werden 
autonome Fahrfunktionen im-
mer wichtiger, sind sich Fach-
leute sicher. „Deswegen ent-
wickeln wir gemeinsam mit ZF 
Friedrichshafen den TracLink-Pi-
lot. Damit ermöglichen wir erst-
mals hochautomatisierte Fahr-
funktionen im Grünland“, er-
klärte Hermann Lindner. Aktu-
ell läuft die intensive Testphase. 

Kameras, GPS-Empfänger und 
sonstige Sensoren lassen sich in 
Zukunft Modul für Modul nach-
rüsten. Egal wann die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen für 
autonomes Fahren und Arbei-
ten geschaffen werden - der Lin-
trac kann jederzeit aufgerüstet 
werden. So sind Lintrac-Fahrer 
heute schon bereit für die Lö-
sungen von morgen.

Beispiel Prozessoptimierung: 
Ein sensorbasiertes Assistenz-
system erfasst Schnittkanten, 

Feldgrenzen und Mähschwa-
den und hält den Traktor auto-
matisch auf Spur, was den Ar-
beitsvorgang effizienter gestal-
tet und den Fahrer entlastet.

Sicherheit  
wird groß geschrieben

 Sicherer wird die Fahrt durch 
die erwähnte Rundumsicht, die 
nicht nur der Traktor im Blick 
hat, sondern auch der Land-
wirt dank praktischem Tablet im 
Cockpit. Mit der „Copy-und-Pas-
te“-Funktion erlernt der Schlep-
per die gefahrene Route. Nach 
der ersten Tour ist der Traktor 
somit in der Lage, die Fläche au-
tomatisch und ohne Fahrer zu 
bearbeiten. Hierbei achtet er 
dank Personen- und Objekter-
kennung permanent auf die Si-
cherheit in seiner Umgebung.

Landtechnikmesse Agritechnic:

Führungsposition 
ausgebaut 

Mit über 2.800 Ausstellern aus 
53 Ländern hat die Agritechni-
ca 2017 ihre führende Rolle 
als weltweiter Branchentreff-
punkt der Landwirtschaft und 
der Landtechnik weiter aus-
gebaut. Zudem informierten 
sich 450.000 Landwirte, Land-
schaftsgärtner und -pfleger, 
Kommunalvertreter und weite-
re Fachleute über die neuesten 
Branchentrends.

Die global führenden Her-
steller zeigten ein komplet-
tes Angebot an Traktoren, Ma-
schinen, Geräten, Ersatztei-
len und Zubehör. Mit 60 Pro-
zent war der Auslandsanteil so 
hoch wie nie zuvor. Nach Aus-
sage von DLG-Hauptgeschäfts-
führer Reinhard Grandke boten 
die unter dem Leitthema ‚Green 
Future – Smart Technologie‘ ge-
zeigten Innovationen beste Vor- 
aussetzungen für eine nachhal-
tige Intensivierung der Produk-
tion, bei der es um weitere Effi-
zienzsteigerungen bei gleichzei-
tiger Schonung der Ressourcen 
geht. Die Digitalisierung sei hier-
bei ein Innovationstreiber.

Ersatz- und  
Erweiterungsinvestitionen

Die Stimmung der Branche 
war auf der Agritechnica von 
großer Zuversicht geprägt. Dies 
schlägt sich auch in einer hohen 
Investitionsbereitschaft nieder. 
Wie die Besucherumfrage zeigt, 
wollen mehr als zwei Drittel der 
befragten Landwirte, Lohnun-
ternehmer und Maschinenrin-
ge in den nächsten beiden Jah-
ren investieren. Dabei stehen 
Ersatz- und Erweiterungsinvesti-
tionen im Mittelpunkt.

Die Vernetzung (Connectivi-
ty) ist Voraussetzung dafür, ei-
ne Feinabstimmung in moder-
nen, hochkomplexen Systemen 
aus mechanischen, hydrauli-
schen, elektrischen und elektro-
nischen Komponenten zu errei-
chen. Rund 700 Aussteller prä-
sentierten hierzu neueste Lö-
sungen von den Komponenten 
bis zur Maschine.

Eine Welt ohne Hunger

Die Landtechnik entwickelt 
verstärkt an den Standort an-
gepasste Mechanisierungsstra-
tegien. Dies wurde sowohl auf 
den drei Konferenzen „Ag Ma-
chinery International – Access 
to emerging markets“ als auch 
im Rahmen eines von Entwick-
lungshilfeminister Dr. Gerd Mül-
ler initiierten Pressegesprächs 
zum Thema „Eine Welt ohne 
Hunger“ deutlich. 

Laut Müller haben sich die 
Vereinten Nationen zum Ziel 
gesetzt, den weltweiten Hun-
ger bis zum Jahr 2030 zu been-
den und in Ländern mit dem 
größten Nahrungsmangel wür-
den rund 80 % der Agrarfläche 
von Kleinbauern bewirtschaf-
tet. Seit dem Jahr 2000 hätten 
Boden- und Lebensmittelspeku-
lanten aber rund 27 Mio. Hektar 
Land an sich gebracht. „Deshalb 
brauchen wir eine grüne Revolu-
tion von unten“, betonte Müller 
und ergänzte: „Wir können es, 
wir müssen es aber auch wol-
len.“ Neben technischen Lösun-
gen seien die Ausbildung und 
der Wissenstransfer wesentli-
che Voraussetzungen für Erfol-
ge in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern.

Die internationalen Fachver-
anstaltungen sind ein Marken-
zeichen der Agritechnica. Auf 
großes Interesse stieß die 75. 
Internationale Tagung LAND.
TECHNIK-AgEng des VDI Wis-
sensforums, bei der über 1.000 
Ingenieure, Entwickler und Wis-
senschaftler aus aller Welt neu-
este landtechnische Fragestel-
lungen diskutierten.  DK

Das Familienunternehmen 
Lindner hat sich zum Ziel ge-
setzt, mit dem neuen Lintrac 
die Kernmärkte zu stärken und 
neue Exportgebiete zu bearbei-
ten. „Die Stufenlostechnologie 
wird uns bei Einsatzprofis in un-
seren Kernmärkten Österreich, 
Deutschland oder Frankreich 
helfen. Darüber hinaus sind wir 
für neue Märkte gerüstet. Der 
Exportfokus liegt unter ande-
rem auf Skandinavien, Großbri-
tannien und Irland “, erläuterte 
Exportleiter David Lindner. Die 
Exportquote des Tiroler Fami-
lienunternehmens beläuft sich 
aktuell auf mehr als 50 Prozent. 
Im österreichischen Ranking der 
Standardtraktoren belegt Lind-
ner in den ersten acht Monaten 
2017 den zweiten Platz. 
Weitere Informationen unter 
www.lindner-traktoren.at    DK

Neue Partner
LADOG vertraut den Vertrieb seiner bewährten Schmalspur- und 

Kompaktfahrzeuge der Firma Kalinke Maschinen an. 
„Mit den Multifunktionsfahrzeugen von LADOG verstärken wir 
unsere Produktpalette nachhaltig“, freut sich Harald Kalinke, Ge-
schäftsführer der Kalinke Areal- und Agrar- Pflegemaschinen Ver-
triebs GmbH. Seine Firma wird in Zukunft den Vertrieb von LA-
DOG Geräten in Oberbayern, Niederbayern, Schwaben, der 
Oberpfalz und Mittelfranken übernehmen. „Das Ziel der Zusam-
menarbeit ist es Kommunen, Dienstleistern sowie Lohnunterneh-
men ein vielseitiges und leistungsfähiges Programm an Geräteträ-
gern anzubieten.“ 

Björn Guggenbühler, Ge-
schäftsführer der LADOG Fahr-
zeugbau und Vertriebs GmbH 
erläutert die Hintergründe der 
Kooperation: „LADOG und Kalin-
ke Maschinen passen gut zusam-
men. Unsere Firmenphilosophi-
en sind sehr ähnlich. Beide Un-
ternehmen sind familiengeführt, 
wir legen Wert auf ein Höchst-
maß an Qualität, Effizienz und 
Zuverlässigkeit. Wo unsere aus-
gereiften Standardprogramme 
nicht greifen, bemühen wir uns 
um individuelle Lösungen. Bes-
te Voraussetzungen also für ei-
ne langfristige und erfolgreiche 
Zusammenarbeit.“ Über LADOG: 

Schwarzwälder  
Familienunternehmen

Die LADOG Fahrzeugbau und 
Vertriebs GmbH ist ein traditi-
onsreiches Schwarzwälder Fa-
milienunternehmen mit über 
95-jähriger Geschichte. Am Fir-
mensitz in Zell am Harmersbach 
produziert LADOG mit rund 60 
Mitarbeitern Nutzfahrzeuge 
und Anbaugeräte in der Schmal-
spur- und Kompaktklasse. Erst 

im Jahr 2017 wurde eine neue 
Fertigungshalle für den Bereich 
der Rahmen- und Stahlteileferti-
gung eingeweiht. LADOG Geräte 
werden von unabhängigen Insti-
tuten zertifiziert. Sie sind welt-
weit im Einsatz. 
Mehr: www.ladog.de 

Umweltschonende und  
innovative Pflegetechnik

Die Firma Kalinke Maschi-
nen ist Vertriebspartner für um-
weltschonende und innovati-
ve Pflegetechnik. Als unabhän-
giger Spezialanbieter hat sie ein 
attraktives Verkaufsprogramm 
von weltweit führenden Her-
stellern zusammengestellt. Wo 
immer individuelle Kundenan-
passungen oder technische Wei-
terentwicklungen benötigt wer-
den, setzt Kalinke Maschinen 
dies eigenständig um. So ent-
stehen marktgerechte Spezial-
maschinen, die den Fachmann 
bei der Golf- und Sportplatzpfle-
ge, der kommunalen Areal- und 
Landschaftspflege oder beim 
Winterdienst unterstützen.
Weitere Info: www.kalinke.de 
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Voller Einsatz gegen Schnee und Eis.
Im Winterdienst zählen Schnelligkeit, Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Der Unimog ist in jeder dieser 
Disziplinen ein Profi. Dafür sorgen zum Beispiel innovative 
Eigenschaften wie der synergetische Fahrantrieb EasyDrive, 

der während der Fahrt den Wechsel zwischen mecha nischem 
und stufenlosem Antrieb (0–50 km/h) erlaubt, der 
komfortable Arbeitsplatz mit intuitivem Bedien konzept 
oder modernste Euro-6-Motoren bis 220 kW (299 PS). 

Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: verkauf@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Safety Day bei Beutlhauser in Kulmbach:

Arbeitssicherheitskonzept  
für Kommunen

Kärcher Nutzfahrzeuge neu im Produktportfolio

„Sicherheit geht vor“: Unter dieser Prämisse stellte sich die Ge-
schäftsleitung der Beutlhauser Unternehmensgruppe der Aufga-
be, die Sicherheit der Firmenbeschäftigten zu gewährleisten und 
entwickelte daraus umgehend einen neuen Geschäftszweig. Ab 
sofort können interessierte Kommunen bei dem Kommunaltech-
nik-Händler Antworten zu allen Fragen rund um die Arbeitssi-
cherheit in Kommunen und kommunalen Unternehmen erhalten, 
Schulungen besuchen und Dienstleistungen in Anspruch nehmen. 
Auf dem ersten Safety Day stellte Beutlhauser in Kulmbach rund 
80 Besuchern das neue Konzept vor.

Unter der Marke Beutlhauser 
Safe Work sind alle Dienstleis-
tungen der Beutlhauser-Grup-
pe zusammen gefasst, die Men-
schen bei der Arbeit vor Schäden 
bewahren. Egal, ob es beispiels-
weise um Arbeitssicherheit, Ge-
sundheitsschutz, Brandschutz, 

Explosionsschutz oder Gefahr-
stoffmanagement geht. 

„Arbeitsschutz ist Führungs-
aufgabe und jeder Betrieb muss 
sich mit Arbeitssicherheit be-
schäftigen. Viele Bürgermeister 
sind sich dieser Verantwortung 
aber nicht bewusst. Wir bieten 
professionelle Betreuung beim 
betrieblichen Arbeitsschutz, ge-
nau abgestimmt auf die Anfor-
derungen von Kommunen“, be-
schrieb Otto Sterl, Leiter Safe 
Work bei Beutlhauser, das Tätig-
keitsfeld. „Auch wir unterliegen 
Sicherheitsstandards, für deren 
Einhaltung wir Sorge zu tragen 
haben. Und was wir ohnehin für 
das eigene Unternehmen durch-
führen, können wir jetzt auch als 
Dienstleistung anbieten.“ 

Im Rahmen des Safety Day 
wurden an neun Stationen neun 

Themenwelten präsentiert. Zu-
dem profitierten die Besucher 
von informativen Vorträgen und 
Präsentationen mit den Safe- 
Work-Spezialisten zu den The-
men Ladungssicherung, LKW-La-
dekran: Sicherheit am Haken, 
Straßenabsperrung/Baustellen- 
sicherung, Arbeitssicherheit, Brand-
schutz, Technischer Prüfdienst 
sowie KUVB für Oberfranken.

Gefährdungsbeurteilung

Der Technische Prüfdienst 
wiederum bietet neben der 
Durchführung der eigentlichen 
Prüfung von Arbeitsmitteln auch 

Von links: Christian Kahlert, Fa. Kärcher, Stephan Attenberger, Fa. 
Beutlhauser; Constanze von Hassel, Bayerische GemeindeZeitung 
und Claus Artmayer, Betriebsleiter der Fa. Beutlhauser.  r

die Gefährdungsbeurteilung, 
die Festlegung von Art, Umfang 
und Fristen der Prüfungen sowie 
die Dokumentation der Prüfung 
und die Überwachung der Fris-
ten. Der Bereich Betrieblicher 
Brandschutz umfasst seinerseits 
von der Konzeption bis hin zur 
Prüfung alle Schritte, die für ei-
nen wirkungsvollen, gesetzlich 
vorgeschriebenen betrieblichen 
Brandschutz erforderlich sind. 
Qualitativ hochwertige und pra-
xisgerechte Trainings runden 
das umfangreiche Angebot ab.

Intelligente Technologien  
für Arbeitsmaschinen

Eine weiterhin interessante 
und vorallem zukunftsträchtige 
Thematik präsentierte das Beutl-
hauser Smart Systems-Team, 
welches einen Einblick in Intelli-
gente Technologien für Arbeits-
maschinen gab. Beispielsweise 
die Prozessdatenerfassung ist 
in der kommunalen Praxis oft 

noch sehr kompliziert. Die Über-
wachung des Arbeitsfortschritts 
oder auch die ortsbezogene Ab-
rechnung durchzuführen, erfor-
dert zahlreiche Schritte und ist 
mit großem Aufwand verbun-
den. Beutlhauser Smart Systems 
erarbeitet in Einzelprojekten je 
nach individueller Anforderung  
des Kunden ein flexibles Kon-
zept mit den passenden Techno-
logien und Lösungen. Insbeson-
dere die Dokumentationspflich-
ten der Kommunen waren ein 
beliebtes Thema und Beutlhau-
ser zeigte auf wie der Weg „weg 
vom Papier“ hin zu „digital“ sich 
leicht gestalten kann.

Beutlhauser ist ein Familien-
unternehmen mit rund 900 Mit-

arbeitern an 20 Standorten. Zu 
den Geschäftsbereichen gehö-
ren Baumaschinen und Baugerä-
te, Flurförderzeuge sowie Kom-
munaltechnik. Als Full-Liner bie-
tet Beutlhauser rund um den 
Mercedes-Benz Unimog auch 
alle renommierten Marken aus 
dem Anbaugeräte-Bereich. So 
wird aus dem Unimog ein viel-
seitig einsetzbares Multitalent 
für Transport, Winterdienst, 
Mäharbeiten oder auch als 
Schienenfahrzeug für die Trans-
portlogistik. 

Die Firmengruppe Beutlhau-
ser ist nunmehr auch neuer Ver-
triebs- und Servicepartner für 
Kommunalfahrzeuge der Alfred 
Kärcher Vertriebs-GmbH, wie 

Sicherheitsthemen sind Füh-
rungsaufgabe.  r

am Rande des Safety Day zu er-
fahren war. Regionale Bekannt-
heit und Qualität hätten hierfür 
den Ausschlag gegeben, beton-
te Christian Kahlert, Key Account 
Manager bei Kärcher. Die Be-
dingungen seien hervorragend, 
Kärcher passe optimal zum Pro-
duktprogramm und zur Zielgrup-
pe von Beutlhauser. „In der Sum-
me ergänzen sich beide“, urteil-
te Stephan Attenberger, Beutl-
hauser-Kundenbetreuer und 
Kärcher-Ansprechpartner. 

Kommunalmaschinen  
von Kärcher

Kommunalmaschinen von 
Kärcher bieten mit 26 PS bis 84 
PS sowie bis 1m3 Behältervolu-
men eine souveräne Leistung 
für jeden Einsatzzweck. In der 
baden-württembergischen Ge-
meinde Obersontheim produ-
ziert Kärcher Geräteträger und 
Kompaktkehrmaschinen.

Neue Abgasnorm Stage V

Kärcher wird Anfang 2018 ei-
ne neue Geräteklasse, die MIC 
42 als Geräteträger und auf der 
gleichen Plattform die MC 80 
als Kommunalkehrmaschine auf 
den Markt bringen. Einzigartig 
in dieser Leistungsklasse ist die 
neue Abgasnorm Stage V, eben-
so wie die 800 Liter Behälter-
volumen. Anbaumöglichkeiten 
für Winterdienst, Kehren sowie 
Grünpflege sind selbstverständ-
lich, unzählige weitere Lösungen 
wie Bewässerung, Wildkraut-
beseitigung, Schrubbdecks zur 
Nassreingung und vieles mehr 
ebenso möglich. DK

Safe Work Schulungsangebote
Im Rahmen der Beutlhauser Akademie bietet Safe Work pro-
fessionelle Aus- und Fortbildungsseminare an, die der kom-
munale Profi in seiner täglichen Arbeit von Gesetzes wegen 
benötigt bzw. von hohem praktischem Nutzen für seine täg-
liche Arbeit sind. Zum umfangreichen Seminarprogramm 
zählt der Kurs „Arbeitsschutz planen und Sicherheitskultur 
schaffen“, der am 5. Februar 2018 und 17. September 2018 
(jeweils eintägig) in der Beutlhauser Niederlassung Kulm-
bach stattfindet. 

Sicherheit und Gesundheitsschutz haben nicht nur aus hu-
manitären Gründen, sondern insbesondere aus Gründen wirt-
schaftlicher Vernunft im Unternehmen einen hohen Stellen-
wert. Führungskräften ist dabei Kraft ihrer Weisungsbefug-
nis und Fürsorgepflicht eine hohe Verantwortung übertragen. 
Dieses Seminar zeigt nicht nur deren Pflichten auf, sondern 
gibt auch Hilfsmittel an die Hand, wie sie im betrieblichen All-
tag diesen Verpflichtungen gerecht werden können. 

Ein weiteres Seminar „Verkehrssicherung an öffentlichen 
Straßen nach MVAS 99“ ist auf die Anforderungen des MVAS 
(Merkblatt über Rahmenbedingungen für erforderliche Fach-
kenntnisse zur Verkehrssicherung von Arbeitsstellen an Stra-
ßen) abgestimmt. Die Teilnehmer erhalten den geforderten 
Qualifikationsnachweis für die Baustellensicherung an inner-
örtlichen Straßen und Landstraßen für Arbeiten von kürzerer 
und längerer Dauer. Die Ausbildung wird für verkehrsrechtli-
che Anordnungen oder Angebotsabgaben nach ZTV-SA benö-
tigt. Das eintägige Seminar wird am 8. März 2018 und 16. Ok-
tober 2018 ebenfalls in Kulmbach abgehalten. 

Ausführliche Informationen zu den kostenpflichtigen Schu-
lungsangeboten, weitere Kurse und Anmeldemöglichkeiten 
unter www.beutlhauser.de/akademie.  DK  

Bayerns Winterdienst bringt sich in Stellung:

Elf Mal zum Mond  
und zurück

Bayerns Innen- und Verkehrsminister Joachim Herrmann:  
600.000 Tonnen Streusalz werden reichen

Bayerns Innen- und Verkehrsminister Joachim Herrmann sorgt 
dafür, dass die Bayern nicht aufs Glatteis geführt werden. „Wir 
sind gewappnet für Schnee und Eis. Von Hof bis Sonthofen im All-
gäu sind unsere Salzlager randvoll mit Salz. Unsere Frauen und 
Männer in Orange sorgen dafür, dass der Verkehr möglichst rei-
bungsfrei läuft“, so der Verkehrsminister bei einem Ortstermin in 
der Autobahnmeisterei Fischbach bei Nürnberg. 

„Bereits im Sommer haben 
wir die  Lagerhallen zu günsti-
geren Preisen als in der Hoch-
saison mit rund 600.000 Tonnen 
Streugut gefüllt. Mit Beginn der 
kalten Jahreszeit halten die Stra-
ßen- und Autobahnmeisterei-
en das verkehrlich wichtige Netz 
von knapp 23.000 Kilometern 
an Autobahnen, Bundes- und 
Staatsstraßen in Bayern befahr-
bar“, so Herrmannunf fügte 
einen beeindruckenden Grö-
ßenvergleich an: „Fast 8,5 Mil-
lionen Kilometer haben sie da-
für in der vergangenen Winter-
saison mit dem kältesten Januar 
seit mehr als 30 Jahren zurück-
gelegt. Das ist mehr als elf Mal 
zum Mond und wieder zurück!“ 

Wie Herrmann weiter mit-
teilte, verteilten die rund 2.500 
Frauen und Männer in Orange 
in der Wintersaison 2016/2017 
dabei etwa 260.000 Tonnen Salz 
und 90 Millionen Liter Salzsole. 
Rund 21,5 Millionen Euro inves-
tierte der Freistaat Bayern letz-
tes Jahr – nur in Salz. „Dazu kom-
men noch die Kosten für die pri-
vaten Fuhrunternehmen, die ei-
genen Lohn- und Gerätekosten 
sowie weitere Kosten etwa für 
das Aufbauen von Schneezäu-
nen und die Winterdienst-Ein-
satzleitung“, informierte Herr-
mann weiter.

Gleichbleibende Qualität und 
Schonung für die Umwelt

Doch trockenes Streusalz al-
lein reicht nicht aus. Wie Herr-
mann erläuterte, können bei 
trockener Witterung die aufge-
streuten Salzkörner durch Fahrt-
wind von der Fahrbahn geweht 
werden. Deshalb setzt  der Frei-
staat Bayern bei entsprechen-
der Witterung auch reine Salz-
sole ein, die länger auf der Stra-
ßenoberfläche haften bleibt. 
„Wir haben festgestellt, dass wir 
bei gleichbleibender Qualität für 
den Autofahrer hierbei deutlich 
weniger Salz aufbringen müs-
sen. Das spart zum einen Kosten 
und zum anderen wird die Um-
welt geschont.

Fahrverhalten anpassen

Abschließend appellierte 
Herrmann an alle Verkehrsteil-
nehmer:  „Die beste Technik 
hilft nichts, wenn die Autofah-
rer ihr Fahrverhalten nicht an 
die Straßen- und Witterungs-
verhältnisse anpassen. Deshalb: 
Planen Sie ausreichend Zeit für 
Ihren Weg ein und ziehen Sie Ih-
rem Fahrzeug Winterreifen auf. 
In Ihrem eigenen Interesse und 
auch zur Sicherheit der anderen 
Verkehrsteilnehmer. Und neh-
men Sie bitte Rücksicht auf un-
sere Einsatzfahrzeuge.“ r
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Martin Stumpf vom Verein „Vier Steine für Afrika“, Oberbürgermeis-
ter Hermann Faul und Landrat Stefan Rößle freuen sich über das 
Schulbauprojekt in Uganda.  Bild: Simon Kapfer, Landratsamt Donau-Ries

zu zehn Teilnehmer verbessern 
dadurch ihre Deutschkenntnisse. 

„ZAM“ steht im fränkischen 
für „zusammen“. Im Rahmen 
von „ZAM“ finden ca. einmal mo-
natlich ein interkultureller Spie-
leabend und ein interkultureller 
Kochabend statt. Es treffen sich 
ca. 20 Personen, um zwangslos 
neue Menschen kennenzulernen, 
sich über Aktuelles, kulturelle Ge-
meinsamkeiten sowie Unterschie-
de auszutauschen und einen ver-
gnüglichen Abend zu verbringen.

Viele Asylsuchende verfügen 
über handwerkliches Geschick, 
können dieses aber derzeit nicht 
anwenden. Das Projekt „ZAM 
Handwerken/Basteln“ bietet hier- 
zu Gelegenheit. Eine erfahrene 
Fachkraft leitet junge Menschen 
an, kreative und handwerkliche 
Fähigkeiten auf- und auszubau-
en. Neben der sinnvollen Frei-
zeitgestaltung steht hier auch ei-
ne Steigerung des Selbstwertge-
fühls im Vordergrund.

Wer in einer neuen Stadt lebt, 
möchte natürlich auch Näheres 
über diese erfahren. Dazu die-
nen die vom Preisträger ange-
botenen Wanderungen sowie 
der „Actionbound“, eine Schnit-
zeljagd mit Handy, bei der jun-
ge Menschen die Stadt Bamberg 
und das Weltkulturerbe besser 
kennenlernen. An diesen Akti-
onen nehmen regelmäßig bis 
zu 20 junge Leute mit und ohne 
Migrationshintergrund teil. 

Ein weiterer fester Bestand-
teil im Angebot ist der einmal mo-
natlich stattfindende interkulturel-
le „Mädelstreff“, der dem gegen-
seitigen Kennenlernen dient. Man 
tauscht sich über aktuelle Themen, 
Fragen und Wünsche aus, bastelt 
und kocht. Mit diesen Aktivitäten 
wird auch ein Beitrag zum Erler-
nen der deutschen Sprache geleis-
tet, da junge Frauen oftmals keinen 
Sprachkurs besuchen. 

Insgesamt hat das Projekt „be 
a friend“ mit seinen diversen 
Angeboten ca. 250 junge Men-
schen, davon 90 junge Zuwan-
derer mit Migrationshintergrund 
erreicht. DK

Ein Projekt macht Schule
Die Stadt Nördlingen wird gemeinsam mit dem Verein  

„Vier Steine für Afrika“ die bereits achte Schule aus Spenden des 
Landkreises Donau-Ries in Afrika errichten

„Wir bauen zehn Schulen für Afrika“ lautet das von Landrat Stefan 
Rößle im Sommer diesen Jahres ausgerufene Ziel, mit dessen Hil-
fe bis 2020 zahlreichen Kindern in den ärmsten Regionen dieser 
Welt geholfen werden soll. Allein aus Spenden von Firmen und 
Privatpersonen finanziert, entstehen nachhaltige Schulbaupro-
jekte, die Bildung, echte Chancen und damit die Möglichkeit sich 
in der Heimat ein Leben aufzubauen, ermöglichen. 

Auch die Große Kreisstadt 
Nördlingen ist dem Aufruf des 
Landrats gefolgt und hat sich 
dazu bereiterklärt mit Hilfe der 
Nördlinger Bürgerinnen und Bür-
ger eine „Nördlingen-Schule“ im 
ostafrikanischen Staat Uganda zu 
errichten. 

Jeder Euro kommt an

„Wie bei allen kommunalen 
Entwicklungshilfeprojekten des 
Landkreises ist auch bei diesem 
sichergestellt, dass jeder gespen-
dete Euro unmittelbar vor Ort an-
kommt und denen Hilft, die un-
sere Unterstützung brauchen“, 
stellte Landrat Stefan Rößle fest. 

Sichergestellt wird die Umset-
zung und Überwachung in Ugan-
da vom Nördlinger Verein „Vier 
Steine für Afrika“. Dieser hat sich 
der Entwicklungshilfe verschrie-
ben und kann bereits auf zahl-
reiche erfolgreiche Projekte in 
Afrika, vom Brunnenbau bis zur 
Errichtung eines Schulzentrums 
samt Internat für junge Mäd-
chen, zurückblicken. 

Die Verwaltungs- und Werbe-
kosten werden vom Verein über-
nommen, um sicherzustellen, 
dass auch wirklich jeder gespen-
dete Euro unmittelbar vor Ort an-
kommt. „Die Nördlingen-Schu-
le wird sich im Grunde aus drei 
Schulgebäuden in den Orten 
Alenga, Idep und Abongokongo 
zusammensetzen und in insge-
samt neun Klassenzimmern vie-
len Kindern den Schulbesuch un-
ter guten Bedingungen ermögli-
chen“,  erklärte Vereinsvorstand 
Martin Stumpf, der das Projekt 
begleitet. 

Weitere Informationen zum 
Verein finden sich unter www. 
4-steine-fuer-afrika.de.

Auch Sie können helfen 

Wenn Sie einen Teil zur Nörd-
lingen-Schule beitragen wollen, 
richten Sie Ihre Spende bitte an 
das unten stehende Konto des 
Vereins. Bei der Angabe Ihrer An-
schrift sind Spendenquittungen 
möglich. „Und selbstverständlich 
sind auch Bürgerinnen und Bür-
ger, die nicht in Nördlingen le-
ben gerne dazu eingeladen in der 
Vorweihnachtszeit etwas Gutes 
zu tun und sich mit einer Spende 
zu beteiligen“, brachte Oberbür-

germeister Hermann Faul seine 
Vorfreude auf das Engagement 
seiner Stadt zum Ausdruck. 
Vier Steine für Afrika, Raiff- 
eisen-Volksbank Ries eG, DE 
37 7206 9329 0000 5268 00
Stichwort „Nördlingen-Schule“ q 

10. Integrationspreis der Regierung von Oberfranken:

Vorbildliche Initiativen
Mit dem oberfränkischen Integrationspreis hat die Regierung auch 
heuer wieder Initiativen ausgezeichnet, die sich dafür einsetzen, 
dass Zuwanderer in der Region Fuß fassen und mit unserer Kul-
tur vertraut gemacht werden. Gemeinsam mit Integrationsstaats-
sekretär Johannes Hintersberger übernahm Regierungspräsiden-
tin Heidrun Piwernetz die Preisverleihung an die  Industrie- und 
Handelskammer zu Coburg, den Förderkreis goolkids e.V., Bam-
berg sowie an Chapeau Claque, Verein für kreative Medien und 
Kulturpädagogik. Das Preisgeld in Höhe von insgesamt 5.000 Euro 
wurde vom Bayerischen Sozialministerium zur Verfügung gestellt.

Bei dem Kombimodell 1+3 der 
Industrie- und Handelskammer 
zu Coburg handelt es sich um 
ein bundesweit einmaliges Pro-
jekt, das es bislang 17 Jugendli-
chen zwischen 17 und 20 Jahren 
aus den Herkunftsländern Syri-
en, Irak und Afghanistan ermög-
licht, eine Ausbildung für Berufe 
in der Metall- und Elektrobran-
che zu absolvieren. Das Beson-
dere ist, dass im Rahmen des Pi-
lotprojektes Spracherwerb und 
Ausbildung nicht wie üblich zeit-
lich versetzt, sondern von An-
fang an parallel erfolgen. Die 
Kombination von beruflicher 
Ausbildung im Betrieb, Theo-
rie in der Berufsschule, zusätzli-
chem Deutschkurs und Zahlung 
einer Ausbildungsvergütung er-
möglicht den Jugendlichen ein 
selbstbestimmtes Leben. Insge-
samt engagieren sich beim Kom-
bimodell 1+3 acht Betriebe. Der 
zweite Jahrgang des Kombimo-
dells 1+3 startete im September 
2017 mit insgesamt 14 Auszubil-
denden.

Die ersten Erfolge sind auch 
schon zu verzeichnen. So hat ein 
Auszubildender aus Syrien den 
obligatorischen Test in der Be-
rufsschule, den auch die einhei-
mischen Lehrlinge absolvieren 
müssen, als einziger Teilnehmer 
mit einem Notendurchschnitt 

von 1,0 bestanden. Dies ist ein 
Beleg für die gute Arbeit die hier 
geleistet wird. Zwischenzeitlich 
liegen der IHK zu Coburg Anfra-
gen von Unternehmen aus dem 
Bundesgebiet sowie von ande-
ren Kammern aus Bremen und 
Frankfurt am Main vor. Ziel ist es, 
die auf Metall- und Elektroberu-
fe begrenzte Pilotphase für wei-
tere Berufsbilder und Branchen 
zu öffnen.

Förderkreis 
goolkids e.V. Bamberg

Sport verbindet Menschen al-
ler Nationen und Religionen und 
fördert den Teamgeist. Der För-
derkreis goolkids e.V. Bamberg 
hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
integrativen Sport zu unterstüt-
zen sowie eigene Angebote zur 
Verfügung zu stellen. Er dient als 
Bindeglied zwischen Sportver-
einen und sportinteressierten 
Asylsuchenden sowie allen an-
deren sozial benachteiligten Kin-
dern und Jugendlichen.

Um Kinder und Jugendliche für 
den Sport zu begeistern, braucht 
es ein nachhaltiges und konti-
nuierliches Sportangebot. In Ko-
operation mit Verbänden, dem 
Schul- und Sportamt der Stadt 
Bamberg, Vereinen, Organisatio-
nen, Universitäten und den Schu-

len werden eigene und damit of-
fene und integrative Sportange-
bote organisiert. Ausgebildete 
Übungsleiter halten daher wö-
chentlich bis zu zehn integrative 
sportliche Veranstaltungen, wie 
z.B. Fußball, Handball, Volleyball, 
Zumba und Lauftreffs ab. Die Re-
sonanz hierauf ist gut, zwischen 
zehn und 40 Jugendliche und Kin-
der nehmen jeweils teil.

Eine Koordinationsstelle ver-
mittelt sportbegeisterte Perso-
nen an die jeweiligen Sportver-
eine. Der Förderverein goolkids 
e.V. geht aktiv auf die Kinder und 
Jugendlichen zu. An zwei Nach-
mittagen in der Woche präsen-
tiert der Verein gemeinsam mit 
der Heidelschule offene Sportan-
gebote. 

Verein Chapeau Claque

Chapeau Claque, der Verein 
für kreative Medien und Kultur-
pädagogik e.V., erhielt den In-
tegrationspreis für das Projekt 
„be a friend“. Dieses Kultur- und 
Bildungsprojekt schafft Begeg-
nungs- und Bildungsräume mit 
und für junge Menschen im Alter 
zwischen 16 und 30 Jahren, ins-
besondere für junge Geflüchtete 
und Asylsuchende.

Neben sozialen Beziehungen 
und Netzwerken werden sprach-
liche, soziale und handwerkliche 
Kompetenzen auf- und ausge-
baut. Damit soll die Integration in 
die Gesellschaft und den Arbeits-
markt erleichtert werden. Die 
Projektangebote sind öffentlich 
auf Facebook ausgeschrieben. 

Zu den wichtigsten Projekten 
zählt u. a. „Die interkulturelle 
Schreibwerkstatt“. Zwei Studen-
tinnen des Lehrfachs „Deutsch als 
zweite Fremdsprache“ an der Uni-
versität Bamberg bieten einmal 
wöchentlich einen dreistündigen 
interaktiven Deutschkurs an. Bis 

Neue Imagekampagne:

„Dahoam im Arberland“
Mit einer neuen Imagekampagne positioniert sich das Arberland 
im Landkreis Regen als Standort mit Zukunftsperspektiven und 
Lebensqualität. „Wir wollen unsere Standortvorteile regional und 
überregional darstellen“, informierte Landrat Michael Adam im 
PresseClub München. Zudem sollen das Selbstbewusstsein der 
Region und der Stolz auf die eigene Heimat gestärkt werden. 

Wie Herbert Unnasch, Ge-
schäftsführer der Kreisentwick-
lungsgesellschaft Arberland RE-
Gio GmbH betonte, sei es seit 
deren Gründung im Jahr 2014 
„unser Ziel, den Landkreis Re-
gen als attraktiven Arbeits- und 
Lebensraum zu etablieren und 
weiterzuentwickeln – alles unter 
der einheitlichen Wort-Bildmar-
ke Arberland“. 

Im Zentrum steht die Kommuni-
kation der Alleinstellungsmerkma-
le und Standortvorteile des Baye-
rischen Waldes, wie Regionalma-
nager Stephan Lang berichtete. 
Als erfolgreicher Wirtschaftsraum 
bietet das Arberland einen vielfäl-
tigen Branchenmix aus Handwerk, 
Technologie, Gesundheit und 
Tourismus mit zahlreichen Welt-
marktführern und „Hidden Cham-
pions“ – beispielsweise in den Be-
reichen Optik, Elektronik und Ma-
schinenbau. 

Der Landkreis Regen ist in Ost-
bayern mit 1.442 Unternehmen 
aber auch die Region mit der 
größten Handwerksbetriebsdich-
te. Gründer und Bestandsunter-
nehmen profitieren hier von der 
staatlichen Höchstförderung bei 
Unternehmensinvestitionen und 
Ausbaumaßnahmen im Breit-
bandnetz. 

Es sind aber nicht nur die er-
folgreichen Unternehmen und 
aussichtsreichen Jobchancen, die 
den Standort auszeichnen. Im Ar-
berland beginnt die Lebensquali-
tät vor der Haustür. Der Landkreis 

Regen als wichtigste Urlaubsdes-
tination des Bayerischen Waldes 
und Vier-Jahreszeiten-Region mit 
2,7 Millionen Übernachtungen 
pro Jahr lässt in Sachen Naturer-
lebnis, Kulinarik, Kultur- und Frei-
zeitmöglichkeiten keine Wünsche 
offen. 

Ein Ort zum Bleiben

Ein wichtiger Standortvor-
teil sind besonders auch die op-
timalen Bedingungen für Fami-
lien. Baugrundstücke ab 50 Eu-
ro pro Quadratmeter eröffnen z. 
B. ideale Entfaltungsmöglichkei-
ten in einer einzigartigen Natur-
landschaft mit einem hochwer-
tigen Bildungsangebot, der Nähe 
zu sechs Hochschulen und einer 
patientennahen Gesundheitsver-
sorgung.

„Das Arberland ist ein Ort zum 
Zurückkommen, Ankommen und 
Bleiben“, bilanzierte Stephan 
Lang. Dies solle besonders auch 
nach außen kommuniziert wer-
den. Zielgruppe der neuen, vom 
bayerischen Finanzministerium 
geförderten Kampagne, seien po-
tenzielle Rückkehrer aus dem Bal-
lungsraum, Hochschulabsolven-
ten, Fachkräfte und Gründer, aber 
auch Familien und Einpendler aus 
den benachbarten Landkreisen.

Die angesprochenen Zielgrup-
pen können sich nunmehr on-
line oder via Social Media über 
die Vorzüge des Arberlandes in-
formieren. Neben der klassi-

schen Plakatwerbung werden 
die selbstbewussten Kampag-
nenmotive unter anderem auch 
in der Münchner U-Bahn, auf 
Buswerbung in Regensburg, im 
Regionalbusverkehr Ostbayern 
oder in Form eines Imagespots 
in vier regionalen Kinos zu fin-
den sein. DK

Regionalentwicklung Stauden (RES):

Neue Führungsmannschaft 
Stauden/Fischach | Auch im 21. Jahr ihres Bestehens will die Re-
gionalentwicklung Stauden (RES) selbstbewusst Flagge zeigen 
und die Stauden weiterhin mit breit gefächerten Angeboten und 
Aktionen als attraktive Naherholungsregion im Naturpark Augs-
burg Westliche Wälder positionieren. 

Bei der Mitgliederversamm-
lung im Rathaus Fischach gab es 
jetzt ein klares, einstimmiges Vo-
tum der zwölf Mitgliedsgemein-
den, die erfolgreiche Arbeit der 
Interessensgemeinschaft fortzu-
führen. Der für weitere drei Jah-
re in seinem Amt bestätigte Vor-
sitzende der RES, Fischachs Bür-
germeister Peter Ziegelmeier, 
appellierte an seine Kollegen, 
die Vorstandschaft auch zu for-
dern und Projektvorschläge ein-
zubringen. „Wir wollen künftig 
noch mehr gestalten und weni-
ger verwalten“, gab Ziegelmeier 
die Marschrichtung vor. „Dabei 
sind wir aber auf aktive Mitwir-
kung und auf Projektvorschläge 
aus den Mitgliedsgemeinden an-
gewiesen!“ 

Flagge zeigen

Ein solides finanzielles Polster 
für kommende Vorhaben ist vor-
handen. „Bringen wir gemeinsam 
unsere Heimatregion weiter vor- 
an und wuchern wir mit unse-
ren landschaftlichen Pfunden!“ 
Als Keimzelle und heutiger „Teil-
menge“ der geografisch weiter 
gefassten Regionalentwicklung 
Augsburger Land (ReAL) West 
möchten die Stauden auch künf-
tig ihre Eigenständigkeit bewah-
ren und mit eigenen Projekten – 
von touristischen Angeboten bis 
zum Kulturpreis „Staudenähre“ – 
punkten. 

Wie vielfältig dies in den zu-
rück liegenden zwei Jahrzehnten 
gelungen ist, das hat die RES in ei-
nem reich bebilderten Jubiläums-
magazin dokumentiert. 

Jetzt richten die Stauden-Ak-
teure ihren Blick wieder nach 

vorne. Mit einer neu aufgestell-
ten Führungsriege geht es in die 
kommenden drei Jahre. Wäh-
rend Peter Wachler, der Bürger-
meister von Markt Wald (Land-
kreis Unterallgäu), im Amt des 
stellvertretenden RES-Vorsitzen-
den bestätigt wurde, übernimmt 
Josef Böck (Bürgermeister von 
Langenneufnach) die Funktion 
des weiteren Stellvertreters von 
Claudia Schuster.

Die frühere Rathauschefin von 
Gessertshausen wurde einstim-
mig zur neuen Geschäftsführerin 
der RES bestimmt. Ihre Vorgän-
gerin Renate Meier – sie hatte die 
Geschäfte in den vergangenen 
sechs Jahren mit viel Engagement 
und Herzblut geführt – wech- 
selt als Nachfolgerin von Maschi-
nenring-Geschäftsführer Joachim 
Weldishofer auf den Posten der 
Schatzmeisterin. 

Neuer Schriftführer ist An-
ton Böck (Langenneufnach), der 
Sprecher des RES-Arbeitskrei-
ses Kultur, der in diesem Amt sei-
nen Namenskollegen Josef Böck 
beerbt. Neu geschaffen wurde 
der Posten eines Beisitzers, der 
von Rudolf Linderl (Wollmetsho-
fen) bekleidet wird. Kassenprü-
fer sind weiterhin Mittelneuf-
nachs Altbürgermeister Franz Xa-
ver Meitinger und Robert Sturm, 
der Rathauschef von Ettringen im 
Unterallgäu.

Neben dem Großprojekt Stau-
denbahn-Reaktivierung, das die 
Regionalentwicklung weiterhin 
ganz eng und engagiert beglei-
tet, stehen heuer die Überarbei-
tung des RES-Internetauftritts 
und ein Verzeichnis aller E-Bi-
ke-Ladestationen im Staudenge-
biet auf der Agenda. wkl
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„Das ist doch wohl nicht 
zu glauben: Die Bundestags-
wahl ist bald zweieinhalb 
Monate her und keiner will 
uns regieren. Sind wir als 
Volk so zickig? Haben wir als 
Land so wenige Probleme? 
Ist die Nation nicht wich-
tiger, als das dumme Ge-
schwätz von gestern?“ Mein 
Chef, der Bürgermeister, ist 
entnervt vom Geziere und 
Gezerre um die Regierungs-
bildung. 

Ich denke, so müssen sich Waisenkinder frü-
her an den Tagen gefühlt haben, als potentiel-
le Adoptiveltern kamen, um sich eines auszu-
suchen. Man macht sich fein, zeigt wirtschaft-
liche Muskeln, die sich sehen lassen können, 
übt sich in sozialer Ausgewogenheit und Balan-
ce, zahlt Steuern, dass die Schwarte kracht und 
die Staatskassen geradezu geflutet werden, 
steigt nach einer neuesten internationalen Stu-
die zum weltweit beliebtesten Land auf. Dann 

betrachten uns die Aspiranten und es stellt sich 
raus: Keiner mag uns.

Halt, das ist nicht so ganz richtig. Ein erfah-
renes Geschwisterpaar, die Angela und der 
Horst, die wollen uns regieren und haben auch 
schon bewiesen, dass sie es können. Auch die 
Karin und der Cem möchten sich mal am Re-
gieren versuchen, damit die Luft und das Klima 
besser werden. Aber dann wird’s finster. Ei-
nen älteren Herrn mit Dackelkrawatte und ei-
ne leicht zu empörende, streng dreinblickende 
Frau wollen wir nicht in der Regierung, eben-
so wenig wie die Konkursverwalter der dritten 
Internationale. 

Wen wir uns sehr gut vorstellen könnten, 
wäre ein junger, agiler Mann mit einer Reihe 
frischer Ideen, der unserem an der ein oder 
anderen Stelle doch sehr dröge, kommod und 
strukturbewahrend gewordenen Land viel-
leicht den ein oder anderen heilsamen und 
erfrischenden Tritt geben könnte. Aber der 
kommt vor lauter Hedonismus und Verant-
wortungsscheu nicht in die Puschen, weil er 
Kompromisse nicht als Teil des politischen 
Spiels, sondern als apokalyptische Reiter ge-
gen seine Partei sieht. Schade. Zur Not wür-
den wir uns auch von einem mürrischen Zau-
selbart regieren lassen, der seine Botschaften 

in einem unverwechselbaren 
ripuarischen Singsang unters 
Volk bringt. Leider sind er 
und seine Partei durch ge-
habte Dreierbeziehungen 
so verstört und traumati-
siert, dass sich sein Wort-
schatz lange auf die Begriffe 
„Opposition“ und „nie wie-
der GroKo“ verengt hat. Nur 
langsam gelingt es unserem 
Bundespräsidenten ihm zu 
vermitteln, dass eine Dreier-
koalition, deren Partner es 

mit Mühe auf über 50 Prozent der Stimmen 
bringen, nichts mehr mit „groß“ zu tun hat.

Wie dem auch sei: Als Deutsche bin ich der 
Meinung, ich habe ein Recht darauf, regiert 
zu werden. Ich will Entscheidungen in der Fra-
ge digitaler Infrastruktur, damit Deutschland 
kein Schwellenland wird. Ich will eine hand-
lungsfähige Regierung, die in Europa und der 
Welt ernst genommen wird, denn da draußen 
warten herausragende Probleme, von Bre-
xit über Migration bis Nordkorea. Ich will ei-
ne Regierung, die den wirtschaftlichen Groß-
angriff durch die amerikanische Steuerreform 
begreift und dafür sorgt, dass unsere Volks-
wirtschaft auch noch in fünf oder zehn Jahren 
wettbewerbsfähig ist. Und ich will sie, solange 
noch Schnee liegt und nichts erst an Ostern.

Deutschland ist im Übrigen viel zu groß, zu 
komplex und hat viel zu viel Verantwortung in 
der Welt, als dass es durch eine Minderheits-
regierung geführt werden könnte. Das mag in 
kleineren Ländern funktionieren, aber man 
stelle sich mal vor, die Kanzlerin sitzt im Rah-
men von G 7 oder G 20 und überlegt, mit wel-
cher Oppositionspartei sie wohl ein soeben 
verabredetes, global wichtiges Programm um-
setzen könnte. Absurd.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist auch der 
Meinung, dass man in der Politik nicht immer 
nur fragen kann: Was will ich? Politiker werden 
in einer repräsentativen Demokratie gewählt, 
um zu fragen „Was ist zu tun?“ und über die-
se Frage zum „Was muss ich tun?“ zu kommen. 
Das nennt man Verantwortung. Ich twittere 
ihm mal einen Klassiker der ironischen Ausei-
nandersetzung mit Unstimmigkeiten zwischen 
Regierten und Regierenden. Er stammt von 
Berthold Brecht: „Das Volk hat das Vertrau-
en der Regierung verscherzt. Wäre es da nicht 
doch einfacher, die Regierung löste das Volk 
auf und wählte ein anderes?“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Gezerre um die 
 Regierungsbildung 

Klimagipfel der  
Klimaschutzmanager des Oberlands
Die 23. UN-Weltklimakonferenz in Bonn wurde mit dem deutli-
chen Signal beendet: Klimaschutz muss von unten beginnen, bei 
den Bürgerinnen und Bürgern, in den Kommunen. Die Landkrei-
se der Planungsregion 17 haben sich mit dem Beitritt zur Energie-
wende Oberland ein ehrgeiziges Ziel gesetzt: Die Unabhängigkeit 
von fossilen Energieträgern bis 2035. Deshalb ist es von großer 
Bedeutung, dass die Region Oberland im Klimaschutz an einem 
Strang zieht und zusammenarbeitet. 

Aus diesem Grund trafen sich 
alle Klimaschutzmanager und Kli-
maschutzbeauftragten der vier 
Landkreise und deren Kommu-
nen zu einem Klimagipfel auf Um-
weltforschungsstation Schnee-
fernerhaus, weil hier der Klima-
wandel am deutlichsten zu sehen 
und zu messen ist.

Auf der Forschungsstation ar-
beiten ständig über 10 Wissen-
schaftsteams im Bereich regiona-
ler und globaler Klimaforschung. 
Sie gaben den Besuchern exklu-
sive Ein- und Ausblicke ihrer Er-
gebnisse für das regionale Klima 
im Oberland. Zum Beispiel dass 
der Temperaturanstieg in den 
Bergregionen extremer ausfal-
len wird als in flacheren Regio-
nen Bayerns. In den Bayerischen 

Alpen ist mancherorts beispiels-
weise bereits ein jährlicher Tem-
peraturanstieg um 0,3 °C mess-
bar (Blaueisgletscher Berchtes-
gaden).

Exklusive Einblicke 

Die jährlichen Niederschläge 
werden in den Wintermonaten 
zunehmen und in den Sommer-
monaten ist mit häufigeren Stark- 
regenereignissen zu rechnen.

Wie und wo die Daten für die 
Forschungsergebnisse erhoben 
werden, konnten die Besucher 
bspw. eindrucksvoll im Kamm- 
stollen erfahren – ursprünglich 
ein Verbindungsstollen zwischen 
der Tiroler Bergstation und dem 
Schneefernerhaus – wo seit vie-

len Jahren der Permafrost (dau-
erhaft gefrorener Boden/Gestein) 
im Zugspitzmassiv gemessen und 
untersucht wird). 

Bei der Messung der Luft, wo  
z. B. CO2, Chemikalien und Radio- 
aktivität erfasst werden, kommt 
es auf  höchste Präzision und Rein-
heit der Luft an, deshalb gilt Rauch-
verbot im gesamten Haus und es 
gibt keine Verbrennungsmotoren. 
Deshalb läuft z. B. die Schneefräse 
im Akkubetrieb. 

Vor allem die Entwicklungen 
und Prognosen der CO2-Konzen-
tration, Methan, Feinstaubwer-
te und Luftfeuchtigkeit spielen für 
die Arbeit der Klimabeauftragten 
eine entscheidende Rolle, denn sie 
bestimmen maßgeblich wie sich 
das Klima verändern wird. 

In diesem Bereich wollen die Kli-
maforscher und die Klimaschutz-
manager in Zukunft noch näher zu-
sammenarbeiten. Regelmäßig soll 
ein gegenseitiger Austausch der 
Forschungsergebnisse sowie der 
einzelnen Klimaschutzmaßnah-
men in der Region stattfinden. Al-
so eine stärkere Zusammenarbeit 
zwischen Forschung und Praxis.

Auch das Schneefernerhaus will 
in den nächsten Jahren versuchen, 
CO2-neutral zu werden, derzeit 
wird dazu eine Machbarkeitsstu-
die mit der TUM im Rahmen einer 
Masterarbeit erstellt.

Ein zentraler Anlass für das 
Treffen der Klimaschutzmana-
ger war der Austausch und die in-
tensive Abstimmung der anste-
henden Klimaschutz-Projekte im 
Oberland. Hier wird immer deutli-
cher, dass es auf gemeinsames und 
landkreisübergreifendes Teamwork  
ankommt. Der geplante „Klima- 
frühling Oberland“ (20.02.2018 
bis 09.03.2018) ist eines der bes-
ten Beispiele dafür. Er ist eine 
landkreisübergreifende Veranstal-
tungsplattform, mit der über drei 
Wochen hinweg das Engagement 
von Kommunen, Unternehmen, 
Vereinen sowie Bürgerinnen und 
Bürgern im Klimaschutz eine Bühne 
geboten wird. 

Auch der Bereich Mobilität muss 
über die gesamte Region gedacht 
werden. So werden gemeinsame 
Aktionen im Bereich E-Mobilität 
geplant und z.B. wird die Aktion 
Stadtradeln 2018 zeitgleich in der 
gesamten Region veranstaltet. 
Im Oberland startet nun ein star-
kes Klimaschutznetzwerk mit ge-
meinsamen Zielen und Projekten 
ins Jahr 2018. q

Von links: Dr. Inga Beck (Öffentlichkeitsarbeit, Umweltforschungs-
station Schneefernerhaus), Veronika Halmbacher (Klimaschutz-
managerin, Landkreis Miesbach), Andreas Süß (Klimaschutzbeauf-
tragter, Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen), Ellen Esser (Energie-
wende Oberland, Penzberg), Eva Kiel (Klimaschutzmanagerin, Stadt 
Wolfratshausen). q

Kulturpreisverleihung des 
Bezirks Niederbayern

Mainkofen. Zum zweiten Mal wurde der Kulturpreis des Bezirks 
Niederbayern für beispielhaftes Engagement auf kulturellem Ge-
biet vergeben. Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich überreichte 
den mit 6.000 Euro dotierten Preis im Rahmen eines Festakts im 
Bezirksklinikum Mainkofen an Sepp Obermeier aus Gossersdorf 
(Landkreis Straubing-Bogen). Obermeier setzt sich seit vielen Jah-
ren für den Erhalt der bairischen Dialekte ein.

„Der Kulturpreis des Bezirks 
Niederbayern richtet sich nicht 
nur an die klassischen Kunstdiszi-
plinen, sondern ganz bewusst an 
Begründer und Träger innovati-
ver Traditionspflege und regiona-
ler Kulturarbeit.“, so Bezirkstags-
präsident Dr. Heinrich in seiner 
Begrüßungsrede. „Sepp Ober-
meier macht sich für den Erhalt 
der Dialekte stark – ganz beson-

ders auch für die Dialekte in Nie-
derbayern.“

Im Jahr 1999 engagierte sich 
Obermeier erstmals als Mitglied 
im Förderverein Bairische Spra-
che und Dialekte e. V. für den 
Erhalt der bairischen Mundar-
ten. Als Regionalvorsitzender für 
Niederbayern und die Oberpfalz 
entwickelte er eine neue „Über-
lebensstrategie“ für die Mundar-

ten: Zum einen sah er im vorschu-
lischen Bereich eine dialekterhal-
tende Schlüsselfunktion. Daher be-
treibt er seit 2003 altbayernweit 
mit Vortragsveranstaltungen Auf-
klärungsarbeit in Kindergärten. Das 
Pilotprojekt „Bairisch als Integrati-
onsfaktor im Kindergarten St. Ma-
rienheim in Denkendorf“ und die 
Aufwertung der „Wienerischen 
Sprachinsel“ seines Nachbarortes 
Rattenberg erzeugten ein vielfaches 
mediales Echo in den Printmedien 
und im Bayerischen Fernsehen.

Des Weiteren erkannte er, dass 
bestehende Maßnahmen den Dia-
lektverfall bisher nicht verhindern 
konnten. Obermeier schuf deshalb 
den Dialektpreis „Die Bairische 
Sprachwurzel“ mit dem folgenden 
Vergabekriterium: „Prominente, 
die mit Vorbildcharakter und Mul-
tiplikationseffekt einen Tabubruch 
begehen und in der Öffentlichkeit 
auch bei offiziellen Anlässen Dia-
lekt sprechen“. 

Auch bei der Preisverleihung 
„Die Bairische Sprachwurzel“ 
wird Dialekt gesprochen. Zur 
Kulturpreisverleihung hielt Be-
zirksheimatpfleger Dr. Max See-
felder nun seine Laudatio eben-
falls in bairischer Mundart. Aller-
dings hatte er ein ungewöhnli-
ches Format für seine Ansprache 
gewählt – als Gstanzl, begleitet 
von den Tafernmusikanten aus 
Straubing. q 

Kommunen für Europa: 

Rat der Metropolregion Nürnberg 
tagte erstmals in Prag 

ge Verständigung. Es gibt 37 Städ-
tepartnerschaften zwischen Kom-
munen der Metropolregion Nürn-
berg und der Tschechischen Re-
publik, davon alleine drei mit der 
Stadt Prag, bzw. mit Stadtteilen 
von Prag – mit Nürnberg, Bamberg 
und Bayreuth.“ 

Deutlich wurden auch die Her-
ausforderungen der Zusammenar-
beit im politischen Bereich: Rund 
2.000 Gemeinden in Bayern ste-
hen über 6.000 Gemeinden in 
der flächenmäßig vergleichbaren 
Tschechischen Republik gegen-
über. Das Gebiet der Metropolre-
gion würde im Nachbarland fast 
die Hälfte des Landes abdecken. 
Interkommunale Kooperationen 
oder gar freiwillige Zusammen-
schlüsse wie die Metropolregion 
Nürnberg gibt es in Tschechien bis-
her nicht. Dennoch ist das Interes-
se an grenzüberschreitenden Ko-
operationen groß: Ing. Josef Janu 
vom Rat für regionale Entwicklung 
des Bezirks Karlsbad unterstrich 
die engen Beziehungen seiner Re-
gion zur Metropolregion Nürn-
berg: „Die Region Karlsbad grenzt 
unmittelbar an die Metropolregi-
on Nürnberg und es besteht gro-
ßes Interesse an gemeinsamen 

Die Ratsmitglieder der Metropolregion Nürnberg sind erstmals 
in der tschechischen Hauptstadt Prag zusammengekommen. Die 
Oberbürgermeister, Bürgermeister und Landräte trafen sich in der 
Repräsentanz des Freistaats Bayern. 

Der Rat der Metropolregion un-
terstreicht damit, wie wichtig ihm 
die Fortentwicklung der grenz- 
überschreitenden Zusammenar-
beit mit den tschechischen Part-
nern ist. Dazu der Ratsvorsitzende 
Andreas Starke, Oberbürgermeis-
ter der Stadt Bamberg: „Schon in 
der Bad Windsheimer Erklärung 
von 2007, einem wichtigen Stra-
tegiepapier der Metropolregion 
Nürnberg, ist die Zusammenarbeit 
mit Tschechien als Handlungsfeld 
benannt. Herausragend war in die-
sem Zusammenhang das Begleit-
programm zur Bayerisch-Tschechi-
schen Landesausstellung zu Kaiser 
Karl IV. im Jahr 2016, bei der wir mit 
über 400 Veranstaltungen die Gol-
dene Straße zwischen Nürnberg 
und Prag mit Leben gefüllt haben. 
Die Ratssitzung in der bayerischen 
Repräsentanz bietet einmal mehr 
eine gute Gelegenheit, mit unse-
ren tschechischen Partnern zusam-
menzukommen. Besonders freut 
mich dieser Tagungsort, da Prag 1 
bereits seit 1992 Partnerstadt der 
Stadt Bamberg ist.“ 

Ing. Oldrich Lomecky, Bürger-
meister von Prag 1, dazu: „Städ-
tepartnerschaften sind eine sehr 
gute Plattform für die gegenseiti-

Aktivitten. Als Beispiel sei das Lob-
bying für die Elektrifizierung des 
deutschen Teils der Schienen-
verbindung Nürnberg-Bayreuth/ 
Cheb-Prag genannt.“ 

Die Schienenanbindung wur-
de als besonders brisantes The-
ma diskutiert. Die Elektrifizierung 
der Strecke Nürnberg-Marktred-
witz ist bereits seit einiger Zeit mit 
vordringlichem Bedarf im Bun- 
desverkehrswegeplan eingeord-
net. Quasi über Nacht wurde die 
„Metropolenbahn“ – die Strecke 
Nürnberg-Schwandorf – von Bun-
desminister Dobrindt per Ministe-
rentscheid in den vordringlichen 
Bedarf aufgenommen und hat da-
mit eine Konkurrenz beider Stre-
cken angefacht. Für dieses und an-
dere Verkehrsanliegen wird sich 
die Metropolregion im Bundesver-
kehrsministerium einsetzen. Die 
Anbindung nach Tschechien ist ein 
zentraler Aspekt für das EU-Gate-
way Metropolregion Nürnberg. 

Dr. Birgit Seelbinder, Sprecherin 
für Europa der Metropolregion, 
ergänzte: „Mich freut es, dass nun 
auch in den Bereichen „Kultur“ 
und „Messewesen/Tourismus“ ei-
ne konkrete Zusammenarbeit zwi-
schen der Metropolregion Nürn-
berg und dem Bezirk Karlsbad 
angedacht ist. So wollen der Be-
zirk Karlsbad und die Stadt Eger 
sich wieder an der Freizeitmesse 
2018 in Nürnberg beteiligen. q

Erweiterungsarbeiten am RMD-Mainkraftwerk Rothenfels auf der 
Zielgeraden: Vor kurzem wurde mit Hilfe eines Schubboot-Pon-
ton-Verbandes der Reederei Domarin die letzte Spundbohle im 
Oberwasserbereich gezogen. Sie gehörte zum sogenannten Fan-
gedamm, der die Baugrube für den Turbinenzulauf zum Main hin 
seit rund zwei Jahren abdichtete. Knapp zwei Monate dauerten die 
Arbeiten zum Rückbau der Sicherheitseinrichtungen und Abdichtun-
gen für die Baugrube im Oberwasser- und Unterwasserbereich.
 Bild: Jan Kiver, Rhein-Main-Donau AG 
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Vorschau auf GZ 24
In unserer Ausgabe Nr. 24, die am 21. Dezember 2017 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• EDV · IT · Breitband · Kommunikationstechnologien
• Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
• Kommunalfinanzen
• Kommunale Baupolitik
• Kommunale Repräsentation

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt der Wandkalender der Bayerischen  
GemeindeZeitung für das Jahr 2018 bei. Sollten Sie weitere 
Exemplare benötigen, lassen Sie es uns wissen.  r

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß  90427 Nürnberg

www.pp-service.com

L I E F E R A N T E N  N A C H W E I SGZ

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.930713

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.930710

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Gebäudedienstleistungen

SchachtAusrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

Fahnenmaste + Fahnen

Abzeichen

Fahnenmaste + Fahnen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung
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Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Energiedienstleistung

Absperrpfosten

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Weihnachtsbeleuchtung

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

Bau

Walter Krenzer GmbH & Co KG • Industriestraße 26 • 35684 Dillenburg (Frohnhausen)
Tel.: 0 2771/3208-0 • E-Mail: info@krenzer-sitzmoebel.de • www.krenzer-sitzmoebel.de

Das Krenzer-Modularsystem

... clevere Raumkonzepte

Fordern Sie u
nsere neuen

Verkaufsunter
lagen an!

Sitzmöbelhersteller
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IHK, Handwerkskammer und Bezirk Schwaben:

Gemeinsam für eine 
inklusive Arbeitswelt

Augsburg (pm). Die schwäbische Wirtschaft boomt, die Auftrags-
lage ist gut. Aber obwohl Industrie und Handwerk aktiv um Mitar-
beiter werben, profitiert eine Gruppe nur zögerlich von der guten 
Konjunktur: Menschen mit Behinderung im erwerbsfähigen Alter. 
Auf das Potential, das hier brachliegt, sollte nun der Fachtag „Inklu-
sive Arbeitswelt Schwaben“ aufmerksam machen. Mit Erfolg: Die 
erste gemeinsame Veranstaltung von Industrie- und Handelskam-
mer, Handwerkskammer und Bezirk Schwaben zu diesem Thema 
erlebte mit rund 150 Teilnehmern einen überaus hohen Zuspruch. 

Das Interesse in der Wirtschaft ist 
rege, zumal das Bundesteilhabege-
setz, das am 1. 1. 2018 in Kraft tritt, 
mit einem „Budget für Arbeit“ über 
die bestehenden Leistungen hinaus 
noch bessere Anreize für Arbeitge-
ber schafft, Menschen mit Behin-
derung zu beschäftigen. Schwer-
behinderte Menschen – nach An-
gaben der Bundesanstalt für Ar-
beit 7,6 Millionen in Deutschland, 
davon 3,3 Millionen im erwerbsfä-
higen Alter - sind in höherem Ma-
ße von Arbeitslosigkeit betroffen 
als nichtbehinderte Menschen. 
„Warum wird es von uns als nor-
mal empfunden, dass Behinderte 

schwieriger Arbeit finden?“, diese 
Frage stellte Dr. Michael Grandel, 
Vizepräsident der IHK-Regional-
versammlung Augsburg-Stadt, bei 
der Eröffnung des Fachtages in den 
Raum. Und benannte selbst einige 
der gängigen Vorurteile: Es werde 
angenommen, Menschen mit Be-
hinderung seien nicht leistungs-
fähig, weniger qualifiziert oder es 
gebe keine geeigneten Stellen für  
sie – alles Fehlannahmen, die im 
Laufe des Fachtages ausgeräumt 
wurden.

Bei der HWK für Schwaben sind 
Inklusion und Teilhabe bereits seit 
2001 fest verankert, betonte Prä-

sident Hans-Peter Rauch, „als ers-
te Kammer in Süddeutschland ha-
ben wir mit Claudia Bröll-Ostler ei-
ne Fachberaterin eingestellt, die 
sich ausschließlich darum küm-
mert.“ Über 2.000 Kontakte sei-
en in dieser Zeit zustande gekom-
men, in den meisten Fällen habe 
man maßgeschneiderte Lösungen 
für den jeweiligen Betrieb und den 
behinderten Arbeitnehmer finden 
können. „Erfolgreiche Inklusion 
braucht Unternehmer, die das un-
terstützen – im Handwerk haben 
wir diese“, so Rauch, der die anwe-
senden Vertreter der freien Wirt-
schaft zur Nachahmung aufrief: 

„Gehen Sie mit guten Beispiel vo-
ran: Es wird sich wirtschaftlich und 
sozial lohnen!“

Wie bedeutsam die Vernetzung 
aller Akteure ist, betonte Bezirk-
stagspräsident Jürgen Reichert, 
auf dessen Initiative der Fach-
tag zustande kam: „Arbeitslosig-
keit bei Menschen mit Behinde-
rung bringt oft weitere gravieren-
de Folgen mit sich, beispielswei-
se Einsamkeit, Depression, auch 
Suchtgefahr – dann ist der Be-
zirk Schwaben als Träger der Ein-
gliederungshilfe besonders ge-
fragt“, führte Reichert aus. Gäbe 
man dagegen den Betroffenen auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt ei-
ne Chance, so seien dies in der Re-

gel hochmotivierte und loyale Ar-
beitnehmer: „Davon haben alle ei-
nen Gewinn.“

Die Aussagen der Reden wurden 
durch Praxisbeispiele eindrucks-
voll bestätigt. So beschäftigt die 
Firma Arndt GmbH und C. KG aus 
Erkheim (Landkreis Unterallgäu) 
seit zwei Jahren einen jungen Mit-
arbeiter mit einer geistigen Behin-
derung in ihrem Lager. „Florian Jilek 
ist immer da, zuverlässig und hoch-
motiviert, weil er einfach glücklich 
ist, dass er bei uns eine Chance be-
kam“, erzählt Eva Baur, die für den 
Innendienst und das Personal zu-
ständig ist. Vermittelt wurde er 

über das Projekt „integra Mensch“ 
und konnte sich aus der Werkstatt 
heraus in dem Betrieb erproben. 

Für Georg Söffner, Geschäfts-
führer bei Blitzschutz Däumling in 
Nördlingen, war die Fachkompe-
tenz, die ein behinderter Mitarbei-
ter mitbrachte, ein Erfolgsfaktor 
für den handwerklichen Betrieb: 
„Ich konnte mir in dem damals 
kleinen Unternehmen schlicht-
weg kein qualifiziertes Fachperso-
nal leisten; und da war aber die-
ser Bekannte, ein Elektroingeni-
eur, den ein Schlaganfall aus dem 
Berufsleben gerissen hatte“, er-
zählt Söffner. Mithilfe der Unter-
stützung von Handwerkskammer, 
dem Integrationsamt und weite-

ren Beteiligten konnte man ihn an-
stellen, „aus diesem Anfang ent-
stand eine eigene Abteilung.“ 

Auch bei einem großen Unter-
nehmen wie der WashTec AG in 
Augsburg, das weltweit agiert, 
gehört Inklusion ganz selbstver-
ständlich zur Unternehmenskul-
tur. „Wir sprechen allerdings nicht 
von Mitarbeitern mit Behinde-
rung, sondern von Mitarbeitern 
mit Besonderheiten – und die hat 
schließlich jeder von uns“, führte 
Karoline Kalb, Vorstand HR & In-
vestor Relations, aus. 

„Ein Handicap sagt nichts aus 
über die Leistungsfähigkeit eines 
Menschen, wenn er einen kon-
kreten Arbeitsplatz hat“, betont 
Andrea Seeger, Geschäftsführerin 
der ACCESS gGmbH in Nürnberg. 
Die Einrichtung, selbst aus der Be-
troffenenszene entstanden, ver-
mittelt mit großem Erfolg Men-
schen mit Behinderung auf den ers-
ten Arbeitsmarkt. Wichtig seien da-
für individuelle Konzepte, eine gute 
Begleitung am Arbeitsplatz, auch 
die Möglichkeit zur kostenfreien 
Arbeitserprobung, um das Risiko 
für den Arbeitgeber zu minimieren. 
Und man müsse den Unterneh-
men vermitteln, welche Vorteile 
sie hätten: Nicht nur Lohnkosten-
zuschüsse, sondern beispielsweise 
die Entlastung des Fachpersonals 
von bestimmten Aufgaben, die ein 
Mensch mit Behinderung überneh-

men könnte, die soziale Bereiche-
rung, aber auch die positive Außen-
wirksamkeit.

Das Beispiel einer Branche, in der 
händeringend nach Personal ge-
sucht wird, nannte Professor Dr. 
Michael Krupp von der Hochschu-
le Augsburg (Logistik und Supply 
Chain Management). Etwa 83.000 
Stellen blieben im ersten Quartal 
2017 bundesweit in der Verkehrs- 
und Lagereibranche unbesetzt. „Lo- 
gistische Prozesse lassen sich nur 
schwer automatisieren, hier braucht 
man angelernte Hilfskräfte“. Geför-
dert durch Bundesmittel und mit 
Unterstützung zahlreicher Koope-
rationspartner wird an der Hoch-
schule derzeit die Bildsprache „Lo-
giPICS“ entwickelt, durch die Mit-
arbeiter mit sprachlichen Barrieren 
schneller in Arbeitsprozesse inte-
griert werden können. Etwas, das 
künftig auch Menschen wie Flo- 
rian Jilek eine wertvolle Hilfestellung 
sein kann – denn Schwaben ist einer 
der „Hot Spots“ der Logistikbranche.

Die Organisatoren, die auch An-
sprechpartner für interessierte Ar-
beitgeber sind – Stefan Dörle vom 
Bezirk Schwaben, Andrea Gärtner 
bei der IHK Schwaben und Claudia 
Bröll-Ostler, Handwerkskammer 
Schwaben – werden am Ball blei-
ben: Beispielsweise durch die Ver-
mittlung von Praktika, durch regio-
nale Informationsveranstaltungen 
oder auch eine Internetbörse. q
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Wasser: Ökonomie 
vs. Gemeinwohl?
| Augsburg
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11. Bayerisches 
EnergieForum

sparkasse.de

Nähe
ist einfach.
Weil man die Sparkasse immer und über-
all erreicht. Von zu Hause, mobil und in 
der Filiale.

200 Megabit pro Sekunde:

unendlich schnell. www.amplus.ag
Ihren Ansprechpartner vor Ort erreichen Sie unter kommune@amplus.ag

Glasfaser in jedes Haus.

Ihr Ansprechpartner
für Elektromobilität

www.e-wald.eu

Technologiecampus 1 - 94244 Teisnach
09923 / 8045 310

Auch auf dem Land mit Highspeed 
im Internet unterwegs. 

 ein 
neuer 
  Heimvorteil

breitbandausbau@m-net.de

Zeit für kommunales 
Engagement

www.engagement-global.de

www.service-eine-welt.de

mit ihrer

Erdgas // Bio-Erdgas
Strom // Bio-Strom
Geld sparen, Klima schonen – 
unser Mix macht’s möglich

www.erdgas-schwaben.de

Der stärkste
Energiemix

www.rku-it.de

IT. NEU ERLEBEN – 
mit Ihrem IT-Dienstleister für 
Utilities, Public & Transport. Bauen mit Holz  

langlebig, klimagerecht, schön
Termine und Informationen unter: www.proholz-bayern.de

Foto: ©
 Jirka Jansch, M

odell aus der Ausstellung – Bauen m
it H

olzwww.engel-zimmermann.de

� Strategische Planung 

� Bürgerdialog

�  Akzeptanzkommunikation 
für Infrastrukturprojekte

KOMMUNIKATION 
IN KOMMUNEN

92. Verbands-
versammlung des 
SVB, Rosenheim

FREIE WÄHLER 
Landesversamlung
Dillingen

Bayerischer 
Sparkassentag 2018,
Rosenheim

Vollversammlung 
Bayerischer Bezirketag

2. Fachforum 
Elektromobilität

Kommunalforum 
Alpenraum, 
Kundl, AT

Landkreisversammlung, 
Bayerischer Landkreistag, 
Weißenhorn
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